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Vorwort1

Eine wichtige Bemerkung vorab: Als Westdeutscher (und  wohl wissend, 
dass bereits mit der westdeutschen „Sichtweise“ automatisch Wertun-
gen verbunden sind) sehe ich das damalige Geschehen (und es ist mit 
Sicherheit nur ein Bruchteil des gesamten Geschehens) mit den Augen 
der Gegenwart (was einschließt, dass ich es „vom Ende her“ sehe). Schon 
aus diesem Grund musste ich die DDR-Literatur so überaus umfangreich 
zu Wort kommen lassen.
Besondere Aufmerksamkeit erforderte die Verwendung von altbekann-
ten Begriffen, denen in der DDR häufig ein anderer Begriffsinhalt bei-
gemessen worden ist, ja geradezu beigemessen werden musste, weil 
„keine einzige ökonomische Erscheinung [...] richtig verstanden werden 
[kann], wenn sie, ausgehend von irgendwelchen allgemeinen Abstrak-
tionen, untersucht wird, unabhängig von jenen realen ökonomischen 
Beziehungen, in deren System sie sich befindet und die sie ausdrückt.“ 
Die „konkret-historische Bestimmung und parteiische Interpretation 
der Begriffsinhalte in der ökonomischen Fachsprache“ seien „beson-
ders in der Auseinandersetzung mit bürgerlichen Ideologen“ relevant, 
schreiben Alexander Schink und Dieter Squarra. Die von den bürgerli-
chen Ideologen „praktizierte Methode besteht u. a. in der ahistorischen 
Betrachtung und im Überbetonen des Allgemeinen...“.2 Im Kern und zu 
Recht erinnern sie daran, dass die Bedeutung von Begriffen häufig durch 
die Zeitumstände bestimmt ist und sich mit ihnen ändert.
Auffallend bei der Beschäftigung mit Texten der DDR-Berufspädagogen 
ist die Nachdrücklichkeit, mit der – je später, je explizierter – die Er-
ziehung zur „allseitig entwickelten  sozialistischen Facharbeiterpersön-
lichkeit“ gefordert worden ist!3 Der hochqualifizierte Facharbeiter  soll-
te sich „durch ein hohes sozialistisches Bewußtsein und sozialistische 
Verhaltensweisen auszeichnen“ und er sollte über „umfassende berufli-
che Kenntnisse, Fähigkeiten [und] Fertigkeiten“ verfügen, „die vielseitig 
im Arbeitsprozeß einsetzbar sind.“ Er sollte „sich ständig weiterbilden 
und bereit“ sein, sein „Wissen und Können für die Stärkung und Ver-
teidigung der Deutschen Demokratischen Republik, dem sozialistischen 

1	 Dies ist eine geänderte Fassung der Einleitung zur Ausgabe vom August 2021.
2	 Schink/Squarra: Ökonomie in der Berufsbildung – effektiv vermittelt, Berlin [Ost] 
1976, S. 37 (im Folgenden zitiert als „Schink/Squarra 1976“).
3	 Ebenda, S. 20.
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Staat deutscher Nation, schöpferisch einzusetzen.“4 Dieser propagandis-
tische Ton durchzieht auch nahezu die gesamte einschlägige Literatur. 
Bildungspolitik hatte „von Anfang an in den neu zu schaffenden Verwaltun-
gen einen hervorgehobenen Stellenwert. Um keinen Preis wollte man den 
Bereich der Bildung und Erziehung der Jugend den bürgerlichen Parteien 
oder der SPD überlassen. Hier gab es – und dies war auch in den späteren 
Jahrzehnten der DDR-Bildungspoltik ein ungeschriebenes Gesetz – kon-
sequente Vorgaben für die Kaderarbeit im Bereich des Bildungswesens“, 
schreiben die Dresdner Berufspädagogen Dieter Grottker (*1953 in Baut-
zen) und Jörg-Peter Pahl (1939 – 2022) 1997 rückblickend5. Und schon 
bald hat man der „sozialistischen Berufsausbildung“ eine ganz besondere 
Aufmerksamkeit gewidmet, „weil sie in der entwickelten sozialistischen 
Gesellschaft der Hauptweg der beruflichen Qualifizierung der Arbeiter-
klasse und zugleich die wichtigste Quelle der quantitativ und qualitativ 
erweiterten Reproduktion der Arbeitskraft ist. Als Bestandteil des ein-
heitlichen sozialistischen Bildungswesens ist die Berufsausbildung be-
sonders eng mit dem Reproduktionsprozeß verbunden und somit auch 
entscheidender Wachstumsfaktor und volkswirtschaftliche Entwick-
lungspotenz. Die Berufsausbildung ist auf die Verwirklichung der Haupt-
aufgabe gerichtet, indem sie mit den ihr eigenen Zielen, Inhalten, Mitteln 
und Methoden einen wesentlichen Beitrag zur klassenmäßigen Erziehung 
des Nachwuchses der Arbeiterklasse leistet, zur Befriedigung der wach-
senden materiellen und geistig-kulturellen Bedürfnisse der Werktätigen 
beiträgt sowie das Sozial- und Kulturniveau als Bestandteil des Lebens-
niveaus unseres Volkes erhöht.“6 Die „qualitativ erweiterte Reproduktion 

4	 Vgl. Grundsätze für die Weiterentwicklung der Berufsausbildung als Bestandteil des 
einheitlichen sozialistischen Bildungswesens. In: Gesetzblatt der Deutschen Demokrati-
schen Republik, Berlin [Ost] 1968, S. [263] – 271, hier S. 263.
5	 Grottker, Dieter & Pahl, Jörg-Peter: Berufsbildung in den ersten Jahren nach dem 
Zweiten Weltkrieg – der ostdeutsche Neubeginn vor 50 Jahren. In: berufsbildung. Zeit-
schrift für Praxis und Theorie in Betrieb und Schule, 50. Jg., Seelze 1996 (Dezemberheft), 
S. 5 –10, hier S. 5 (im Folgenden zitiert als Grottker/Pahl). Dieses Dezemberheft wird im
Folgenden zitiert als „berufsbildung/Jubiläumsheft“.
6	 Vgl. Feierabend, Günter und Hammer, Hans: Erfordernisse der qualitativ erwei-
terten Reproduktion des gesellschaftlichen Arbeitsvermögens im Leitungs- und Verwal-
tungsbereich sozialistischer Betriebe und ihr Einfluß auf die perspektivische Weiterent- 
wicklung der kaufmännisch-ökonomischen Berufsausbildung in der DDR, Dissertation
zum Dr. sc. paed. (HU Berlin, Gutachter u. a. Alexander Schink und Herbert Hanke) Berlin 
[Ost] 1975, 346 Seiten – ohne Literaturverzeichnis und die 13 Anlagen (im Folgenden zi-
tiert als Feierabend/Hammer 1975), hier S. 1.
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des gesellschaftlichen Arbeitsvermögens in der Qualifikationsstufe der 
Facharbeiter“ ist  als entscheidender „Faktor der Überlegenheit des So-
zialismus über den Kapitalismus“ angesehen worden (S. 5). „Wer die 
neue Gesellschaft aufbauen will, muß begreifen, daß er das nur auf der 
Grundlage der modernen Bildung zuwege bringen kann und daß, wenn 
er die Bildung nicht hat, der Kommunismus ein frommer Wunsch bleibt“, 
so wird Wladimir Iljitsch Lenin (1870 – 1924) von Günter Feierabend 
(geb. 23.4.1928 in Berlin) und Hans Hammer (geb. 14.11.1923 in Tscha-
lositz) zitiert (S. 14). Und diese Grundüberzeugung der DDR-Machtelite 
war Staatsdoktrin bis zum Herbst 1989. „Die technische Revolution [...] 
(sei nämlich) eine objektive Gesetzmäßigkeit in der Periode des umfas-
senden Aufbaus des Sozialismus. Das Tempo der damit verbundenen 
wissenschaftlich-technischen Umwälzung wird weitgehend vom Bil-
dungsniveau [...]  bestimmt.“7 Man scheint offenbar allen Ernstes davon 
ausgegangen zu sein, mit pädagogischen Maßnahmen die inzwischen 
offenkundigen Mängel des Wirtschaftssystems „heilen“ zu können.
Zwar war man in der SBZ unmittelbar nach der „Stunde Null“ nicht mit 
dem Ziel angetreten, das in den deutschsprachigen Ländern im Laufe 
des 19. Jahrhunderts gewachsene System des Berufs- und Berufsfach-
schulwesens zu überwinden, doch mit der Einführung der Zentralver-
waltungswirtschaft sowjetischer Prägung ist es schnell und unabding-
bar obsolet geworden. Mit dem Ende des Schuljahres 1950/51 wurden 
die kaufmännischen Berufsfachschulen (Handelsschulen, Wirtschafts-
schulen, Berufsvollschulen, Fachschulen für Wirtschaft und Verwal-
tung) geschlossen (während die gewerblich-technischen Berufsfach-
schulen erhalten geblieben sind), dann wurde mit der am 28. Juni 1956 
final verfügten Einführung der Betriebsberufsschulen aus dem dualen 
ein monostrukturelles System, und der berufspraktische Unterricht lag 
nun überwiegend in den Händen von fachschulmäßig ausgebildeten 
Lehrmeistern. Aus den tradierten Monoberufen wurden 1968 [als Maß-
nahme im Prozess der auf dem VII. Parteitag der SED (17. bis 22. April 
1967) breit diskutierten wissenschaftlich-technischen Revolution8] 

7	 Täumer, Heinz: Die sozialistische Ausbildungsgemeinschaft, eine Möglichkeit zur 
Verbesserung der betrieblichen Ausbildung von Industriekaufleuten und für andere Beru-
fe mit Einzelausbildung, Diss. paed. HU Berlin, Berlin 1964 (271 Seiten und 42 Anlagen), 
S. I (im Folgenden zitiert als „Täumer 1964“).
8	 Die erste größere Untersuchung zum Problem der wissenschaftlich-technischen 
Revolution stammt schon aus dem Jahr 1962: Teißmann, Kurt: Probleme der technisch-
wissenschaftlichen Revolution (Unser Weltbild, Nr. 163), Berlin [Ost] 1962.
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Grundberufe mit jeweils etlichen Spezialisierungsrichtungen abge-
leitet. Aus der Berufsbildung9 wurde die Berufsausbildung und aus 
dieser schließlich die Reproduktion des gesellschaftlichen Arbeitsver-
mögens. Statt von Ausbildungsberufen sprach man am Ende nur noch 
von Facharbeiterberufen (aus der Sekretärin war der Facharbeiter für 
Schreibtechnik geworden, wobei es 1987 in Ostberlin keinen einzigen 
männlichen Bewerber für diesen Beruf gegeben hat!). Und aus der Han-
delslehrerausbildung wurde 1971 der „Studiengang Berufsschullehrer 
für Wirtschaft“ mit dem Abschluss Diplom-Ökonompädagoge (Dipl. oec. 
paed.).
Parallel dazu änderte sich auch das tradierte Verhältnis von Allgemein- 
und Berufsbildung: Für DDR-Pädagogen war es spätestens nach dem 
Einzug der Polytechnikkonzeption in das Bildungswesen nicht mehr 
dichotom.10 Ich sage „spätestens“, weil der von den Nazis entlassene 
Leipziger Philosoph und Pädagoge Theodor Litt (1880 – 1962), der ak-
tiv an der Wiederaufnahme des Lehrbetriebs der Leipziger Universi-
tät (21. Januar 1946) mitgewirkt hat, gut anderthalb Jahre nach dem 
Ende des verheerenden Krieges auf der (ersten) berufspädagogischen 
Tagung in Halle (Dezember 1946) in einem Vortrag folgendes festge-
halten hat: „Heute sieht jeder, der nicht blind ist: Wenn es etwas wie 
Bildung überhaupt geben kann, dann nur in engster Durchdringung mit 
beruflicher Tätigkeit, denn diese berufliche Tätigkeit ist ja gerade die 

9	 Im 1952 bis 1977 von der Deutschen Akademie der Wissenschaften bzw. von der 
Akademie der Wissenschaften der DDR in Berlin herausgegebenen „Wörterbuch der deut-
schen Gegenwartssprache“ wird im 1. Band der 1967er Ausgabe bei „Berufsbildung“ auf 
„Berufsausbildung“ verwiesen. Vgl. „Berufsbildung“, in: Wörterbuch der deutschen Gegen-
wartssprache (1964–1977), kuratiert und bereitgestellt durch das Digitale Wörterbuch 
der deutschen Sprache, https://www.dwds.de/wb/wdg/Kaufmann, Stand 10.04.2021.
10	 Einen historischen Abriss zur Geschichte des Verhältnisses von Allgemein- und Be-
rufsbildung gibt neuerdings die Hamburger Berufs- und Betriebpädagogin Karin Büchter, 
(HSU): Gleichwertigkeit allgemeiner und beruflicher  Bildung als Demokratisierungsprojekt 
– Historische Kontinuität und Grenzen einer Forderung. In: Kaiser, Franz und Götzl, Ma-
thias (Hrsg.): Historische Berufsbildungsforschung. Perspektiven auf Wissenschaftsgenese
und -dynamik, Detmold 2020, S. 215 – 232. Mein Fazit: In Gesellschaften mit Demokratie,
Föderalismus und (gelebtem) Pluralismus sind Wissenschaftler nur eine Stimme unter vie-
len. Sie können Politiker beraten, sie können Vorschläge machen, „wirkmächtig“ sind sie
nicht! Bereits 1972 sind – ausgehend vom „Strukturplan“ des Deutschen Bildungsrates – in
einer engagierten Abhandlung die tiefgreifenden schulpolitischen Voraussetzungen einer
Integration von Allgemein- und Berufsbildung erörtert worden: Hönes, W. - Jerg: Das berufs-
bildende Abitur – Zur Theorie und Praxis der Integration von beruflicher und allgemeiner 
Bildung. In: Die Deutsche Berufs- und Fachschule, 68. Band, Wiesbaden 1972, S. 513 – 531.
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Form, in der wir alle Hand anlegen innerhalb des nationalen Ganzen. [...] 
Dies gilt für uns alle, für den Universitätsprofessor ebenso wie für den 
ungelernten Arbeiter.“11 Allgemeinbildung und Berufsbildung waren im 
„einheitlichen sozialistischen Bildungssystem“ eng ineinander verzahnt! 
Sie waren zu einer unlösbaren harmonischen Einheit zusammengefügt 
worden. Anders ausgedrückt: Alle Bildung war (zumindest eine zeit-
lang) Berufsbildung, so dass man nach meiner Meinung (in zugespitzter 
Form) durchaus sagen kann, dass zum Ende der DDR die Berufsbildung 
(im weiteren, im ursprünglichen Sinne) die Allgemeinbildung dominier-
te. Deshalb irritiert es mich auch, dass es (westdeutsche) Darstellungen 
des DDR-Bildungswesens gibt, in denen das berufsbildende Schulwesen 
mit keinem Satz erwähnt wird.
Zum Verhältnis von Theorie und Praxis hieß es einmal, Praxis sei ange-
wandte Theorie, (was im DDR-Berufsbildungswesen auf ungute Weise 
so war!) und Theorie sei abstrahierte Praxis. Letzteres war im DDR-Be-
rufsbildungswesen auf folgenschwere Weise vielfach nicht der Fall: The-
orie war bisweilen (ich beziehe mich auf die Studien- bzw. Schulfächer 
„Politische Ökonomie“, „Betriebsökonomik“ und – mit Einschränkungen 
– auf das Fach „Rechnungsführung und Statistik“) pure (aus der Sow-
jetunion importierte) Ideologie, so dass trotz aller Perfektionsbestre-
bungen die beim Vergleich der Wirtschaftssysteme so wichtigen Steige-
rungsraten der Produktivität der ostdeutschen Wirtschaft hinter denen 
Westdeutschlands zurück geblieben sind. Und ob sie es wollten oder 
nicht: Beide Wirtschaftssysteme sind von den Menschen beiderseits der 
innerdeutschen Grenze ständig miteinander verglichen worden und in-
direkt damit auch die Zweckdienlichkeit ihrer Berufsbildungssysteme! 
Für die DDR-Bevölkerung kam verstärkend hinzu, dass sich die DDR 
immer als Gegenentwurf zum bürgerlichen Wirtschafts- und Gesell-
schaftssystem Westdeutschlands stilisierte.
Das Bildungssystem der DDR erschließt sich  einem Westdeutschen 
nicht ohne weiteres. Die Quellen insbesondere des wirtschaftsberufli-
chen Schulwesens sind immer noch nicht ausreichend erschlossen, und 

11	 Vgl. Litt, Theodor: Synthese zwischen Berufsbildung und Allgemeinbildung. In: 
Berufsbildung, 1 (1947) 2, S. 1 – 6, hier S. 3 (wiederabgedruckt in berufsbildung/Jubi-
läumsheft, a.a.O., S. 11 – 18); Litt hat übrigens Ende 1947 (67-jährig) wegen des in Gang 
gesetzten „Umkrempelns“ des gesamten Schul- und Erziehungswesens resigniert die SBZ 
verlassen, um an der Universität Bonn ein neues Institut für Erziehungswissenschaft auf-
zubauen! Vgl. dazu Schwiedrzik, Wolfgang Matthias: Lieber will ich Steine klopfen... Der 
Philosoph und Pädagoge Theodor Litt in Leipzig 1933 – 1947, Leipzig 1997, S. 38 – 40.
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soweit sie bekannt sind, ist deren Interpretation immer noch problema-
tisch. Das geforderte hohe sozialistische Bewusstsein stand im Kontrast 
zum bürgerlich geprägten Kaufmann und dementsprechend taten sich 
die kaufmännische Berufserziehung und die Wirtschaftspädagogik in 
der SBZ/DDR schwer. 
Besonders in den Gesellschaftswissenschaften (zu denen auch die Wirt-
schaftspädagogik gehörte) hat sich der alte Grundsatz der gleichge-
wichtigen Einheit von Lehre und Forschung hin zu deutlich mehr Lehre 
und entsprechend weniger Forschung verschoben.12 Man hat alsdann 
das Fehlen kritischer Sozial- und Erziehungswissenschaften in der DDR 
als „besonders schmerzlich“ empfunden.13  Die Wirtschaftspädagogen 
an der Berliner Humboldt-Universität konnten vor der Wende das eige-
ne Bezugssystem nicht kritisch auf die Verwirklichung seines gesetzten 
Zieles befragen, sie konnten seine realen Probleme nicht offenlegen und 
sie konnten auch die ideologischen Forschungssperren nicht überwin-
den, denn akademische Freigeister wurden in der DDR mit Versetzung, 
Publikationsverbot, Ausschluss aus der Partei und akademischer Dis-
kreditierung bis hin zum Zitierverbot bestraft.  Die Ost-Berliner Wirt-
schaftspädagogen haben aber auch nach der Wende – mit Ausnahme 
der Professoren Sabine Matthäus (sie war die designierte Nachfolge-
rin von Professor Dr. Alexander Schink) und Dieter Squarra – nicht zur 
Erhellung des Geschehens beigetragen. Die Gründe dafür liegen mut-
maßlich in der engen Verflechtung des eigenen Werdegangs mit den 
politischen, sozialen und ökonomischen (Rahmen-) Bedingungen (ohne 
Parteimitgliedschaft kein Lehrstuhl!). Eine differenzierte Auseinander-
setzung mit der Vergangenheit wäre nicht ohne Kritik an der eigenen 
Lebensleistung möglich gewesen. 

12	 1959 soll Kurt Schröder (Rektor der HU Berlin) die Situation wie folgt beschrie-
ben haben: „Die Gefahr besteht, daß die Wissenschaft sich auf die Akademie verlagert 
und daß an der Universität nur das Pädagogische, Politische und Polytechnische bleibt.“ 
Vgl. Jessen, Ralph: Vom Ordinarius zum sozialistischen Professor. Die Neukonstruktion 
des Hochschullehrerberufs in der SBZ/DDR, 1945 – 1969. In: Bessel, Richard & Jessen, 
Ralph (Hrsg.): Die Grenzen der Diktatur. Staat und Gesellschaft in der DDR, Göttingen 
1996, S. [76]. – 107, hier S. 91. In den Gesellschaftswissenschaften bestand sogar die reale 
Gefahr, dass die Forschung gänzlich an parallele Einrichtungen wie die Hochschule für 
Ökonomie und die Akademie der Pädagogischen Wissenschaften der DDR (APW) ausgeglie-
dert wurde!
13	 Biermann, Horst: Berufsausbildung in der DDR. Zwischen Ausbildung und Auslese, 
Opladen 1990, S. 5.
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Der derzeitige Flensburger Berufspädagoge Volkmar Herkner [sozi-
alisiert in der DDR: 1986 – 1989: Berufsausbildung (Mechaniker) mit 
Abitur]14 hat auf der Tagung Retrospektiven und Synergien einer Histori-
schen Berufs- und Wissenschaftsforschung  im September 2019 in Rostock 
die Ansicht geäußert, dass – wer sich mit der DDR-Berufsbildung befas-
se – stets mit zwei Verdachtsmomenten zu kämpfen hat: Entweder ein 
„»linker Spinner« respektive ein »DDR-Nostalgiker«“ zu sein oder dem 
(homogenisierenden) »Mainstream« (er bewirkt „Konformitätsdruck“ 
und schafft „Mitläufer!“) zu folgen und mit dem Scheitern der DDR 
selbstredend auch deren Berufsbildung als missglückt anzusehen.15 
Doch mit dieser Zuspitzung wird die Beschäftigung mit dem berufsbil-
denden Schulwesen der DDR gleichsam zur „Gratwanderung“. Daran 
ändert auch die von Herkner zum Ausdruck gebrachte Hoffnung wenig, 
dass „30 Jahre nach dem Ende des Staates eine ideologiearme Ausei-
nandersetzung mit dem Forschungsgegenstand erfolgen“ könne.16 Ab-
gesehen davon, dass Wissenschaft nach meiner Meinung ausnahmslos  
immer zumindest „ideologiearm“17 zu sein hat, ist sie im Idealfall sogar 
ideologiefrei. Vor diesem Hintergrund wünsche ich mir, dass meine hier 
vorgelegte Arbeit im Sinne Herkners als ideologiearm akzeptiert wird.

14	 Weiterer Werdegang: 1989 bis 1995 Studium an der TU Dresden (Lehramt an Be-
rufsschulen, Berufliche Fachrichtung Maschinen- und Metalltechnik); 1995 Erstes Staats-
examen sowie Diplom (Berufspädagogik); 1995 bis 2005 Wissenschaftlicher Mitarbeiter 
in der Beruflichen Fachrichtung Maschinen- und Metalltechnik der TU Dresden; 2003 
Promotion (Dr. phil.), Fakultät Erziehungswissenschaften der TU Dresden zum Thema 
Deutscher Ausschuß für Technisches Schulwesen. Untersuchungen unter besonderer Berück-
sichtigung metalltechnischer Berufe (Hamburg, Kovac 2003). 2008 Zweites Staatsexamen, 
seitdem Professor für Berufspädagogik am Berufsbildungsinstitut Arbeit und Technik der 
Universität Flensburg.
15	 Anmerkung: Wer will schon „linker Spinner“, DDR-Nostalgiker oder auch nur Teil 
des (negativ konnotierten) „Mainstreams“ sein? Und wie sind die Autoren „dazwischen“ 
einzuordnen?  Sind es die „neuen Helden“, die mit dem (richtigen) Durchblick? Litera-
turhinweis: Herkner, Volkmar: Berufsbildung von der deutschen Teilung bis zur Einheit 
– gemeinsame Wurzeln, verschiedene Wege. In: BWP. Berufsbildung in Wissenschaft und 
Praxis, 44. Jg., Stuttgart 2015, S. 13 – 17.
16	 Vgl. Herkner, Volkmar: Forschungsperspektiven zur DDR-Berufsbildung. Ein Auf-
riss. In: Kaiser/Götzl, a.a.O., S. 275 – 291, hier S. 287.
17	 Wenn etwas das Gegenteil von ideologiearm war, dann waren es die Gesellschafts-
wissenschaften in der DDR, zu denen auch die Berufs- und Wirtschaftspädagogik gehörte. 
Obendrein hatten alle Lehrkräfte aller Bildungs- und Erziehungsanstalten in der DDR den 
„Klassenstandpunkt“ zu vertreten, und zwar mit aller Entschiedenheit! Das galt selbst für 
die Erzieherinnen von Kindern im Vorschulalter.
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Diese Arbeit beschränkt sich im Wesentlichen auf einen registrierenden 
Zuschnitt, wobei sicherlich noch nicht alle Quellen gefunden (das gilt 
insbesondere für die Archivalien)  und alle Zusammenhänge aufgedeckt 
sind! Und auch die von Horst Siebert aufgezählten „Vorfragen“, die vor 
einer ausführlichen Darstellung und Kritik des DDR-Bildungswesens 
zu klären seien, bleiben hier unerörtert, so z. B. der Bildungswert der 
Technik, die humanisierende Funktion produktiver Arbeit, das Verhält-
nis von Schule und Leben, von Theorie und Praxis, das anthropologi-
sche Leitbild des Neuerers und Arbeiterforschers, die Bedeutung der 
Berufsbildung für die Vollendung der wissenschaftlich-technischen 
Revolution, die politisch-ideologische Bedeutung des wirtschaftlichen 
Wachstums in der DDR, die angebliche Interessenidentität zwischen 
staatlich-ökonomischen Zielen und dem persönlichen Wohlergehen des 
einzelnen sowie die sozialistischen Produktionsverhältnisse als ver-
meintliche Voraussetzung für eine Überwindung der Entfremdung.18

Bei der Darstellung, die im Kern eine „Vorstudie“, eine Beschreibung 
des zu untersuchenden Problemfeldes ist, habe ich mich für die Form 
einer historisch-deskriptiven Analyse mit zwanzig „Gedankenbündeln“ 
entschieden, wobei sich Gedanken in Schleifen wiederholen. Weil diese 
Form nicht in sich abgeschlossen ist, hat sie es mir ermöglicht, „elas-
tisch“ immer weitere Literaturfunde einzuarbeiten. Dabei ist mein Blick 
auf die Ereignisse gewissermaßen der durch ein „Weitwinkelobjektiv“, 
weil sich m. E. so die Einbettung der ostdeutschen Wirtschaftspädagogik 
und Wirtschaftserziehung in das Beschäftigungs- und das dazu gehöri-
ge Berufsbildungssystem der DDR am besten darstellen ließen. Anders 
ausgedrückt: Mein Blick geht in die Breite statt in die Tiefe (kann also 
schon von daher keinen Anspruch auf Vollständigkeit erheben!), um die 
Entwicklung der Wirtschaftspädagogik und auch des wirtschaftlichen 
Schulwesens in einem umfassenderen Kontext darstellen zu können. Ich 
habe also, mit anderen Worten, versucht, die mir vorliegenden Daten zu 
einer stimmigen Darstellung zu bündeln, die allerdings nicht in einfa-
chen Antworten mündet. Sie soll vielmehr zum Weitermachen anregen.
Zur Veranschaulichung und auch zur Vertiefung des Textes sind dem Buch 
Original-Stundentafeln, Dokumente (wie z. B. Schul- und Facharbeiter-
zeugnisse), Strukturgraphiken und Portraits der Wirtschaftspädagogen 

18	 Siebert, Horst: Die Reform der beruflichen Aus- und Weiterbildung in der Deut-
schen Demokratischen Republik. In: Die Deutsche Berufs- und Fachschule, 66. Band, Wies- 
baden 1970, S. 753 – 763, hier S. 753 (im Folgenden zitiert als „Siebert, Die Reform...“).
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an der Humboldt-Universität beigegeben worden. Jedenfalls sind die 
eingefügten Abbildungen von mir nicht einfach als „Illustrationen“, als 
Auflockerungen des Textes gedacht.
Im Osten Deutschlands gab es eine nachhaltig wirkende Enttäuschung 
(die hier und da bis hin zu zorniger Verärgerung gegangen sein mag) da-
rüber, dass ein funktionierendes Berufsbildungssystem durch die bei-
nahe übergangslose (!) Einführung des westdeutschen Berufsbildungs-
systems zu vorhersehbaren Problemen geführt hat, weil die in vierzig 
Jahren gewachsenen Besonderheiten in der DDR unberücksichtigt ge-
blieben sind. Das ist der Ansatz, den Susanne Eichler und Gertrud Kühn-
lein in einem Beitrag für die GEW-nahe Max-Träger-Stiftung vertreten.19 
Das duale Ausbildungssystem habe sich in Ostdeutschland eben nicht 
als Exportschlager bewährt, wie man im (naiven) Rückblick auf die ge-
meinsame Tradition vor 1945 geglaubt habe. Von einem Tag auf den an-
deren war die Ausbildung nun wieder dual, wobei die für die betrieb-
liche Ausbildung zuständige Arbeitgeberseite nur zu oft schmerzhaft 
versagt habe (insgesamt zu wenig Ausbildungsplätze und dann auch 
noch ca. 50 % in Handwerksbetrieben!). Die nicht hinreichend vorbe-
reiteten Berufsschulen seien dabei zu „Reparaturbetrieben“ im Ausbil-
dungssystem geworden.
Ein Einzelner kann eine faktenbasierte Analyse zu einem so komplexen 
Thema wie dem hier vorgelegten in der Regel nicht leisten. Deshalb war 
die Hilfe von zwei Personen besonders bedeutsam, denen ich deshalb 
einen ganz besonderen Dank schulde:
Ich beginne mit Frau Senta Braun (München), die nicht nur bei der auf-
wendigen Recherche eine unverzichtbare Hilfe war. Sie hat diese Arbeit 
in allen Phasen ihrer Entstehung begleitet und auch mit ihren Formu-
lierungsvorschlägen einen wichtigen Beitrag dazu geleistet, aus einem 
kurzen Abriss über Richard Fuchs (damit hat es vor etwa drei Jahren 
begonnen!) dieses umfangreiche Werk über die Wirtschaftspädagogik 
und Wirtschaftserziehung in der SBZ und der DDR entstehen zu lassen. 
Ohne ihre geduldige, freundschaftliche und kritische Begleitung hätte 
dieses Buch also nie geschrieben werden können.

19	 Eichler, Susanne und Kühnlein, Gertrud: Berufsschulen als Reparaturbetrieb? Er-
fahrungen mit der Berufsausbildung in den neuen Bundesländern (= Veröffentlichungen 
der Max-Träger-Stiftung, Band 26), Weinheim und München 1997, hier S. 15.
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Zu Dank verpflichtet bin ich ebenfalls Herrn Dr. Wolfram Fiedler (Leip-
zig), der mir nicht nur die Scans der in den Text eingeflossenen Ausbil-
dungsunterlagen aus dem Bestand der Deutschen Bibliothek (Leipzig) 
zur Verfügung gestellt hat, sondern auch seinen Aufsatz zur Geschichte 
der (sozialistischen) Handelshochschule Leipzig. Am wichtigsten waren 
für mich jedoch sein unverzichtbares „Ostwissen“ und seine unermüd-
liche Unterstützung, der ich immer wieder den Zugang zu zuvor unbe-
kannten Quellen zu verdanken habe.
Sowohl Frau Senta Braun als auch Herrn Dr. Wolfram Fiedler danke ich 
für die jahrelange verlässliche Unterstützung meiner Arbeit.
Zum Schreiben dieses Buches war beängstigend viel Recherche not-
wendig, so viel, dass ich wohl nicht mit dem Schreiben begonnen hätte, 
wenn mir das gleich zu Beginn bewusst gewesen wäre.

Bergneustadt im März 2023 – der Herausgeber
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Jahreszahlen sind kein Beleg dafür, dass etwas 
„vorbei“ ist, denn sie haben auch die unver-
zichtbare Funktion von Wegmarken der Erin-
nerungskultur.

Zeittafel
zusammengestellt von Klaus Friedrich Pott

12. Sept. 1944 Gemäß Londoner Protokoll wird Deutschland in den Grenzen von 
1937 in drei Besatzungszonen und ein besonderes Berliner Gebiet 
eingeteilt

27. März 1945 Die Berufsschule für das Bank- und Versicherungsgewerbe führt 
trotz ununterbrochener Luftangriffe die letzte Lehrabschlussprü-
fung vor der Kapitulation durch (Im September 1948 siedelte die 
Schule von Berlin/Ost nach Berlin/West um)

  5. April 1945 Die KPD-Parteiführung legt Richtlinien für die Arbeit der deutschen 
Antifaschisten in den von der Roten Armee besetzten deutschen Gebie-
ten vor

28. April 1945 Noch vor Beendigung der Kampfhandlungen ordnet der sowjetische 
Stadtkommandant von Berlin mit seinem Befehl Nr. 1 die Schließung 
der Banken und die Konfiszierung der Reichsmarkbestände an. Die 
Geld- und Kreditinstitute erhielten die Weisung, die Tresore zu ver-
siegeln und Liquidationsbilanzen aufzustellen. Analoge Befehle er-
gingen in der gesamten Sowjetischen Besatzungszone

30. April 1945 Hitler begeht im Bunker der Reichskanzlei Selbstmord. Die Gruppe 
Ulbricht wird aus Moskau eingeflogen

2. Mai 1945 Kapitulation der deutschen Truppen in Berlin
8. Mai 1945 Bedingungslose Kapitulation der deutschen Wehrmacht (alle Beam-

tenverhältnisse galten als erloschen) und Ende des 2. Weltkrieges in 
Europa

14. Mai 1945 Sowjetische Militär-Administration in Deutschland (SMAD) setzt 
Magistrat für Groß-Berlin ein

14. Mai 1945 Neun Wissenschaftler, vierzehn Angestellte und zwölf Studenten 
beginnen mit der Entrümpelung des teilweise zerstörten Gebäudes 
der Berliner Wirtschafts-Hochschule in der Spandauer Straße

19. Mai 1945 Amtseinführung eines (vorläufigen) Magistrats von Groß-Berlin 
durch den sowjetischen Stadtkommandanten. Im Hauptschulamt 
wird der Handelslehrer Willy Mann (1903 – 1970) Dezernent für 
Berufs- und Fachschulen
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24. Mai 1945 Der Magistrat von Groß-Berlin bringt bereits auf seiner zweiten Sit-
zung die Arbeit der Innungen und Handelskammern „zum Ruhen“ 
und gibt bekannt, „dass auch die Tätigkeit der Fachgruppen und 
Wirtschaftsverbände bis auf weiteres beendet ist

28. Mai 1945 Der Prorektor Edwin Fels (1888 – 1983) der Wirtschafts-Hoch- 
schule teilt dem Berliner Stadtrat für Volksbildung und dem Poli-
zeipräsidenten mit, dass die Wirtschafts-Hochschule ihren Betrieb 
wieder aufgenommen habe

2. Juni 1945 Beim Magistrat von Groß-Berlin wird ein Leitender Ausschuß für 
Hochschulfragen eingerichtet und der Philosoph und Pädagoge Edu-
ard Spranger zum Vorsitzenden ernannt

5. Juni 1945 Bildung des Alliierten Kontrollrats (Übernahme der Regierungsge-
walt in Deutschland durch die Alliierten)

9. Juni 1945 SMAD-Befehl Nr. 1 über die Organisation der Militärverwaltung in 
der SBZ

10. Juni 1945 SMAD-Befehl Nr. 2: Bildung antifaschistischer Parteien und „frei-
er Gewerkschaften“ (Scheinpluralismus wird etabliert). Der FDGB 
Groß-Berlin ist wegen des Viermächte-Status eine eigenständige Or-
ganisation

11. Juni 1945 Der Berliner Magistrat verabschiedet Vorläufige Richtlinien für die 
Wiedereröffnung des Schulwesens (die wahrscheinlich das Vorbild 
für das Gesetz zur Demokratisierung der Deutschen Schule waren)

30. Juni 1946 Das Land Sachsen erlässt ein Gesetz über die Übergabe von Betrie-
ben von Kriegs- und Naziverbrechern in das Volkseigentum

3./4. Juli 1945 Einzug der Amerikaner und Briten in die Westsektoren Berlins
9. Juli 1945 Wiedereröffnung der Städtischen Höheren Handelsschule in Zwi-

ckau
16. Juli 1945 Der von der sowjetischen Militärregierung eingesetzte Magistrat 

von Groß-Berlin übernimmt die Verwaltung aller Berliner Hoch-
schulen

23. Juli 1945 SMAD-Befehl Nr. 1 über die Neuorganisation der deutschen Finanz- 
und Kreditorgane: Provinzial- und Landesbanken sowie städtische 
und kommunale Banken, Sparkassen und staatliche Versicherungs- 
gesellschaften nehmen in der SBZ ihre Tätigkeit auf. Wenig später 
folgen landwirtschaftliche Kreditgenossenschaften

27. Juli 1945 Mit SMAD-Befehl Nr. 17 wird der Aufbau deutscher Zentralverwal-
tungen mit Sitz im sowjetischen Sektor von Berlin angeordnet [dar-
unter auch die Deutsche Zentralverwaltung für Volksbildung (DZfV). 
Sie sorgt für die Verhinderung eines schul- und kulturpolitischenLän-
derpartikularismus]

31. Juli 1945 Die SMAD verfügt die Schaffung „antifaschistischer Jugendkomitees“ bei 
den Bürgermeistereien der größeren und mittleren Städte
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6. Aug. 1945 Ein US-Bomber wirft die erste Atombombe über Hiroshima ab und
demonstriert der Sowjetunion die militärische Überlegenheit. Am 
9. August wird eine zweite Atombombe auf Nagasaki abgeworfen,
worauf Japan am 2. September kapituliert. Der Zweite Weltkrieg ist
auch in Ostasien zu Ende

8. Aug. 1945 Erlass des Präsidenten der Provinz Sachsen über Errichtung von
Fachschulen für Wirtschaft und Verwaltung (FWV)

25. Aug. 1945 SMAD-Befehl Nr. 40: Vorbereitung der Schulen zum Schulbetrieb,
Verbot von Privatschulen und des schulischen Religionsunterrichts; 
Interpretation der Bestimmungen des Potsdamer Abkommens vom 
Standpunkt der Arbeiterklasse

27. Aug. 1945 Die Industrie- und Handelskammer Berlin wird aufgelöst. Das Kam-
mervermögen, zu dem auch das Gebäude der Wirtschafts-Hoch-
schule gehörte, kommt unter die treuhänderische Zwangsverwal-
tung des Liegenschaftsamtes des Magistrats

3. Sept. 1945 Eine „Erste vorläufige Schulordnung“ des Magistrats von Berlin un-
terstellt (mit Billigung der Alliierten Kommandantur) die inneren 
Schulangelegenheiten der Berufsschulen, ihre Lehrpläne, den Un-
terricht, den Schulbesuch, die Disziplin usw. der direkten Aufsicht 
des Hauptschulamtes

22. Sept. 1945 Mittels Verwaltungsanordnung zur Regelung der Berufserziehung
und Berufslenkung in Berlin wird der Hauptausschuß Berufserzie-
hung und Berufslenkung (HBB) gebildet

1. Okt. 1945 Wiedereröffnung der Wirtschaftsoberschule Dresden (in städti-
scher Trägerschaft)

10. Okt. 1945 Wiederaufnahme des Unterrichts an der Wirtschaftsoberschule
Chemnitz und an der Höheren Handelsschule Gera

12. Okt. 1945 Gründung des Staatlichen Amtes für Berufsbildung
15. Okt. 1945 Wiederaufnahme des Unterrichts an der Buchhändler-Lehranstalt Leipzig
18. Okt. 1945 Gemeinsamer Aufruf der KPD und SPD an die Bevölkerung in Berlin 

zur demokratischen Schulreform
30. Okt. 1945 Befehl Nr. 124 des Obersten Chefs der Sowjetischen Militärverwal-

tung, Oberbefehlshabers der Gruppe der Sowjetischen Besatzungs-
truppen in Deutschland „Über die Beschlagnahme und provisori-
sche Übernahme einiger Eigentumskategorien“

4. Nov. 1945 Gemeinsame Kundgebung der KPD und SPD in Berlin zur demokra-
tischen Schulreform

6. Dez. 1945 SMAD-Befehl Nr. 162 über die Vorbereitung der Lehrer für die Volks-
schule (→ Neulehrer)

18. Dez. 1945 Mit SMAD-Befehl Nr. 176 werden die Konsumgenossenschaften wie-
derhergestellt und bei der Warenzuteilung gegenüber dem privaten 
Einzelhandel bevorzugt

29. Dez.1945 „Gemaßregelte Dozenten sollen sich melden“ (Aufruf in der Berliner 
Zeitung)
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1945 I. Hochschulreform (≙ „Veränderungen“ bei der Neueröffnung der 
Universitäten und Hochschulen in der SBZ): Entnazifizierung der 
Hochschul-Mitarbeiter und Versuch, das „bürgerliche Bildungsmo-
nopol“ zu brechen

Anfang 1946 Eröffnung von Gewerbebanken und Postsparkassen in der SBZ
8. Jan. 1946 SMAD-Befehl Nr. 4 „Über die Wiederaufnahme des Lehrbetriebs an 

der Universität Berlin“
9./10. Jan.1946 Der von einer Kommission der DZfV ausgearbeitete Entwurf des 

Gesetzes zur Demokratisierung der deutschen Schule wird auf einer 
Tagung der von der Besatzungsmacht eingesetzten Landesämter für 
Volksbildung unter Beteiligung der sowjetischen Vertreter in Hal-
le beraten. Die erheblich überarbeitete Fassung wird am 5. Februar 
der Volksbildungsabteilung der SMAD übergeben

23. Jan. 1946 SMAD-Befehl Nr. 22 „Arbeit der höheren Volksschulen und Anord- 
nung über die Eröffnung auf dem Gebiet der sowjetischen Besat- 
zungstruppen in Deutschland (Volkshochschule)“ verfügt die staat-
liche und zentrale Organisation des Volkshochschulwesens in der 
SBZ nach sowjetischem Vorbild. Dem Befehl ist ein von der DZfV 
ausgearbeitetes Statut der Volkshochschulen der SBZ beigefügt

29. Jan. 1946 Festakt zur „Neueröffnung“ der Universität Berlin (es gab in der SBZ 
noch fünf weitere traditionelle Universitätsstandorte)

5. Febr. 1946 Die (bisher) selbständige Leipziger Handelshochschule wird in die 
dortige Universität „eingegliedert“ (woraus die „Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaftliche Fakultät“ entsteht)

9. - 11. Febr. 1946 Verschiedene Gewerkschaften in der SBZ schließen sich nach Ab-
stimmung mit der Sowjetischen Militäradministration zum Freien 
Deutschen Gewerkschaftsbund (FDGB) zusammen

12. Febr. 1946 Mit SMAD-Befehl Nr. 49 (Über die Ordnung der Eröffnung und Ar-
beit der technischen (!) Berufsschulen in der Sowjetischen Besat-
zungszone Deutschlands) wird bestimmt, dass die Ausbildung von 
Facharbeitern durch die Berufsschulen sowohl im berufstheoreti-
schen Unterricht als auch im berufspraktischen Teil der Ausbildung 
in eigenständigen Lehrwerkstätten und in den Werkstätten der Be-
triebe zu erfolgen hat

25. Febr. 1946 Der Alliierte Kontrollrat löst den Staat Preußen mit der Begründung 
auf, dass er seit jeher Träger des Militarismus und der Reaktion in 
Deutschland gewesen sei



25

5. März 1946 Der Oberkommandierende der sowjetischen Militärverwaltung,
Marschall Georgi K. Shukow (1896 – 1974), befiehlt nach dem for-
malen Antrag des Zentralen antifaschistischen Jugendausschusses 
(der SBZ) vom 7. Februar 1946 als überparteiliche (!) Jugendorgani- 
sation zugelassen zu werden, dessen Umwandlung in die Freie Deut-
sche Jugend (FDJ). Nach der Verabschiedung des Statuts durch das 
I. Parlament der Jugend, dem höchsten Organ der FDJ, in Branden-
burg (Havel) 8. bis 10. Juni 1946, wird der spätere DDR-Staatschef
Erich Honecker zum Vorsitzenden gewählt

13. März 1946 Gründung Zentrale Parteischule (der KPD) in Liebenwalde (bei Ber-
lin), später: Parteihochschule Karl Marx. Sie befähigt die Absolven-
ten dazu, höhere Verantwortungsbereiche in Partei und Verwaltung 
auf zentraler Ebene zu übernehmen

22. April 1946 (Zwangs-) Vereinigung der KPD und SPD zur Sozialistischen Ein-
heitspartei Deutschlands (SED) – nicht in Groß-Berlin

23. April 1946 Die erste Nummer der Zeitung „Neues Deutschland“ als SED-
Zentralorgan erscheint

1. Mai 1946 In Ilmenau kommt es mit Zustimmung der Sowjetischen Militär-
administration am Standort der vormaligen Reichsfinanzschule zur 
Gründung der Schule der Deutschen Finanzverwaltung in der sowje-
tischen Zone. Am 10. September 1952 wird sie nach Gotha verlegt 
und als zentrale Fachschule für Finanzwirtschaft (später ~ für Fi-
nanzen) fortgeführt. Mit dem Inkrafttreten der deutsch-deutschen 
Wirtschafts- und Währungsunion (1. Juli 1990) wird sie zunächst in 
die Fachhochschule für Finanzen und in die Landesfinanzschule für 
Thüringen umgewandelt und ab Juni 1991 als Bildungszentrum der 
Thüringer Steuerverwaltung fortgeführt

15. Mai 1946 Die SMAD bestätigt das Gesetz zur Demokratisierung der deutschen
Schule ohne weitere Änderungen. Am 19. Mai erhalten die sowjeti-
schen Generäle in den Ländern den Gesetzestext in russisch

19. Mai 1946 Tagung der Volksbildungsminister der Länder der SBZ mit Diskussi-
on über den Entwurf für das Gesetz zur Demokratisierung der deut-
schen Schule. Zwischen dem 22. Mai und dem 2. Juni wird das Gesetz 
dann von den Landes- und Provinzialverwaltungen in fast gleichlau-
tendem Text beschlossen

5. Juni 1946 SMAD-Befehl Nr. 167 Über den Übergang von Unternehmungen in
Deutschland in das Eigentum der UdSSR auf Grund der Reparations-
ansprüche

9. Juni 1946 Anordnung der Deutschen Wirtschaftskommission über die Förde-
rung des Betriebsnachwuchses in volkseigenen Betrieben (wird als 
offizielles „Gründungsdokument“ der Betriebsberufsschulen ange-
sehen)

30. Juni 1946 Volksentscheid in Sachsen über die entschädigungslose Enteignung 
„der Betriebe aktiver Nazis und Kriegsverbrecher“
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1. Juli 1946 Deutsche Zentralverwaltung für Volksbildung erlässt Bestimmun-
gen über Einrichtung von Wirtschaftsschulen und Fachschulen für 
Wirtschaft und Verwaltung (FWV)

12. Juli 1946 Mit SMAD-Befehl Nr. 205 wird die Errichtung „Pädagogischer Fakul-
täten“ an den sieben SBZ-Universitäten angeordnet

1. Aug. 1946 Mit SMAD-Befehl Nr. 187 wird die Akademie der Deutschen Wissen-
schaften eröffnet (ab 1954 direkt dem Ministerrat der DDR unter-
stellt)

2. Aug. 1946 SMAD-Befehl Nr. 237: Ausbildung von Diplom-Gewerbelehrern an 
pädagogischen Fakultäten

1. Sept. 1946 Wiedereröffnung der FWV in Bautzen, Freiberg, Freital, Görlitz, Hal-
le, Leipzig, Meiningen, Nordhausen, Pirna, Plauen, Riesa, Rostock, 
Schwerin, Sebnitz und Sonneberg

14. Okt. 1946 Festliche Eröffnung der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät 
der Berliner Universität, entstanden aus der Vereinigung der Wirt-
schaftshochschule mit dem Institut für Wirtschaftswissenschaften 
der vormaligen Rechts- und Staatswissenschaftlichen Fakultät der 
Universität Berlin

15. Okt. 1946 An der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der Berliner Univer-
sität wird der Handelslehrer Richard Fuchs auf Grund seiner bishe- 
rigen wissenschaftlichen Veröffentlichungen in einem außerordent- 
lichen Promotionsverfahren zum Dr. rer. pol. promoviert

20. Okt. 1946 Die vorläufige Berliner Verfassung wird in Kraft gesetzt. Am glei-
chen Tag werden die Parlamentswahlen in allen vier Sektoren von 
Groß-Berlin für die Stadt- und Bezirksverordneten abgehalten

21. Nov. 1946 Im Beisein der Vertreter der vier alliierten Mächte wird die Pädago-
gische Hochschule Berlin feierlich eröffnet

2. Dez. 1946 SMAD-Befehl Nr. 333 „Über die Gründung von Gesellschaftswis-
senschaftlichen Fakultäten an den Universitäten Leipzig, Jena und 
Rostock“ (nach sowjetischem Vorbild)

6. Dez. 1946 Richtlinie der DZfV: Einheitliche Bezeichnung der berufsbildenden 
Schulen

11. – 13. Dez. 
1946

(Erste) Berufspädagogische Tagung (Halle), Planung und Durch- 
führung: Richard Fuchs: „Grundsätze der weiteren Entwicklung des 
Systems der Berufsausbildung“ werden beraten

10. März 1947 Beginn der Moskauer (Außenminister-) Konferenz. Sie dauerte 
sechs Wochen und war (nicht nur in deutschlandpolitischer Hin-
sicht) ein völliger Fehlschlag. Die Spaltung Deutschlands zeichnet 
sich bereits ab

12. März 1947 Der amerikanische Präsident Harry Truman (1884 – 1972) ver-
spricht in einer Rede allen „freien Völkern“ Unterstützung gegen 
Umsturzversuche seitens der Sowjetunion (sog. Truman-Doktrin)

29. Mai 1947 Alliierte Kommandantur (AK) ordnet einheitliche Schulspeisung in 
allen Berliner Schulen an
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4. Juni 1947 Gründung der Deutschen Wirtschaftskommission (DWK) mit
SMAD-Befehl Nr. 138. Sie wird 1948 zu einem die ganze Wirtschaft 
überdeckenden Planungs-, Lenkungs- und Kontrollsystem

5. Juni 1947 In einer Rede vor Absolventen der Harvard-University schlägt Au-
ßenminister George C. Marshall (1880 – 1959) erstmals ein Hilfs-
programm für alle Staaten Europas vor [offiziell European Recovery 
Program (kurz ERP)]. Walter Ulbricht nennt den Marshall-Plan in ei-
ner Rede am 29. Juni 1948 einen „Plan der Zerreißung Deutschlands 
und der nationalen Versklavung der Bevölkerung Westdeutsch-
lands“

25. Juni 1947 Direktive Nr. 54 des Alliierten Kontrollrates: „Grundprinzipien für
die Demokratisierung des Bildungswesens in Deutschland“

1. Sept. 1947 Eröffnung der FWV Greiz, Umbildung der Wirtschaftsoberschule
Weimar in eine FWV

8. – 10. Sept. 1947 II. Pädagogischer Kongress in Leipzig („Grundsätze der deutschen
demokratischen Schule“)

20. Sept. 1947 Die Alliierte Kommandantur befiehlt dem Berliner Magistrat bei der 
Ausarbeitung des Schulgesetzes für Groß-Berlin, die Direktive 54 
des Kontrollrats über die Grundprinzipien des Erziehungswesens in 
Deutschland zu beachten

9. Okt. 1947 SMAD-Befehl Nr. 234: Über Maßnahmen zur Steigerung der Arbeits-
produktivität und zur weiteren Verbesserung der materiellen Lage 
der Arbeiter und Angestellten der Industrie und im Verkehrswesen

3. Nov. 1947 Verordnung über die Ausbildung von Industriearbeitern in den Be-
rufsschulen (≙ “Berufsausbildungsgesetz“ der SBZ/DDR); aufgeho-
ben am 30. Juni 1966

13. Nov. 1947 Stadtverordneten-Versammlung von Groß-Berlin beschließt Schul-
gesetz („in sich gegliederte zwölfjährige Einheitsschule“, „ihr Aufbau 
hat von unten her organisch zu erfolgen“)

16. Dez. 1947 DVfV erlässt in Abstimmung mit der SMAD Richtlinien für die Vor-
studienabteilungen der Universitäten und Hochschulen der SBZ

1. März 1948 In Westdeutschland wird in Frankfurt/M. die von Anfang an von der 
Politik unabhängige Bank deutscher Länder gegründet

18. März 1948 Jahrhundertfeier der März-Revolution in Berlin
20. März 1948 Der sowjetische Vertreter verlässt den Alliierten Kontrollrat, der so 

zum Erliegen kommt
Frühjahr 1948 Eröffnung des Instituts für Wirtschaftspädagogik an der Wirt- 

schaftswissenschaftlichen Fakultät der Universität Berlin mit Pro-
fessor Fuchs als Institutsleiter

25. April 1948 Nach dem gescheiterten Versuch, die Universität Berlin in den West-
teil der Stadt zu verlegen, stimmt der Oberkommandierende der US-
Streitkräfte in Deutschland [General Lucius D. Clay (1919 – 1994)] 
der Errichtung einer „Gegenuniversität“ zu
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11. Mai 1948 Die Berliner Stadtverordnetenversammlung fasst mit den Stimmen 
der „rechtssozialdemokratischen“ und bürgerlichen Mehrheit den 
Beschluss, in Berlin-Dahlem die „Freie Universität“ zu errichten. 
SED-Politiker sprechen von einer Gegen- bzw. Kampfuniversität 
und empfinden den Namen als Provokation (feierliche Eröffnung 
am 4. Dezember 1948)

12. Mai 1948 Die DWK-Vollversammlung beschließt für die SBZ einen Zweijahres- 
plan für 1949 und 1950 aufzustellen und durchzuführen

9. Juni 1948 Anordnung über die Förderung des Berufsnachwuchses in volksei-
genen Betrieben

16. Juni 1948 Die Sowjets beenden ihre Mitarbeit in der Alliierten Kommandantur 
und damit die Viermächteverwaltung von Groß-Berlin 

19. Juni 1948 In Berlin-Wannsee konstituiert sich unter Vorsitz von Ernst Reuter 
(1889 – 1953) der Vorbereitende Ausschuß zur Gründung der „Freien 
Universität“

20. Juni 1948 Währungsreform in der Trizone: Beginn der Ausgabe des neuen Gel-
des, Groß-Berlin als administrative Einheit war ausgenommen

22. Juni 1948 Die sowjetische Besatzungsmacht gibt eine eigene Währungsreform 
bekannt (auch für alle Sektoren von Groß-Berlin). Nun verfügen die 
Westmächte die Einführung der DM in ihren Berliner Sektoren

24. Juni 1948 Beginn der Berlin-Blockade: Die Sowjets blockieren die Versorgung 
West-Berlins, das als Enklave in der SBZ liegt und trotz des Vier-
Sektoren-Sonderstatus als Bestandteil ihrer Besatzungszone ange- 
sehen wird, über die Land- und Wasserverbindungen. Am Tag dar-
auf befiehlt General Lucius D. Clay die Errichtung einer „Luftbrücke“ 
und im September 1948 untersagen die Westmächte den Export 
bestimmter Güter in die SBZ („Gegenblockade“), was zu einer (Wirt-
schafts-) Stagnation in der SBZ führt, die ohnehin nach den zahl-
reichen Demontagen unter den hohen Reparationsleistungen an die 
Sowjetunion leidet

26. Juni1948 Der Magistrat von Groß-Berlin verkündet (nach intensiver Abstim-
mung mit den Alliierten) das Schulgesetz für Groß-Berlin

2. Juli 1948 Der Deutsche Volksrat billigt auf seiner 3. Sitzung den von der SED 
vorgelegten Entwurf für den Zweijahresplan für die Wiederherstel-
lung und Entwicklung der Friedenswirtschaft in der sowjetischen 
Besatzungszone. Die Industriebetriebe haben zuvor nach „Produkti-
onsbefehlen“ und nach Quartalsplänen gearbeitet

2. Juli 1948 Die Ständige Konferenz der Kultusminister der westdeutschen Länder 
(KMK) konstituiert sich. Sie soll die kultur- und bildungspolitischen 
Maßnahmen der Länder koordinieren, ohne dabei Rechtsbefugnisse 
übertragen zu bekommen

5. Juli 1948 Änderung der Ordnung für die Abschlussprüfungen der FWV
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5. – 8. Juli 1948 III. Pädagogischer Kongress in Leipzig: erörtert politisch-ideolo- 
gische Anforderungen der SED an Lehrer und Lehrerbildung und 
distanziert sich grundsätzlich von der von sozialdemokratischen 
Schulpolitikern hochgeschätzten Reformpädagogik. Das Studium 
der Sowjetpädagogik wird forciert

20. Juli 1948 Mit Beschluss der Deutschen Wirtschaftskommission bekommt die 
Deutsche Notenbank das alleinige Recht, in der SBZ und im damali-
gen Gebiet von Groß-Berlin neue Geldzeichen auszugeben. Zum 1. 
Januar 1968 wird sie in Staatsbank der DDR umbenannt

21. Juli 1948 Annahme des Zweijahresplans durch die DWK
6. Sept. 1948 Vertreibung der Stadtverordnetenversammlung aus dem Neuen 

Stadthaus im sowjetischen Sektor: Stadtverordneten-Versammlung 
und Senat ziehen nach West-Berlin ins Rathaus Schöneberg

12. Okt. 1948 In Forst-Zinna wird die Deutsche Verwaltungsakademie gegründet, 
die aus einer Rechtswissenschaftlichen, einer Wirtschaftswissen- 
schaftlichen und einer Agrarpolitischen Fakultät besteht

19. - 21. Okt. 1948 II. Berufspädagogischer Kongress in Berlin: Leitsätze initiieren den 
Aufbau von Betriebsberufsschulen als Kernstück eines einheitlichen 
Berufsbildungssystems in der SBZ

20. Okt. 1948 In Potsdam wird die Brandenburgische Landeshochschule (BLH) 
gegründet, eine gleichsam universitäre Einrichtung. 1951 wird sie 
in Pädagogische Hochschule „Karl-Liebknecht“ umbenannt

1. Nov. 1948 Gemäß Anweisung der Deutschen Verwaltung für Volksbildung 
wird die Bezeichnung Wirtschaftsschule für Berufsfachschulen nicht 
mehr verwendet. Sie ist hinfort ausschließlich besonderen Schulfor-
men der DWK vorbehalten

15. Nov. 1948 Eröffnung der ersten beiden Geschäfte des erst kurz zuvor gegrün- 
deten staatlichen Einzelhandelsbetriebes Volkseigene Handelsor-
ganisation (HO) in Berlin [Ost]. In kurzer Zeit kommen weitere 
Geschäfte hinzu und der Handel mit Textilien wird bald auf Bedarfs-
güter aus allen Bereichen des täglichen Lebens (von Lebensmitteln 
bis zu Haushaltswaren) ausgedehnt. Bereits 1950 beginnt man zur 
Mitarbeiter-Schulung (vorwiegend im Bereich „Warenkunde“) mit 
der Einrichtung von „Landesschulen“, aus denen dann 1954 die 
„Fachschule für Binnenhandel Dresden“ hervorgeht

26. Nov. 1948 Vereinbarung über die Reorganisation und Verbesserung des Fach-
schulwesens

30. Nov. 1948 Spaltung der einheitlichen Berliner Stadtverwaltung: Bildung eines 
illegalen Magistrats für den sowjetischen Sektor, der am 2. Dezem-
ber 1948 durch die sowjetische Zentralkommandantur anerkannt 
wird

4. Dez. 1948 Gründung der Freien Universität im amerikanischen Sektor Berlins 
im beginnenden Ost-West-Konflikt
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5. Dez. 1948 Wahl zur Stadtverordneten- und Bezirksverordneten-Versammlung 
(nur in West-Berlin; sowjetischer Stadtkommandant verbietet diese 
Wahl im Ostsektor, SED nimmt nicht teil)

8. Dez. 1948 Beschluss des Sekretariats der DWK über die Einrichtung von Be-
triebsfachschulen in Volkseigenen Betrieben (VEB)

13. Dez. 1948 Lehrer und Schüler der Berufsschule für Bank- und Versicherungs-
kaufleute ziehen mit allen Akten aus dem Schulgebäude im sowjeti-
schen Sektor in das Gebäude der ehemaligen Lichterfelder Oberreal-
schule in Steglitz um (Ringstraße 3)

20. Dez. 1948 Beschluss des Sekretariats der DWK über Wirtschaftsschulen der 
VEB

25. Jan. 1949 Das Gründungskommuniqué des Rat(es) für gegenseitige Wirt- 
schaftshilfe (RGW) wird veröffentlicht. Das RGW ist als sozialisti-
sches Pendant zum Marshallplan und zur ab dem 16.04.1948 
agierenden Organisation für europäische wirtschaftliche Zusam-
menarbeit (OECD) gegründet worden

28. Jan. 1949 Die SED wird zur am sowjetkommunistischen Parteimodell ausge-
richteten „Partei neuen Typs“, zur „Kampfpartei des Marxismus-Le-
ninismus“

8. Febr. 1949 Die Universität Berlin erhält vom Präsidenten der DZfV (Paul Wan-
del) den „verpflichtenden“ Namen Humboldt-Universität

8. Febr. 1949 Gesetz und Beschluß zur Durchführung des Magistrats im sowjeti-
schen Sektor von Berlin zur Einziehung von Vermögenswerten der 
Kriegsverbrecher und Naziaktivisten

30. März 1949 Verordnung des Sächsischen Ministeriums für Volksbildung, betr. 
die Auflösung der Berufsvollschulen für Wirtschaft und Verwaltung 
(= frühere Wirtschaftsschulen; Vollzug zum 31. 7. 1951)

20. Mai 1949 Die an der Humboldt-Universität gebildete Universitätsplankom- 
mission hat die Aufgabe, „die Beteiligung der Universität an der Er-
füllung des Zweijahresplanes mit ihren spezifischen Mitteln zu si-
chern“

27. Nov. 1949 Die Leipziger VEB-Tagung nimmt einstimmig die Leipziger Grund-
sätze an, in denen sich die Vetreter der volkseigenen Betriebe ver-
pflichten, den Zweijahresplan vorfristig zu erfüllen, die Finanzpläne 
einzuhalten, die Arbeitsproduktivität zu steigern und ihr beson-
deres Augenmerk auf die Ausbildung eines guten fachlichen Nach-
wuchses zu richten

20. Mai 1950 Studienordnung für das wirtschaftswissenschaftliche Studium in 
der DDR (Abschluss: Diplom-Wirtschaftler)

21. Mai 1949 DVfV erlässt Richtlinien für die Arbeiter- und Bauernfakultäten (zu-
vor: Vorstudienanstalten)
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23. Mai 1949 Vorläufige Arbeitsordnung der Universitäten und wissenschaftli-
chen Hochschulen in der Sowjetischen Besatzungszone Deutsch- 
lands: Die Universitäten werden von Körperschaften des Öffentli-
chen Rechts in „höchste Staatliche Bildungseinrichtungen“ mit den 
Rechten einer juristischen Person umgewandelt

23. Mai 1949 Das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland tritt in Kraft 
(Gründung der BRD; für Berlin gilt ein alliierter Sonderstatus)

31. Juli 1949 In Sachsen werden die meisten FWV geschlossen
23. – 25. Aug. 

1949
IV. Pädagogischer Kongress in Leipzig: „Schulpolitische Richtlinien 
für die deutsche demokratische Schule“

1. Sept. 1949 Gründung des Deutschen Pädagogischen Zentralinstituts (DPZI)
7. Okt. 1949 Gründung der DDR und Inkrafttreten der ersten Verfassung der 

DDR: Die SBZ wird „Volksdemokratie“ gemäß sowjetischem Vorbild. 
Ost-Berlin ist „Hauptstadt der DDR“. Die bürgerliche Dreigewalten- 
teilung wird beseitigt und der Weg für den Aufbau des Sozialismus 
geebnet

8. Febr. 1950 Gesetz über die Teilnahme der Jugend am Aufbau der DDR und die 
Förderung der Jugend in Schule und Beruf, bei Sport und Erholung 
(= „Jugendgesetz“) Hier ist festgelegt, dass Theorie und Praxis eine 
Einheit bilden: „Es kann nur einen Lehrplan für die Berufsausbil-
dung geben“

17. Febr. 1950 Der HU-Betriebswirt Konrad Mellerowicz entzieht sich seiner Ver-
haftung durch Flucht in die Westsektoren Berlins

28. Febr. 1950 Gesetz zur Förderung der Jugend in Schule und Beruf
23. März 1950 Verordnung zur Neuordnung des Fachschulwesens (dazu Durch- 

führungsbestimmung vom 10. Juli 1950)
19. April 1950 Gesetz der Arbeit zur Förderung und Pflege der Arbeitskräfte, zur 

Steigerung der Arbeitsproduktivität und zur weiteren Verbesserung 
der materiellen und kulturellen Lage der Arbeiter und Angestellten 
(= „Grundgesetz der Arbeit“)

22. Juni 1950 Verordnung über die Unterrichtstunde als Grundform der Schular-
beit (enge Anlehnung an die Lernschule sowjetischer Prägung und 
damit Negation der reformpädagogischen Arbeitsschule)

1. Sept. 1950 Die „Verfassung von Berlin“ tritt für die drei Westsektoren in Kraft; 
diese sehen sich als Teil der Bundesrepublik Deutschland. Berlin 
wird Stadtstaat

1. Sept. 1950 Das Deutsche Zentralinstitut für Berufsbildung nimmt seine Arbeit 
auf (nach mehrfachen Namensänderungen mit Wirkung vom 31. 
Dez. 1990 aufgelöst)

3. Sept. 1950 Professor Richard Fuchs wird „aus Alters- und Gesundheitsgrün-
den“ entpflichtet und der „mit der Wahrnehmung einer Professur 
mit Lehrauftrag beauftragte“ Hans Kisch wird mit der kommissari-
schen Leitung des Instituts beauftragt
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1. Okt. 1950 Die Verfassung von Berlin tritt in Kraft: Stadt und zugleich Land der 
BRD. In Art. 4 beansprucht sie Gültigkeit für Gesamtberlin, konnte 
aber bis zur Wiedervereinigung de facto nur auf Westberliner Ge-
biet durchgesetzt werden

4. Okt. 1950 Gründung der Hochschule für Ökonomie in Berlin-Karlshorst (HfÖ)
als Forschungs- und Ausbildungsstätte, insbesondere für Studieren-
de aus der Arbeiterklasse. Nahezu alle Direktoren der (DDR-) Kom-
binate absolvieren hier ihr Studium

15. Dez. 1950 Gesetz über die Schulpflicht in der Deutschen Demokratischen Re-
publik

1951 II. Hochschulreform: zentralistische Steuerung des Hochschulwe-
sens; Einführung eines zehnmonatigen Studienjahres nach sowje-
tischem Vorbild, feste Studienpläne für alle Forschungsrichtungen 
sowie für alle Fachrichtungen ein verbindliches marxistisch-leninis-
tisches Grundlagenstudium; u. a. auch Auflösung der Betriebswirt-
schaftlichen Lehrstühle

16. Jan. 1951 Gesetz zur Regelung der Berufsausbildung sowie der Arbeitsverhält-
nisse Jugendlicher tritt in West-Berlin in Kraft. Es ist das erste Be-
rufsausbildungsgesetz in Deutschland

17. – 19. Jan. 1951 Die 4. Tagung des ZK der SED leitet die sozialistische Umgestaltung 
des Schul- und Hochschulwesens ein

22. Febr. 1951 (DDR-) Verordnung über die Neuorganisation des Hochschulwesens
1. Sept. 1951 An den Hochschulen der DDR werden das 10-Monate-Studienjahr 

und die Studienlenkung eingeführt
1. Sept. 1951 Dr. Peter Sesterhenn wird Direktor des Instituts für Berufspädago-

gik an der Humboldt-Universität Berlin
1. Dez. 1951 Erlass der Aspirantenordnung an den Universitäten und Hoch- 

schulen der DDR
15. März 1952 Verordnung über Maßnahmen zur Einführung des Prinzips der wirt-

schaftlichen Rechnungsführung in den Betrieben der volkseigenen 
Wirtschaft (erstmals im September 1951 anläßlich der „Großen fi-
nanzpolitischen Konferenz“ propagiert)

9. – 12. Juli 1952 2. SED-Parteikonferenz: Aufbau der Grundlagen des Sozialismus. 
Die Zahl der wissenschaftlich-technischen Fachkräfte soll zügig ver-
mehrt werden. Den größten Teil der zusätzlichen Ausbildungskapa-
zität sollen neue Spezialhochschulen bereitstellen (→ unmittelbare 
Berufs- und Praxisorientierung). In diesem Zusammenhang sind die 
Fachschule für Finanzwissenschaft (Gotha) sowie die Hochschule für 
Binnenhandel (Leipzig) zu nennen 

23. Juli 1952 Per Verwaltungsgesetz werden die Länder der DDR auf der Basis 
von Kreisgrenzen in Bezirke aufgeteilt. Der Föderalismus in der 
DDR wird beendet. Mit diesem Gesetz sind auch die Finanzämter 
abgeschafft worden, die ja Behörden der Länder waren (und sind)
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6. Sept. 1952 Anweisung Nr. 26 des Staatssekretariats für Hochschulwesen
~~betr. Bildung und Aufgaben von Seminargruppen

1952 Ausgliederung des Berufspädagogischen Instituts aus der Wirt-
schaftswissenschaftlichen Fakultät und Angliederung an die Pädago-
gische Fakultät

5. März 1953 Josef Stalin ereilt in den Privaträumen seiner Datscha nach einem
Gelage ein Schlaganfall, der von seiner Umgebung nicht sofort be-
merkt wird. Damit endet der Personenkult um seine Person – auch 
in der DDR

5. März 1953 Beschluss zur Auflösung der Industrie- und Handelskammern (als 
Selbstverwaltungskörperschaften) zum 31. März 1953

19. März 1953 Verordnung über die „Systematik der Ausbildungsberufe“ (es folgen 
bis 1969 achtzehn Durchführungsbestimmungen)

5. Mai 1953 Die Universität Leipzig erhält den Namen Karl-Marx-Universität (an-
lässlich seines 135. Geburtstages)

10. Mai 1953 Ministerpräsident Otto Grotewohl vollzieht anlässlich des „Karl-
Marx-Jahres“ die Unbenennung von Chemnitz in Karl-Marx-Stadt

17. Juni 1953 Volksaufstand in der DDR; bis zur Wiedervereinigung gesetzlicher
Feiertag in Westdeutschland

6. Aug. 1953 Beschluss des Ministerrats der DDR zur Gründung der Hochschule 
für Binnenhandel (Leipzig)

1. Sept. 1953 Eröffnung der Hochschule für Binnenhandel in Leipzig, die kurz vor
ihrem zehnten Gründungsjubiläum wieder aufgelöst und in die 
Karl-Marx-Universität eingegliedert wird. Abschluss: Diplom-Wirt-
schaftler

15. Juni 1954 Anordnung über die Planung und Organisation der Unterrichts- und 
Erziehungsarbeit in der Berufsausbildung der DDR

31. Aug. 1954 Anordnung über die Berufsausbildung im staatlichen und genos-
senschaftlichen Einzelhandel und in den Niederlassungen der Groß- 
handelskontore und Handelsniederlassungen des Verbandes Deut-
scher Konsumgenossenschaften

1. Okt. 1954 Gründung der Hochschule für Außenhandel (Berlin-Staaken), mit
Wirkung vom 31. August 1958 mit der HfÖ vereinigt

9. Okt. 1953 KMK-Beschluss über die Richtlinien für die Ausbildung und Prüfung 
der Diplomhandelslehrer

14. Okt. 1954 Verordnung über die Errichtung einer Hochschule für Außenhandel 
(Berlin)

1. Nov. 1954 Prüfungsordnung für Zwischen- und Facharbeiterprüfungen
15. Nov. 1954 Anordnung über die Prüfungsordnung für Zwischen- und Fachar-

beiterprüfungen
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1954 Gründung der Fachschule für Binnenhandel Dresden, mit Schul-
standorten u. a. in Görlitz, Merseburg und Berlin (Einrichtungen 
der Erwachsenenbildung): Verleihung der Berufsbezeichnung 
„Handelswirtschaftler“ an die Absolventen

9. Mai 1955 Die Bundesrepublik Deutschland wird (feierlich) in die am 24. Au-
gust 1949 gegründete NATO aufgenommen

4. Juni 1955 Der Warschauer Vertrag (DDR-Sprachgebrauch; im Westen spricht 
man vom Warschauer Pakt) wird als Militärbündnis als Gegen-
stück zur NATO gegründet

12. Dez. 1955 Richtlinie für die Aufnahme der Schüler in die Mittel- und Ober-
schule

11. Jan. 1956 Rahmenstatut für Betriebsberufsschulen
28. Juni 1956 Verordnung über die Bildung einer Hochschule für Ökonomie (ge-

gründet am 1. August 1956), Rechtsnachfolgerin der zum gleichen 
Zeitpunkt aufgelösten „Hochschule für Ökonomie und Planung“ (Ber-
lin-Karlshorst) und der Hochschule für Finanzwirtschaft (Berlin)

28. Juni 1956 Beschluss über die Berufsausbildung der Lehrlinge in der sozialis-
tischen Wirtschaft: die Berufsschulen unterstehen nicht mehr den 
Räten der Kreise, sondern mit den Lehrwerkstätten und Lehrlings-
heimen als „Betriebsberufsschulen“ den Werksleitern

22. Sept. 1956 Richtlinie zur Vereinigung der Ausbildungsstätten für die Berufs- 
ausbildung in der sozialistischen Wirtschaft

16. Nov. 1956 Anordnung über das Rahmenstatut und den Rahmenstrukturplan 
für Betriebsberufsschulen

3. Jan. 1957 (Erweiterte Fassung der) „Systematik der Ausbildungsberufe“ wird 
als Sonderdruck des Gesetzblatts der DDR veröffentlicht. Es wird 
zwischen Berufen der sozialistischen und solchen der privaten Wirt-
schaft unterschieden

26. Juli 1957 Mit dem Gesetz über die Deutsche Bundesbank (BBankG) wird die 
Bank deutscher Länder abgelöst. Sie erhält am 1. Juli 1990 auch die 
Zuständigkeit für die Geld- und Währungspolitik „im erweiterten 
Geltungsbereich der D-Mark“, also in Ostdeutschland

4. Okt. 1957 Die Sowjetunion schickt mit Sputnik 1 den ersten künstlichen Erd-
sateliten auf eine (Erd-) Umlaufbahn. Die technologische Überle-
genheit der USA (und des Westens insgesamt) ist in Frage gestellt 
(→ Sputnikschock)

13. Febr. 1958 Verordnung (des Ministerrats der DDR) über die weitere soziali- 
stische Umgestaltung des Hoch- und Fachschulwesens in der Deut-
schen Demokratischen Republik

28.2. – 2.3.1958 III. Hochschulkonferenz des Zentralkomitees der SED Über die 
Aufgabe der Universitäten und Hochschulen beim Aufbau des 
Sozialismus in der DDR

24. – 25. April1958 Schulkonferenz der SED („Vorschläge zur sozialistischen Erziehung 
der Schuljugend“)
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12. – 14. Juli 1958 5. SED-Parteitag; der sozialistische Aufbau wird von Walter Ulbricht 
als „vollendet“ erklärt. Schon im Vorfeld sind auf wirtschaftspoliti- 
schem Feld „weitreichende Ziele“ gestellt und dazu die Notwendig- 
keit begründet worden, „vermehrt wirtschaftswissenschaftliche 
Fachschulkader“ auszubilden

1. Sept. 1958 Einführung des obligatorischen polytechnischen Unterrichts in der 
DDR

27. Sept. 1958 Professor Dr. Peter Sesterhenn wird nach diffamierenden Vorwür- 
fen „republikflüchtig“

16. Okt. 1958 Gesetz über die Pädagogische Hochschule (Berlin [West])
17. Jan. 1959 Thesen des ZK der SED „Über die sozialistische Entwicklung des 

Schulwesens in der Deutschen Demokratischen Republik“
18. Aug. 1959 Verordnung über die Verantwortlichkeit auf dem Gebiet der Berufs- 

ausbildung der Lehrlinge und der Qualifizierung der Arbeiter
2. Dez. 1959 Gesetz über die sozialistische Entwicklung des Schulwesens in der 

Deutschen Demokratischen Republik
13. – 15. Jan. 1960 III. Berufspädagogischer Kongress in Leipzig

30. Juni 1960 Grundsätze zur weiteren Entwicklung des Systems der Berufs-
bildung in der Deutschen Demokratischen Republik, beschlossen 
durch den Ministerrat der DDR

6. Juli 1960 Direktive für die Berufsausbildung mit Abitur vom Ministerium für 
Volksbildung

1. Sept. 1960 Beginn der „breiten Grundausbildung“ für alle wichtigen Berufe
13. Aug. 1961 Bau der Berliner Mauer („Eiserner Vorhang“ nimmt Gestalt an), um 

den ständigen Abfluss von Arbeitskräften in den Westen zu „stabi-
lisieren“

24. Aug. 1961 Der Ministerrat der DDR erlässt die Verordnung zur Verbesserung 
der Arbeitskräftelenkung und Berufsberatung

10. Nov. 1961 Prüfungsordnung für die sozialistische Berufsbildung
1961 Der (gelernte) Bankkaufmann Hermann Musculus wird Leiter des 

Instituts für Berufspädagogik an der Humboldt-Universität Berlin
22. Sept. 1962 Verordnung über die Pflichten und Rechte der Lehrkräfte und Er-

zieher – Arbeitsordnung für pädagogische Kräfte der Volksbildung
27. Juni 1963 Beschluss des Präsidiums des Ministerrates der DDR über „Die Neu-

gestaltung der Ausbildung von Ökonomen an Universitäten und 
Hochschulen der DDR“

3. Juli 1963 Beschluss (des Ministerrats der DDR) über die Grundsätze der 
weiteren Systematisierung des polytechnischen Unterrichts, der 
schrittweisen Einführung der beruflichen Grundausbildung und der 
Entwicklung von Spezialschulen und -klassen
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15. Juli 1963 Genehmigung des Neue(n) Ökonomische(n) System(s) der Planung 
und Leitung der Volkswirtschaft (NÖSPL) [entworfen von Günter Mit-
tag (1926 – 1994) und Erich Apel (1917 – 1965)]durch den Staatsrat 
der DDR: Übergang von der reinen sozialistischen Planwirtschaft zu 
einer Mischwirtschaft (Marktsozialismus)

Nov. 1963 Margot Honecker (1927 – 2016) wird Ministerin für Volksbildung 
(und bleibt es bis 1989). Mit dem Machtantritt ihres Mannes am 
3. Mai 1971 werden ihre bildungspolitischen Entscheidungen unan- 
greifbar

18. Juni 1964 Vierzehnte Durchführungsbestimmung zur Verordnung über die 
Systematik der Ausbildungsberufe

1964 Professor Dr. Herbert Hanke wird Direktor des Instituts für Berufs-
pädagogik an der Humboldt-Universität Berlin

25. Febr. 1965 Gesetz über das einheitliche sozialistische Bildungswesen
Dez. 1965 Prinzipien zur weiteren Entwicklung der Lehre und Forschung an 

den Hochschulen der DDR, vorgestellt vom Staatssekretariat für 
Hoch- und Fachschulwesen

13. Aug. 1966 Richtlinie zur Einführung des Rahmenlehrplans Betriebsökonomik
2. – 3. Febr. 1967 IV. Hochschulkonferenz: die Fakultäten im traditionellen klassi-

schen Verständnis werden beseitigt und durch „Sektionen“ ersetzt, 
die Fächerstruktur wird verändert und „Wissenschaftskomplexe“ 
werden eingeführt

17. – 22. Apr. 1967 VII. SED-Parteitag: Das gesamte Bildungswesen wird in die volks- 
wirtschaftliche bzw. gesamtgesellschaftliche Planung einbezogen. 
Dies hat zur Folge, dass Bildungsplanung und Bildungsökonomie 
unter dem Aspekt der „Schrittmacherfunktion des Bildungswesens“ 
ausgerichtet werden

6. April 1968 Per Volksentscheid wird eine neue Verfassung der DDR bestätigt. 
Art. 8 II enthält (noch) ein „Wiedervereinigungsgebot“

11. Juni 1968 Grundsätze für die Weiterentwicklung der Berufsausbildung als Be-
standteil des einheitlichen sozialistischen Bildungssystems

21. Aug. 1968 Nachts marschieren Truppen des Warschauer Pakts unter Führung 
der UdSSR und Beteiligung der DDR in die ČSSR ein. Der „Prager 
Frühling“ ist beendet

1968 III. Hochschulreform (die universitäre Kollegialverwaltung wurde 
weitgehend außer Kraft gesetzt)

1968 Dr. habil. Alexander Schink wird Leiter des Wissenschaftsbereichs 
Wirtschaftspädagogik an der Sektion Wirtschaftswissenschaften an 
der Humboldt-Universität Berlin und am 1. Sept. 1968 zum Profes-
sor berufen

3. April 1969 Beschluss des DDR-Staatsrats über „Die Weiterführung der 3. Hoch-
schulreform und die Entwicklung des Hochschulwesens bis 1975“

1. Sept. 1969 Gründung der (sozialistischen) „Handelshochschule Leipzig“ [Grün-
dungsrektor Prof. Dr. Wolfgang Heinrichs (1929 – 1994)]
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25. Febr. 1970 Verordnung über die Aufgaben der Universitäten, wissenschaftli-
chen Hochschulen und wissenschaftlichen Einrichtungen mit Hoch-
schulcharakter

15. April 1970 Verordnung über die Berufsberatung
7. Mai 1970 Verordnung über die Systematik der Ausbildungsberufe

8. Sept. 1970 Beschluss des Politbüros des ZK der SED beendet die Reformperiode 
des NÖS [und entfernt Walter Ulbricht (1893 – 1973) aus der Par-
teispitze]. Gemäß dem Willen Leonid Iljitsch Breschnews (1906 
– 1982), Generalsekretär der KPdSU, wird der eigenständige ord- 
nungspolitische Weg in der DDR abrupt abgebrochen

15. Sept. 1970 In deutlich politischer Absicht Neugründung des DPZI als Akade-
mie der Pädagogischen Wissenschaften (APW). Sie soll als außeruni-
versitäre Forschungseinrichtung das „einheitliche sozialistische 
Bildungssystem der DDR“ wissenschaftlich begleiten und voran- 
treiben. Am 31. Dezember 1990 wird sie ohne Evaluierungschance 
geschlossen

16. Sept. 1970 Beschluss der Volkskammer der DDR über die Grundsätze für die
Aus- und Weiterbildung der Werktätigen bei der Gestaltung des ent- 
wickelten gesellschaftlichen Systems des Sozialismus in der DDR

26. Febr. 1971 Gemeinsame Anweisung des Ministeriums für Hoch- und Fach-
schulwesen und des Staatssekretariats für Berufsbildung über die 
Einrichtung und Durchführung des Hochschulfernstudiums für 
Lehrkräfte für den berufstheoretischen Unterricht. Gemäß § 3 wer-
den – je nach Studienrichtung – die Titel Diplom-Ingenieurpädagoge, 
Diplom-Agrarpädagoge und Diplom-Ökonompädagoge vergeben

Febr. 1972 Das Politbüro beschließt die Verstaatlichung privater Betriebe. We-
nige Wochen später beginnt die Verstaatlichung von 11.800 Unter-
nehmen

21. Dez .1972 Grundlagenvertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und
der Deutschen Demokratischen Republik: Errichtung Ständiger Ver-
tretungen in Berlin [Ost] und Bonn

3. Jan. 1975 Anordnung über die Durchführung von Prüfungen an Hoch- und
Fachschulen sowie den Hoch- und Fachschulabschluss – Prüfungs- 
ordnung

19. Juni 1975 Das Zivilgesetzbuch der DDR (ZGB) wird erlassen. Es löst zum 1. Ja-
nuar 1976 das BGB ab

3. März 1976 Anordnung über die Erteilung und Führung von Berufsbezeich-
nungen der Hoch- und Fachschulausbildung

20. Juni 1976 Verordnung über Rechnungsführung und Statistik
20. Juli 1977 Anordnung über die Organisation des berufstheoretischen und be-

rufspraktischen Unterrichts in der Berufsausbildung
29. Nov. 1979 Der Ministerrat der DDR erlässt die Verordnung über die Sicherung

einer festen Ordnung an den allgemeinbildenden polytechnischen 
Oberschulen (Schulordung)
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5. Jan. 1982 Anordnung über die Bewerbung um eine Lehrstelle – Bewerbungs-
ordnung

21. Dez. 1984 Verordnung über die Facharbeiterberufe
6. Nov. 1986 Verordnung über die Berufsberatung

27. Juni 1989 Der österreichische und ungarische Außenminister durchschneiden 
symbolisch und medienwirksam den Grenzzaun zwischen den bei-
den Staaten, nachdem am 1. Januar 1988 für die Ungarn die Reise-
freiheit eingeführt worden ist. Ungarnurlauber aus der DDR nutzen 
das nicht wieder geschlossene „Loch“ im Zaun umgehend, um sich 
in den Westen abzusetzen (über Österreich in die Bundesrepublik 
Deutschland). ). Die Massenflucht nimmt an Fahrt auf

7. Juli 1989 In der Abschlusserklärung zur Tagung der Warschauer Vertrags- 
staaten (Bukarest) heißt es, „dass jedes Volk das Schicksal seines 
Landes bestimmt und das Recht hat, selbst das gesellschaftspoli-
tische und ökonomische System, die staatliche Ordnung, die es für 
sich als geeignet betrachtet, zu wählen“

4. Sept. 1989 Erste Leipziger “Montagsdemonstration“ (um 17 Uhr: „nach getaner 
Arbeit“)

10. Sept. 1989 Offizielle Öffnung der Westgrenze Ungarns für DDR-Bürger
30. Sept. 1989 Etwa 4.000 Prager Botschaftsflüchtlinge hören von Hans-Dietrich 

Genscher (1927 – 2016) den berühmtesten unvollendeten Satz der 
Wendezeit

9. Okt. 1989 In Leipzig scheitert der Versuch der Sicherheitskräfte, die Montags-
demonstration mit 70.000 Demonstranten gewaltsam zu beenden

12. Okt. 1989 Erste studentische Protestveranstaltung in der HU gegen die SED-
Politik und die Übergriffe von MfS und Polizei

17. Okt. 1989 SED-Generalsekretär Erich Honecker (1912 – 1994) wird gestürzt. 
Er stirbt im Exil in Santiago de Chile

17. Okt. 1989 Etwa 5.000 Studenten und Studentinnen fordern im überfüllten Au-
dimax und im Universitätsgelände der HU aktive Beteiligung an den 
Entscheidungsgremien der Universität

9. Nov. 1989 Ungeplante und überstürzte Öffnung der Berliner Mauer (gen Wes-
ten): Die „Gründungs- und Schutzmacht“ Sowjetunion greift nicht 
ein. Der „Wendeherbst“ bringt den Untergang des „Staatssozialis-
mus“ und der „Planökonomie“ und läutet das Ende einer Utopie ein

19. Nov. 1989 Der Wissenschaftliche Rat der Humboldt-Universität beschließt die 
Bildung eines Arbeitsausschusses „Struktur und Statut der Univer-
sität“, der sich am 2. Januar 1990 konstituiert

24. Jan. 1990 Erste Sitzung des Runden Tischs der HU Berlin
4. Febr. 1990 Aus der Staatspartei SED geht (nach einem Zwischenschritt) die 

Partei des Demokratischen Sozialismus hervor (seit dem 16. Juni 
2007 Teil der Partei Die Linke)

7. März 1990 (DDR-) Gesetz über die Gründung und Tätigkeit privater Unterneh-
men und über Unternehmensbeteiligungen
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18. März 1990 Erste freie, gleiche und geheime Volkskammerwahl in der DDR ge-
mäß den Wahlgrundsätzen des (westdeutschen) Grundgesetzes 
(Artikel 38) – CDU 40,8 %, SPD 21,9 % und (z. B.) PDS 16,4 %

27. März 1990 Der Wissenschaftliche Rat der Humboldt-Universität legt den ersten 
„Entwurf von Grundsätzen für ein Universitätsstatut“ vor

3. April 1990 Das „Große Konzil“ als höchste Vertretung aller Universitätsangehöri-
gen wählt den evangelischen Theologen Heinrich Fink (1935 – 2020) 
zum Rektor der Humboldt-Universität (Investitur am 3. Mai 1990)

12. April 1990 Lothar de Maizière wird zum Ministerpräsidenten der DDR gewählt
1. Juli 1990 Die Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion zwischen den beiden 

deutschen Staaten tritt in Kraft. Die in der Regierungszeit von Walter 
Modrow, der in der Zeit vom 13. November 1989 bis 12. April 1990 
der letzte Vorsitzende des Ministerrates der DDR war, gegründe-
te „Anstalt zur treuhänderischen Verwaltung des Volkseigentums“ 
(„erste“ Treuhand) übernimmt 7894 Volkseigene Betriebe mit rd. 
vier Millionen Beschäftigten (ca. 40 % aller Arbeitskräfte). Mit der 
Wiedervereinigung wird sie zu einer bundesunmittelbaren Anstalt 
des öffentlichen Rechts. Es kommt zu Fördermittelmissbrauch und 
Wirtschaftskriminalität ungeahnten Ausmaßes

19. Juli 1990 Gesetz über die Inkraftsetzung des Berufsbildungsgesetzes der Bun-
desrepublik Deutschland durch die Deutsche Demokratische Repu-
blik. Es tritt mit seiner Veröffentlichung in Kraft. Damit verbunden 
war die Übernahme der Rahmenlehrpläne der KMK für die schuli-
sche Ausbildung und die Einführung der Ausbildungsverordnungen 
für die betriebliche Ausbildung für die anerkannten westdeutschen 
Ausbildungsberufe

22. Juli 1990 Volkskammer der DDR beschließt das Ländereinführungsgesetz 
und setzt damit das Gesetz zur Schaffung von Bezirken (23. Juli 
1952) außer Kraft

27. Juli 1990 Die (westdeutsche) Handwerksordnung (HWO) tritt in der DDR in 
Kraft

13. Aug. 1990 Einführung des westdeutschen Berufsbildungsgesetzes in der DDR
31. Aug. 1990 Vertrag über die Herstellung der Einheit Deutschlands („Einigungs- 

vertrag“). Die 23 Bezirke von Berlin werden dabei zum Land Berlin, 
das damit weitestgehend der Stadt Berlin entsprechend dem Groß-
Berlin-Gesetz von 1920 entspricht. Das Gesetz über die Hochschulen 
im Land Berlin (BerlHG) tritt auch in der vormaligen Hauptstadt der 
DDR in Kraft. Die Systemkonkurrenz ist beendet

1. Sept. 1990 Die neue Studien- und Prüfungsordnung für den Studiengang Wirt-
schaftspädagogik/Diplom-Handelslehrer tritt in Kraft

12. Sept. 1990 Unterzeichnung des Zwei-plus-vier-Vertrag(es) in Moskau: Der Weg 
zur deutschen Einheit ist frei
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12. Sept. 1990 Beschluß zur Verordnung über Hochschulen (Vorläufige Hochschul- 
ordnung) des Ministerrates der Deutschen Demokratischen Republik 
tritt in Kraft

18. Sept. 1990 Verordung über Grundsätze und Regelungen für allgemeinbildende 
und berufsbildende Schulen: vorläufige Schulordnung

25. Sept. 1990 Mit dem 1. Mantelgesetz ist das Berliner Hochschulgesetz von Ost-
berlin übernommen worden. Damit ist die Humboldt-Universität 
(als Ganzes) zu einer Hochschule des Landes Berlin geworden – mit 
allen Rechten und Pflichten

3. Okt. 1990 Beitritt der DDR zum Geltungsbereich des (westdeutschen) Grund- 
gesetzes. Zeitgleich entstehen in einem juristischen Graubereich 
fünf neue „Gliedstaaten“: Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg, 
Thüringen, Sachsen-Anhalt und Sachsen mit dann je eigenem Schul-
recht. Das (westdeutsche) Hochschulrahmengesetz tritt auch in den 
neuen Bundesländern in Kraft

9. Okt. 1990 Neues Universitätsstatut tritt an der Humboldt-Universität in Kraft
2. Dez. 1990 Gesamtberliner Wahlen zum Abgeordnetenhaus – 26. Januar 1991 

Bildung des neuen Senats von Berlin (dazwischen geteilte Zustän- 
digkeit der Ostberliner Stadtregierung und des Berliner Senats)

13. Dez. 1990 Verfassungsgebendes Konzil der HU beschließt hochschuleigenes 
Erneuerungsprogramm und gründet dazu eine zentrale und in je-
dem Fachbereich dezentrale Personalstrukturkommissionen (PSK)

1990 „Abwicklung“ der „Sektion Wirtschaftswissenschaften“ (als vor-
malige Heimstätte des Wirtschaftspädagogischen Instituts). Das 
1989/90 entstandene „neue“ Institut für Wirtschaftspädagogik 
wird in der Übergangszeit von Dr. sc. Dieter Squarra geleitet

8. Febr. 1991 Erlass der Prüfungsordnung für den Studiengang Wirtschaftspäda- 
gogik an der Hu Berlin

26. März 1991 Die Struktur- und Berufungskommission Erziehungswissenschaf-
ten an der HU Berlin konstituiert sich (Beendigung der Kommissi-
onstätigkeit am 23. April 1993)

31. März 1991 Die militärischen Strukturen des Warschauer Vertrages werden 
„aufgelöst“, der „Pakt“ selbst erst zum 1. Juli 1991

28. Juni 1991 Der RGW löst sich nach dem gescheiterten Versuch auf, das zentral-
verwaltungswirtschaftliche System des RGW zu reformieren

30. Sept. 1991 Der neue Magistrat von Gesamt-Berlin beschließt die „Abwicklung“ 
der Hochschule für Ökonomie (zu sehr in der nun untergehenden Ge-
sellschafts- und Wirtschaftsform verwurzelt, zu deren Grundlagen 
die Lehren des Marxismus-Leninismus und der sozialistischen Plan-
wirtschaft gehören)

26. Nov. 1991 Fristlose Entlassung des ersten frei gewählten Rektors der HU Ber-
lin, Heinrich Fink, wegen inoffizieller Tätigkeit für das MfS
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1. Juni 1992 Berufung von Prof. Jürgen van Buer aus Siegen auf den nunmehr
an der Philosophischen Fakultät beheimateten Lehrstuhl für Wirt-
schaftspädagogik

1. Febr. 1993 Jürgen van Buer hält seine Antrittsrede an der „neuen“ Humboldt-
Universität zu Berlin (vor der Struktur- und Berufungskommission 
Erziehungswissenschaften)
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Abb. 1: Richard Fuchs
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„Das Vergangene ist noch nicht 
tot, es ist nicht einmal vergan-
gen.“

William Faulkner

Klaus Friedrich Pott

Richard Fuchs
Berlin: 6. Januar 1880 bis 21. April 1969

Wiederaufbau statt Ruhestand – Ein Handelsschullehrer-Be-
rufsleben im Dienste der SBZ/DDR nebst einem Parcoursritt 
durch die Geschichte der ostdeutschen Wirtschaftspädagogik

Fuchs: Sozialisiert im Kaiserreich und in der Weimarer Republik
Professor Richard Fuchs (1880 – 1969) war der Sohn eines Schlossers.
Nach der Volksschule besuchte er von 1897 bis 1900 das Lehrerseminar 
zu Berlin. Anschließend war er bis 1908 in Berlin als Volksschullehrer 
tätig. Neben seinem Beruf studierte er von 1906 bis 1909 an der Han-
delshochschule Berlin, wo er die Handelslehrerprüfung abgelegt hat. 
Von 1908 bis 1923 war er in Berlin als Handels- bzw. Handelsoberlehrer 
und von 1923 bis 1928 als Direktor der Handelslehranstalt Berlin-Neu-
kölln1 tätig, die sich unter seiner Leitung „aus winzigen Anfängen“ zur 
zweitgrößten Schule Berlins entwickelte. Seit 1911 war er führend in der 
deutschen, später in der preußischen Handelslehrerorganisation tätig.2 
An der Aufstellung der Berliner Lehrpläne für die Berufs- und Handels-
schulen war er als Hauptmitarbeiter beteiligt und in der Fachpresse für 

1	 Neukölln war seinerzeit ein überwiegend von Arbeiterfamilien bewohnter Bezirk 
von Groß-Berlin.
2	 Der ostdeutsche Betriebspädagoge (Erwachsenenpädagoge) Georg Schmelzer 
(1928 – 2017) macht zudem darauf aufmerksam, dass Fuchs „Vorstandsmitglied der Ar-
beitsgemeinschaft sozialdemokratischer Lehrer“ gewesen sei. Vgl. Schmelzer, Georg: Beruf 
und Berufsbildung im Verständnis der Berufspädagogik (Studienmaterial; in 500 Exempla-
ren als Manuskript gedruckt und „nur für den internen Gebrauch an der Sektion Pädagogik“ 
der Humboldt-Universität Berlin bestimmt), Berlin [Ost] Juli 1989 (46 Seiten), hier S. 40 (im 
Folgenden zitiert als Schmelzer 1989). 
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das kaufmännische Unterrichtswesen „leistete er eine überaus frucht-
bare publizistische Tätigkeit“. Gleichzeitig „konnte Fuchs 1911 – 1933 
[nebenamtlich] „eine erfolgreiche Dozententätigkeit auf seinem Fachge-
biet an der Freien Hochschule Berlin und an der Humboldt-Hochschule 
entfalten“.3

In Anerkennung seiner Verdienste wurde er 1928 als Magistratsschulrat 
mit dem Dezernat für das wirtschaftliche Bildungswesen der Stadt Ber-
lin betraut. 1933 wurde er auf Grund des § 4 des Berufsbeamtengeset-
zes (= politische Unzuverlässigkeit) wegen seiner Zugehörigkeit zur SPD4 

3	 HU UA, PA – nach 1945: Fuchs, Richard, Band 1, Blatt 52, Schreiben vom 15.10.1946, 
Bruno Gleitze, Dekan der wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät, an den Rektor der Uni-
versität Berlin Dr. Johannes Stroux (1886 – 1954) (im Folgenden zitiert als „Schreiben 
Gleitze 15.10.1946“). Mit Beginn der Nachkriegszeit wurde die Friedrich-Wilhelms-Uni-
versität in der Öffentlichkeit nicht mehr nach ihrem Stifter, offiziellen Gründer und Na-
menspatron genannt, „sondern nur noch Universität Berlin oder Berliner Universität“. In 
der Stadt bildete sich „ein nicht minder stillschweigendes kryptisch-offiziöses Einverneh-
men heraus, sie nach den Brüdern Wilhelm und Alexander von Humboldt oder auch nur 
nach ersterem als ihrem symbolischen »Gründungsvater« zu benennen. Zum Zeitpunkt 
ihrer Wiedereröffnung [am 29.01.1946; d. Verf.] schien es bereits so selbstverständlich, 
dass ihre Umbenennung als gleichsam beschlossene Sache galt.“ Vgl. Hansen, Reimer: Von 
der Friedrich-Wilhelms- zur Humboldt-Universität zu Berlin. In: Tenorth, Heinz-Elmar 
(Hrsg.): Geschichte der Universität Unter den Linden, Band 3: Sozialistisches Experiment 
und Erneuerung in der Demokratie – die Humboldt-Universität zu Berlin 1945 – 2010, 
Berlin 2012, S. 17 – 123, hier S. 114. Die offizielle Namensverleihung erfolgte aber erst am 
08.02.1949 (S. 121). Eventuell war „der Vorschlag“ des Namens Wilhelm von Humboldt 
durch Studenten ein „geschickter Schachzug“, um die Benennung der Universität nach 
Karl Marx, Stalin oder Lenin zu verhindern (S. 118).
4	 Bei der Einordnung dieser Begebenheit ist zu beachten, dass die SPD sich erst mit 
dem Godesberger Programm (1959) mit dem Kapitalismus arrangiert hat. Zuvor war 
sie eine sozialistische Arbeiterpartei.  Fuchs sei in seiner Neuköllner Zeit von Robert Alt 
(1905 – 1978) als Sozialdemokrat geprägt worden, so Professor Herbert Hanke (Er ver-
starb am 6. September 2020.) in seiner E-Mail vom 13.12.2019. Daraus erhellt sich, dass 
sich Fuchs und Alt schon vor dem Krieg kannten. Wichtiger dürfte für Fuchs in der Um-
bruchphase nach 1945 jedoch gewesen sein, dass der nun äußerst einflussreiche Robert 
Alt (Mitglied des ZK der bald SED geheißenen Partei) in einem programmatischen Aufsatz 
der in der SBZ 1946 neu gegründeten Zeitschrift „pädagogik“ gleich in Heft 1 die Richtung 
der nun einzuschlagenden Bildungspolitik vorgegeben hat: „Zur gesellschaftlichen Be-
gründung der neuen Schule“ (S. 12 – 22). Es ging dabei um die Brechung des von Alt pos-
tulierten bürgerlichen „Bildungsmonopols“! – Robert Alt war in diesem Jahr Professor an 
der Pädagogischen Hochschule (in Berlin), hielt aber schon Vorlesungen über Geschichte 
der Pädagogik an der Humboldt-Universität. Zu den Lebensdaten Alts vgl. das zu seinem 
70. Geburtstag herausgegebene Buch Alt, Robert: Erziehung und Gesellschaft, Pädagogi-
sche Schriften, ausgewählt, eingeleitet und erläutert von Karl-Heinz Günther, Helmut Kö-
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entlassen.5 Bei van Buer heißt es ergänzend, dass Fuchs die weitere Be-
rufsausübung verboten worden sei, weil er nicht bereit war, „an der Mi-
litarisierung des Bildungswesens teilzunehmen“.6 Treffender wäre die 
Feststellung, dass sich Fuchs geweigert haben wird, sich auf Hitler ver-
eidigen zu lassen.7 Am 30.05.2019 hat mir Professor Herbert Hanke, der 
Richard Fuchs noch persönlich gekannt hat, per E-Mail mitgeteilt, dass 
sich dieser in der Nazi-Zeit „als selbständiger Handelsvertreter [...] eini-
germaßen über Wasser gehalten“ habe.8

Nach der am 8. Mai 1945 in Kraft getretenen bedingungslosen Kapitu-
lation der deutschen Wehrmacht (mit der auch alle Beamtenverhält-
nisse als erloschen galten und die in der SBZ/DDR nach anfänglichen 

nig und Rudi Schulz (mit Portraitphoto), Berlin [Ost] 1975, (im Folgenden zitiert als „Alt 
1975“), hier S. 50 – 52, und Waterkamp, Dietmar: Das Einheitsprinzip im Bildungswesen 
der DDR. Eine Historisch-systemtheoretische Untersuchung (= Bildung und Erziehung, 
Beiheft 3), Köln und Wien 1985 (im Folgenden zitiert als Waterkamp 1985) darin: Prolog 
– Robert Alt: Die These vom Bildungsmonopol zwischen politischer Ökonomie und Wis-
senssoziologie, S. [XVII] – XXX.
5	 Schreiben Gleitze 15.10.1946. Zu den „Säuberungsaktionen“ der Nazis auch und vor 
allem in Berlin vgl. Geißler, Gert: Geschichte des Schulwesens in der Sowjetischen Besat-
zungszone und in der Deutschen Demokratischen Republik 1945 bis 1962, Frankfurt/M. 
2000, S. 32 – 36. In Berlin wurden „alle Leiter der Bezirkschulverwaltungen, 19 der insge-
samt 34 Magistratsschulräte aller Schularten, dazu 83 der insgesamt 622 Rektoren aller 
Schularten“ abgesetzt (Geißler, a.a.O., S. 33 f.). – Der Autor der sehr erhellenden Rezension 
von Geißlers Buch bedauert, dass die Entwicklungen im berufsbildenden Schulwesen „al-
lenfalls gestreift“ werden (Die Darstellung richte sich „in der Hauptsache auf die Schulpo-
litik der allgemeinbildenden Schule.“). Außerdem bemängelt der Rezensent die „harmo-
nisierende Intention“ des Autors. Der Schule in der SBZ/DDR werde „der rechtfertigende 
Anschein einer normal funktionierenden, wenn auch mit Widersprüchen und Schwierig-
keiten kämpfenden Institution verliehen, ohne die Besonderheiten der kommunistischen 
Diktatur zu thematisieren.“  Vgl. dazu Füssl, Karl-Heinz, in: Bildung und Erziehung, Band 
55, Köln, Weimar, Wien 2002, S. 347 – 351, hier S. 347 (im Folgenden zitiert als „Rez.“).
6	 Buer, Jürgen van u. a.: Tradition und Innovation – zur Vergangenheit, Gegenwart 
und Zukunft der Wirtschaftspädagogik an der Humboldt-Universität zu Berlin, Berlin 
1994, S. 36 f. (im Folgenden zitiert als „van Buer 1994“).
7	 Deutsches Beamtengesetz vom 26.01.1937, § 4 I „... Ich schwöre: Ich werde dem 
Führer des Deutschen Reiches und Volkes, Adolf Hitler, treu und gehorsam sein ...“
8	 Im Berliner Adressbuch von 1940 ist Richard Fuchs unter der Johannisthaler Ad-
resse, die er auch bei der HU Berlin angegeben hat, als Diplom-Handelslehrer aufgeführt. 
Unter einer anderen Johannisthaler Adresse wird aber auch ein Handelsvertreter Richard 
Fuchs aufgeführt. In Verbindung mit Prof. Hankes Aussage ist also anzunehmen, dass es 
sich hierbei um ein und dieselbe Person handelt.
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Unsicherheiten auch nicht wiederhergestellt worden sind9) sowie mit 
der damit verbundenen Abtrennung großer Teile des Staatsgebietes und 
der Aufteilung des großen „Restes“ in vier Besatzungszonen (plus „be-
sonderem Berliner Gebiet“10) hat man in der SBZ gemäß den Beschlüs-
sen der Potsdamer Konferenz (17. Juli bis 2. August 1945) sofort mit der 
politischen Säuberung in Gestalt der „Entnazifizierung“ begonnen.11 Mit 
Befehl Nr. 17 der „Sowjetischen Militäradministration in Deutschland“ 
(SMAD) ist bereits am 27. Juli 1945 die (kollaborationsbereite) „Deut-
sche Zentralverwaltung für Volksbildung“ (DZfV) gebildet und in einem 
Nebengebäude (Wilhelmstraße 58) des vormaligen und im Krieg wei-
testgehend zerstörten Reichsministeriums für Wissenschaft, Erziehung 
und Volksbildung untergebracht worden.12 Ihr Präsident Paul Wandel 
(1905 – 1995) war anschließend der erste DDR-Minister für Volksbil-
dung (1949 – 1952). 
„Paul Wandel war ein linientreuer Sowjetkommunist, der – wie sein 
Schüler auf der Komintern-Schule im sowjetischen Exil Wolfgang Leon-
hard (1921 – 2014) ihn pointiert beschrieben hat – als Parteifunktionär 
nur eine Aufgabe gekannt habe: die »Anweisungen der Führung zu er-
läutern und durchzusetzen«. Er war zutiefst durchdrungen von der no-
mologischen Doktrin des Sowjetmarxismus, die sich in ihrer Selbstbe-
zeichnung Marxismus-Leninismus nannte, in ihrer letzten dogmatischen 

9	 Vgl. Jessen, Ralph: Akademische Elite und kommunistische Diktatur. Die ostdeut-
sche Hochschullehrerschaft in der Ulbricht-Ära, Kritische Studien zur Geschichtswissen- 
schaft, Bd. 135, Göttingen 1999, S. 224 (im Folgenden zitiert als Jessen 1999). – Das be-
deutete, dass Lehrer und Hochschullehrer nun den Status von Angestellten hatten, denen 
innerhalb einer gewissen Frist gekündigt werden konnte, wenn sie sich dem Staat gegen-
über nicht so loyal verhielten, wie es von ihnen erwartet worden ist.
10	 Zum Berliner Schulexperiment siehe unten, S. 128ff.
11	 Am 9. Juni 1945 hatte die Sowjetische Militäradministration in Deutschland 
(SMAD) mit ihrem Hauptsitz in Berlin-Karlshorst (Außenstellen in den fünf ostzonalen 
Ländern) mit ihren etwa 60.000 Mitarbeitern die Hoheitsgewalt in der SBZ übernommen. 
Vgl. dazu Foitzik, Jan: Sowjetische Militäradministration in Deutschland (SMAD) 1945 – 
1949. Struktur und Funktion (Quellen und Darstellungen zur Zeitgeschichte, Band 44), 
Berlin 1999. – Weitere Literaturhinweise: Köhler, Roland: Die Zusammenarbeit der SED 
mit der SMAD bei der antifaschistisch-demokratischen Erneuerung des Hochschulwesens 
(1945 – 1949), Phil. Diss. B. Berlin [Ost] 1983; Rößler, Ruth-Kristin: Die Entnazifizierungs-
politik der KPD/SED 1945 – 1948, Goldbach 1994 und Welsh, Helga: Revolutionärer Wan-
del auf Befehl? Entnazifizierungs- und Personalpolitik in Thüringen und Sachsen, Mün-
chen 1989.
12	 Zur Auflösung des RMfWEV vgl. Geißler, a.a.O., S. [9] – 14.
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Fassung indes nur noch ein vulgärmarxistischer Leninismus-Stalinis-
mus war. In diesem ideologischen Zusammenhang sah Wandel die lang-
fristige Zielsetzung seiner Aufgabe als Präsident der Zentralverwaltung 
in der sozialistischen Ordnung von Schule und Hochschule, namentlich 
der Universität. Kurz- und mittelfristig hatte er sich in grundlegender 
Übereinstimmung mit dem Aufruf des Zentralkomitees der KPD vom 
11.6.1945 auf eine antifaschistisch-demokratische Übergangszeit ein-
gestellt, freilich ohne dabei die langfristig-strategische Orientierung aus 
dem Auge zu verlieren. Er sei – so schreibt Leonhard treffend – nach sei-
ner Ernennung »zunächst als überparteilicher Demokrat« aufgetreten, 
der sich »für den Humanismus« einsetzte.“13 Auf dem Höhepunkt der 
Polytechnik-Kampagne ist er 1958 vom Ersten Sekretär des ZK der SED, 
Walter Ulbricht, aus seinem Amt entfernt worden – wie viele andere 
auch!14  Er hatte hinfort nur noch repräsentative Aufgaben.

13	 Vgl. Hansen, a.a.O., hier S. 40 f. und die dort genannte Literatur.
14	 Klier, Freya: Lüg Vaterland. Erziehung in der DDR, München 1990 (206 Seiten), 
hier S. 104. – Bei diesem lesenswerten Buch handelt es sich um eine sehr persönliche Aus-
einandersetzung der Autorin mit ihrem „Vaterland“, das wie dessen Vorbild Sowjetunion 
unter kollektiver Schizophrenie litt, als Resultat des Auseinanderklaffens von behaupteter 
und tatsächlicher Wahrheit. In meinen Augen ist es Pflichtlektüre für jeden, der sich mit 
dem DDR-Schulwesen beschäftigt. Paul Wandel hatte nach seiner Tätigkeit als Volksbil-

Abb. 2: Ministerium für Volksbildung, Berlin, Wilhelmstraße (1952)
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Richard Fuchs wurde mit Gründung der DZfV ihr Referatsleiter für das 
Berufs- und Fachschulwesen.15 Zu Beginn seiner Tätigkeit war er meines 
Erachtens noch gutgläubig, was Toleranz und Pluralismus anbelangte, 
die dann in der SBZ wegen der einsetzenden autoritär-stalinistischen 
Veränderungen schnell und erkennbar zu äußerst knappen Gütern ge-
worden sind. Parallel dazu ist der Pädagoge Heinrich Deiters (1887 – 
1966) im September 1945 zum Leiter des Ressorts Lehrerbildung in der 
DZfV berufen worden.16 In dieser Funktion des Referatsleiters erhielt 
Deiters nun entscheidenden Anteil an der Konzeption des »Neuleh-
rers« und der Vorbereitung eines gesamtzonalen Schulgesetzes. „Der 
Begriff »Neulehrer«bezeichnete dabei die neugewonnenen Lehrkräfte, 
denen bei der Umgestaltung des alten bürgerlichen Bildungswesens in 
ein neues sozialistisches Schulsystem eine wichtige Rolle zugewiesen 
wurde. Durch diese Wortbildung sollten sie von den sog. Altlehrern, die 

dungsminister „mehrere ZK-Funktionen im Bereich Unterricht, Wissenschaft und Kultur, 
bevor er 1957 wegen »ungenügender Härte bei der Durchsetzung der kulturpolitischen 
Linie der SED-Führung« abgesetzt worden ist. Vgl. Deja-Lölhöffel, Brigitte: Erziehung nach 
Plan. Schule und Ausbildung in der DDR, Berlin [West] 1988, S. 178 (Endnote 8).
15	 Vgl. dazu Ohlmeyer, Frank: Die Entwicklung der Berufsausbildung in der sowjeti-
schen Besatzungszone von 1945 – 1949 – eine konzeptionsgeschichtliche Untersuchung, 
Diss. Hamburg 1989 (Online-Ressource), S. 18. Ohlmeyer gibt leider nicht die Quelle die-
ser Aussage an (d. Verf.). Wagner nennt weitere Funktionen: Bereits „im Dezember 1945 
fungierte er als Vorsitzender des Allgemeinen Beirats für das Berufs- und Fachschulwe-
sen. Vgl. Wagner, Hermann: Geschichte der kaufmännischen Berufsschule in Berlin. In: 
Karow, Willy u. a.: Berliner Berufsschulgeschichte. Von den Ursprüngen im 18. Jahrhun-
dert bis zur Gegenwart, Berlin 1993, S. [413] – 585, hier S. 540. Er zitiert die Chronik 
der Kaufmännischen Berufsschule „Prof. Richard Fuchs“, Große Hamburger Str. 27, Berlin 
[Ost] o.J. unpaginiert. Hier ist auf eine Ungenauigkeit hinzuweisen: Diese Schule hieß prä-
zise Kommunale Berufsschule Prof. Dr. Richard Fuchs. Und bei dieser Chronik handelt es 
sich um ein unveröffentlichtes Manuskript, das „wie ein Geheimnis bei der Schulleitung 
verwahrt“ worden sei, hat mir Sabine Ewert (sie war von September 1981 bis Januar 1991 
Berufsschullehrerin im Bankenbereich der Schule) in ihrer E-Mail vom 4. Oktober 2022 
mitgeteilt. Sie könne sich nur an ein oder zwei Einsichtnahmen erinnern. Wo diese Chro-
nik nach der Wende abgeblieben sei, wisse sie nicht. Bei der („verspäteten“) Rückgabe der 
im Dritten Reich und dann von der DDR zwangsenteigneten Liegenschaft an die jüdische 
Gemeinde [direkt neben der Schule befand sich der alte jüdische Friedhof mit dem Grab 
des Philosophen und Aufklärers Moses Mendelssohn (1729 – 1786)] sei „in den Nachwen-
de-Wirren alles, vom Lehrbuch bis zu den Klassenbüchern und auch die Möbel vernichtet“ 
worden. Die von Wagner genannte Chronik wird also „untergegangen“ sein.
16	 Vgl. Oppermann, Detlef: Heinrich Deiters. Ein Pädagoge zwischen Klassik und Mo-
derne. In: Schmoldt, Benno & Schuppan, Michael-Sören: Pädagogen in Berlin. Auswahl von 
Biographien zwischen Aufklärung und Gegenwart, Hohengehren 1991, S. 351 f. (im Fol-
genden zitiert als Oppermann 1991).
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bereits vor dieser Neuorientierung im Dienst gewesen waren, ab- bzw. 
herausgehoben werden.“17 Die Forderung nach einer Kurzausbildung 
von »Neulehrern« gemäß dem SMAD-Befehl Nr. 162 vom 6. Dezember 
1945 („Vorbereitung der Lehrer für die Volksschule“) erklärt sich aus 
der Tatsache, die Schulen vom Geist des Nazismus zu befreien, und sie 
wurde mit mehr oder weniger großer Entschiedenheit von allen Sie-
germächten geteilt. »Neulehrer« oder »Schulhelfer«, wie sie im Westen 
hießen, sollten die neue Schule aufbauen helfen. Für Deiters war dies 
»eine Art von pädagogischer Levée en masse«, deren Notwendigkeit 
er einsah, deren Erfolg ihm aber noch nicht sicher schien. Und nur das 
Versprechen, diesen Lehrern nach Überwindung der ersten personellen 
Not an den Universitäten eine wirklich akademische Bildung zukom-
men zu lassen, brachte Deiters dazu, dieses Konzept auch pädagogisch 
vertreten zu können.18

Die DZfV ist nach dem Vorbild des (sowjetischen) Volkskommissariats 
für Volksbildung organisiert worden,19 das nach der Oktoberrevolution 
(1917) gegründet und von Lenin mit Anatoli Wassilijewitsch Lunat-
scharski (1875 – 1933) besetzt worden ist. Die Sowjetpädagogik und 
das sowjetische Volksbildungswesen wurden nun in der DDR als Vor-
bild angesehen und die DZfV hat das Bildungswesen in der Ostzone 
schon bald nach diesen Mustern neu organisiert.20 „Sie hatte keine 

17	 Vgl. Mertens, Lothar: Die Etablierung zuverlässiger Kader in den Schulen: Die Neu-
lehrer in den Ländern der SBZ 1945 – 1949. In: Timmermann, Heiner (Hrsg.): Die DDR 
– Analysen eines aufgegebenen Staates (Dokumente und Schriften der Europäischen Aka-
demie Otzenhausen e.V., Bd. 92) Berlin 2001, S. [283] – 296, hier S. [283].
18	 Klier (a.a.O.) bringt in einem Exkurs ein sehr erhellendes Interview mit einem Neu-
lehrer: S. 87 – 90.
19	 Zugleich war sie – wie alle anderen ostzonalen Behörden – ein Spiegelbild der ent- 
sprechenden Abteilung der Sowjetischen Militäradministration in Deutschland.
20	 Vgl. dazu die Einleitung zu Anatoli Wassilijewitsch Lunatscharskis Buch „Über die 
Volksbildung“ (Berlin [Ost] 1971, S. 11 – 26). Vorgegeben war also die marxistische Theo-
rie von der polytechnischen Bildung als Kern der Verbindung von produktiver Arbeit und 
Unterricht, von Schule und Leben (S. 17). Die sozialistische Allgemeinbildung sollte das 
Fundament für eine gründliche Spezialbildung sein. Beide sollten zu einer unlösbaren, 
harmonischen Einheit zusammengefügt werden, bei der die eine die andere nicht stört 
(S. 23). Auch zum Verhältnis Erziehung und Unterricht äußert sich Lunatscharski und 
kommt zum Ergebnis, dass die Erziehung prioritär ist. Unterricht und Erziehung seien 
miteinander verflochten. Die Aufgabe des Erziehers bestehe nun darin, auf allen Schulen 
und in allen Schulstufen und Schulfächern den Charakter der Schüler im Sinne des Mar-
xismus-Leninismus zu formen: „Ohne daß das Nervensystem in Erregung versetzt und be-
rührt wird, ist selbst einfache Agitation unmöglich, ist es beispielsweise sogar unmöglich, 
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gesetzgeberische Befugnis. Ihre Aufgabe bestand darin, die Tätigkeit 
der Schulverwaltungen in den Ländern und Provinzen zusammenzu-
fassen, zu koordinieren, anzuleiten und zu kontrollieren. An der Aus-
arbeitung von Befehlen der sowjetischen Militäradministration wirkte 
sie mit und erließ Anordnungen zu ihrer Durchführung.“21 In der von 
Professor Dr. Helmut Klein (1930 – 2004) herausgegebenen Geschich-
te der Humboldt-Universität heißt es zur DZfV, dass ihr „Leitungs-, 
Koordinierungs- und Kontrollbefugnisse bei der Durchsetzung der 
Politik der SMAD“ zugewiesen worden seien. Sie hatte diese „bei der 
Vorbereitung von Entscheidungen zu beraten.“22 Sie sei „ein wichtiges 
Element des demokratischen Zentralismus und der politischen Macht 
der Arbeiterklasse im Staatsaufbau der sowjetischen Besatzungszo-
ne“ gewesen“, heißt es an anderer Stelle (S. 104).
Im Jahr 1946 wurde der Wortbestandteil „Zentral“ aus dem Namen der 
Deutschen Zentralverwaltung für Volksbildung gestrichen (fortan wur-
de die Abkürzung DVfV verwendet) und bei der Gründung der DDR 
am 7. Oktober 1949 ging diese Behörde im Ministerium für Volksbil-
dung auf.23 Ihre Hauptaufgabe bestand zunächst aber darin, die Leh-
rerschaft konsequent von Nationalsozialisten zu säubern (Das geschah 
viel zielstrebiger als in den drei anderen Besatzungszonen und war 
auch früher abgeschlossen.) und rasch neue, sozialistisch eingestellte 
Lehrkräfte für die Schulen und Universitäten bereit zu stellen. Große 
Teile der Lehrerschaft waren nämlich NSDAP-Mitglieder und mussten 

eine Menschenmenge zusammenzurufen und Feuer zu löschen. Um so unmöglicher ist es, 
ohne das zu erziehen“ (S. 196).
21	 Drefenstedt, Edgar: Sozialistische Unterrichtstheorie. Entwicklung in der DDR von 
1945 bis 1965, Berlin [Ost] 1977, S. 15. Zum Verständnis der ostzonalen  schulpolitischen 
Umwälzungen nach 1945 ist dieses Buch von grundsätzlicher Bedeutung. Ebenso die fol-
genden beiden Aufsätze: Gläser, Lothar: Die Rolle der sowjetischen Pädagogik beim Auf-
bau der deutschen demokratischen Schule und bei der Entwicklung der pädagogischen 
Wissenschaft auf dem Gebiet der heutigen Deutschen Demokratischen Republik. 2 Teile: 
In: Jahrbuch für Erziehungs- und Schulgeschichte, hrsg. von der Kommission für Deutsche 
Erziehungs- und Schulgeschichte der Akademie der pädagogischen Wissenschaften der 
Deutschen Demokratischen Republik, Jg. 10, Berlin [Ost] 1970, S. [93] – 169 [dazu „Mate-
rialien“, S. [173] – 188] sowie Jg. 11 (1971), S. [181] – 254.
22	 Vgl. Klein, Helmut (Hrsg.): Humboldt-Universität zu Berlin / Überblick 1810 – 1985. 
Von einem Autorenkollektiv unter Leitung von Adolf Rüger, Berlin [Ost] 1985, S. 95. – (im 
Folgenden zitiert als „Klein, Humboldt-Universität zu Berlin...“). Der Pädagoge Professor 
Dr. Helmut Klein war viermal Rektor der Humboldt-Universität Berlin (1976 – 1988).
23	 Zur ausführlichen Darstellung des epochalen Geschehens vgl. Geißler, a.a.O.
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folglich „ausgetauscht“ werden.24 „Verstärkt hat man Lehrer wieder ein-
gestellt, die von den Nazis entlassen worden waren.“25 Deshalb ruhte 
vielerorts der Unterricht bis Ende September 1945. Es wurden in den 
nächsten Jahren mehr als 50.000 Menschen, die bereits eine Berufsaus-
bildung besaßen und/oder direkt aus der Kriegsgefangenschaft kamen, 
in Schnellkursen zu »Laienlehrern«26 und »Neulehrern« ausgebildet.27 
Welchen Stellenwert Letztere einnahmen, zeigt das Zitat des Berliner 
Stadtschulrats Ernst Wildnagel (1891 – 1951), der unterstrich, dass die 
Neulehrerausbildung keine bloße Notlösung sei: „Ganz bewußt stellen 
wir Menschen in den Mittelpunkt der Erziehung, die die Erfahrungen 
des praktischen Lebenskampfes in sich verarbeitet haben und dies in 
ihrem Bildungskampf verwerten.“28 „1949 waren bereits 67,8 % aller 
Lehrerstellen mit Neulehrern besetzt.“ und: „Die Neulehrer der 1940er 
und 1950er Jahre bildeten bis in die 1980er Jahre einen wesentlichen 

24	 Füssl verweist darauf, dass „nach Angaben aus dem Alliierten Kontrollrat [...] die 
erst 1948 abgeschlossene Entnazifizierung der Lehrer bis Ende 1946 dramatische 31.603 
Entlassungen bei einem Gesamtbestand von 72.334 Lehrern“ umfasst habe (Rez. S. 348). 
Beim in der heutigen Ukraine geborenen Bochumer Professor für Vergleichende Erzie-
hungswissenschaften (und Osteuropaexperten) Oskar Anweiler [(1925 – 2020; 1990 
Bundesverdienstkreuz am Bande); Schulpolitik und Schulsystem in der DDR, Opladen 
1988, S. 24, im Folgenden zitiert als „Anweiler 1988“] findet sich der Hinweis, dass im 
Berufs- und Fachschulwesen „sogar 90 Prozent der Lehrkräfte ausscheiden“ mussten. Am 
1. April 1949 seien an den beruflichen Schulen 64,6 Prozent der Lehrerschaft „Neulehrer“ 
gewesen (ebenda, S. 25).
25	 Vgl. Lausberg, Michael: Schule in der DDR: https://de.indymedia.org/node/6736,
Stand 23.04.2019.
26	 „Laienlehrer“ waren Lehrer,  die ohne (!) jede Vorbildung unterrichteten. Vgl. dazu
Hohlfeld, Brigitte: Die Neulehrer in der SBZ/DDR 1945 – 1953: Ihre Rolle bei der Umgestal-
tung von Gesellschaft und Staat, Weinheim 1992 (Diss. Mannheim 1991, 460 Seiten),  hier
S. 60. Die Bevölkerung habe sie häufig für „unzumutbar“ gehalten, weil wegen der schnellen
und weitgehenden Entnazifizierung auf bewährte Fachkräfte verzichtet werden musste.
27	 „In Schnellkursen befanden sich 22.469 und in Achtmonatskursen 26.554 Neuleh-
rer. Bis 1949 wurden mehr als zwei Drittel aller Lehrer ausgetauscht! Viele der Betroffe-
nen flüchteten nach Westen.“ (Rez. S. 348).  Bei Anweiler (1988, S. 24) findet sich der Hin- 
weis, dass die „revolutionäre Maßnahme“ der Neulehrereinstellung „auf Jahre hinaus mit 
dem Odium belastet [gewesen] sei, die Qualität des Schulunterrichts politischen Zwecken 
geopfert zu haben.“– Literaturhinweis: Gruner, Petra: Die Neulehrer – ein Schlüsselsymbol 
der DDR-Gesellschaft, Weinheim 2000.
28	 Thiemig, Rudi: Zur Geschichte der Berufsausbildung auf dem Gebiet der DDR
(1945 – 1949), Chronik Teil 1, herausgegeben vom Zentralinstitut für Berufsbildung der
DDR, Berlin [Ost] 1974 (im Folgenden zitiert als „Chronik, Teil 1“), S. 161. 
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Teil der DDR-Lehrerschaft,“29 des sozialen Aufstiegs wegen. Die entlas-
senen „Altlehrer“ haben zur Vermeidung des sozialen Abstiegs in erheb-
lichen Teilen die Ostzone verlassen.30 In den Jahren von 1954 bis 1959 
sollen insgesamt 14.040 Lehrer geflüchtet sein.31

Auch im berufsbildenden Schulwesen war eines der größten Probleme 
der Lehrermangel. Bei Willi Karow heißt es dazu, dass von den 14.000 
Lehrern, die vor dem Krieg beschäftigt waren, nach dem Kriegsende 
nur 2.663 den Unterricht wieder aufgenommen hätten.32 „Es ist anzu-
nehmen, daß viele Lehrer Opfer des Krieges wurden oder sich noch in 
Kriegsgefangenschaft befanden. Zur Behebung des Lehrermangels sah 
das Hauptschulamt bereits im September 1945 die Errichtung eines 
Pädagogischen Instituts der Stadt Berlin vor (aus dem dann die Päda-
gogische Hochschule hervorgegangen ist). Zuvor waren von einzelnen 
Schulleitern und Bezirksämtern bereits in eigener Initiative »Schulhel-
fer« eingestellt worden, durchweg Personen ohne jede pädagogische 
Erfahrung, oft ohne jede Ausbildung. Im Dezember 1945 ordnete die 
Sowjetische Militäradministration die Ausbildung von 30.000 »Neuleh-
rern« als Schulhelfer und Hilfslehrer für die Sowjetische Besatzungs-
zone an, wovon 1.200 für den Sowjetischen Sektor Berlins vorgesehen 
waren. Der Magistrat beantragte bei der Alliierten Kommandantur die 
Ausdehnung des Programms auf die Westsektoren, und kurz darauf 
begannen unter der Leitung des Hauptschulamtes in Groß-Berlin zehn 
Kurse mit je 240 Teilnehmern“. „Viele Neulehrer verließen die Schule be-
reits Ende der vierziger Jahre, um in ihre alten Berufe zurückzukehren. 
In Ost-Berlin und in der DDR nahm diese Fluktuation solche Formen an, 
daß Neulehrer, die SED-Mitglieder waren, nur noch mit ausdrücklicher 
Zustimmung der personalpolitischen Abteilung und der Abteilung Kul-
tur und Erziehung im Landesvorstand und nach einer vorhergehenden 

29	 Lausberg, a.a.O. 
30	 Rez., S. 348.
31	 Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen (Hrsg.): Das Schulwesen in der 
Sowjetzone. Eine kurze Zusammenfassung über Gliederung und Zielsetzung des Schulwe-
sens ... und über die Stellung der Lehrerschaft, Bonn 11955, 21957, 41958, 51959, 61960 und 
71966 (ohne Berücksichtigung des Berufs-, Fach- und Hochschulwesens) – vgl. die sechste 
Auflage, S.  22.
32	 Zum Folgenden vgl. Karow, Willi: Geschichte der gewerblichen Berufsschule in 
Berlin. In: Derselbe, a.a.O., S. [3] – 280, hier S. 212 f. (im Folgenden zitiert als Karow, Ge-
schichte der gewerblichen Berufsschule...). Auf S. 213 wird „eine typische Berufsschulleh-
rerkarriere“ geschildert.
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Befragung des zuständigen Volksbildungsministeriums den Beruf wech-
seln durften.“
Zum Komplex „Neulehrer – neue Schule – ~~ – neuer Mensch – neue 
Intelligenz – neue Gesellschaft“ äußert sich auch der Bamberger Wirt-
schaftshistoriker Jürgen Schneider (Jg. 1937) grundsätzlich und bissig. 
Er schreibt: „Immer wenn das Adjektiv »neu« bei der »revolutionären 
Umgestaltung« hinzugefügt wurde, wurde eine effiziente Form zerstört 
und gleichzeitig ein weniger effizientes Surrogat geschaffen, wie z. B. 
neue Arbeitsmethoden, neue Verteilungsmethoden, neue Volksbanken, 
neue Banken, Sparkassen und Kreditgenossenschaften, neues Kreditsys-
tem, neue demokratische Ordnung in Staat und Wirtschaft, neue Wege 
der demokratischen Entwicklung und neue Verwaltungsorgane, neuer 
Arbeitsstil, neue Aufgaben, neue Abschreibungsverfahren, neue Formen 
der industriellen Produktion, neue Art des Verwaltens, neuer Inhalt der 
Arbeit, neue Buchhaltung auf volkseigenen Gütern. Gleichfalls weniger 
effizient – im Sinne der Steigerung der wirtschaftlichen Leistungsfähig-
keit – waren die »neuen« Führungsschichten, die durch »neue« Ausbil-
dungsinhalte und »neue« Institutionen eine »neue« Welt schaffen woll-
ten. Die Folgen der revolutionären Umgestaltung waren die Zerstörung 
der alten Führungsschichten, der alten Ausbildungsinhalte und traditi-
onellen Institutionen sowie die Ausrichtung aller neuen Ausbildungs-
inhalte hin auf sozialistische Leitbilder zum Zweck einer Umerziehung 
der Menschen. Dies alles hatte Auswirkungen auf den Kenntnisstand und 
die Motivation der Menschen. Durch die Komplexitätsreduktion der wirt-
schaftlichen Abläufe – lediglich die Planung wurde immer komplizierter – 
verloren die meisten Betriebe die Fähigkeit zur Beherrschung komplexer 
Prozesse und zu umfassenden Problemlösungen wie beispielsweise im 
Großanlagenbau, der zuvor eine deutsche Spezialität gewesen war. Die-
ser Wissensverlust wurde durch die Abschottung nach außen zusätzlich 
beschleunigt.“33 
Verallgemeinernd stellt Schneider fest, „dass die Abkehr von lange ge-
wachsenen, rationalen Systemen und Formen zu inkompetenten, nicht-
theoriegestützten Experimenten führte, die stets geringere Effizienz 

33	 Schneider, Jürgen: Von der nationalsozialistischen Kriegswirtschaftsordnung zur 
sozialistischen Zentralplanung in der SBZ/DDR. In: Wolfgang Harbrecht (Hrsg.):  Wirt-
schaftsordnung und Wirtschaftspolitik in Deutschland (1933 – 1993), Stuttgart 1996, 
S. 1 – 90, hier: S. 25 ff.
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besaßen, was wiederum zu neuen Experimenten Anlaß gab, deren Er-
gebnisse noch ineffizienter waren“ (S. 32).
Zurück zur seinerzeitigen Entwicklung: Konkrete Pläne zur pädagogi-
schen Ausrichtung sollen 1946 angeblich aber noch gefehlt haben,34 so 
dass nicht wenige meinten, die SBZ sei schulpolitisch noch für vieles offen 
gewesen.35 In der „Frühphase der Neulehrerausbildung war man [...] noch 
nicht der Meinung, die Erkenntnisse der Reformpädagogik dienten den 
»Klasseninteressen der Großbourgeoisie«. Da sich die Mehrzahl der 1945 
noch dringend benötigten Fachleute zu ihr bekannte, schien es nicht op-
portun, diese zu beunruhigen, zumal man selber, wie DDR-Historiker zu-
geben, über »keine geschlossene Konzeption« verfügte.“36

Als es zu der für viele Beobachter überraschenden Wiederzulassung po-
litischer Parteien seitens der sowjetischen Militäradministration kam37, 
ist Richard Fuchs erneut der SPD beigetreten. Nach der am 22. April 1946 
(auf massiven Druck der sowjetischen Besatzungsmacht und ohne Ur-
abstimmungen unter den Mitgliedern der beiden zuvor selbständigen 
Parteien) vollzogenen „Zwangsvereinigung“ von KPD und SPD (in dem 
Maße, in dem die KPD als „Russenpartei“ wahrgenommen wurde, sind die 
Sympathiewerte der SPD zum Missfallen der Sowjets gestiegen) zur So-
zialistischen Einheitspartei (SED) wurde Fuchs dann SED-Mitglied. Inge 

34	 Mit Blick auf die in der Zeittafel gelisteten SMAD-Befehle kann ich diese Einschät-
zung nicht teilen: Alles deutet m. E. darauf hin, dass die Sowjets nicht vorhatten, ihren 
Teil Deutschlands je wieder aus ihrer Einflusssphäre zu entlassen! Wichtig erscheint mir 
in diesem Zusammenhang auch ein militärstrategischer Grund: Die Moskauer Machtha-
ber benötigten die SBZ/DDR als militärisches Aufmarschgebiet für die Sowjetische Armee 
(bis 1946: Rote Armee), weil sie aus verständlichen Gründen nie wieder einen Krieg auf 
dem eigenen Staatsgebiet führen wollten.
35	 Unter Hinweis auf SMAD-Befehl Nr. 49 vom 12. Februar 1946 (Über die Ordnung 
der Eröffnung und Arbeit der technischen (!) Berufsschulen in der Sowjetischen Besat-
zungszone Deutschlands) vermag ich dieser Meinung jedoch nicht zuzustimmen!
36	 Hohlfeld, a.a.O., S. 65 – 77, hier S. 76. Als die wichtigsten Vertreter der Reformpä-
dagogik sind von Brigitte Hohlfeld Georg Kerschensteiner (1854 – 1932), Hugo Gaudig 
(1866 – 1923) und Peter Petersen (1884 – 1952; Verfasser des berühmten „Jena-Plans“) 
genannt worden, die sich in Mitteldeutschland großer Resonanz erfreut hätten. „So war 
es erklärlich, daß sich 1945 zunächst auch höhere und höchste Schulverwaltungsfunk-
tionäre zu Prinzipien der Reformpädagogik bekannten“ (S. 76). Auch bei Geißler, a.a.O., 
S. 32 – 36, finden sich sehr informative Erläuterungen zur „Reformpädagogik“, deren An-
hänger soziale Verhältnisse schaffen wollten, „unter denen sich die gesellschaftliche Stel-
lung der Arbeiterschaft positiv ändern würde“ (S. 33).
37	 SMAD-Befehl Nr. 2 vom 10. Juni 1945.
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Deutschkron bemerkt dazu: „Ich vergesse nie die Tränen in den Augen 
von Dr. Richard Fuchs, einem kleinen, gutherzigen Mann, der von Natur 
kein Kämpfer war. »Ich trete zur SED über. Ich habe schon bei den Nazis 
zwölf Jahre draußen gestanden. Ich kann das nicht noch einmal.«“38

Nach Füssl hat Paul Wandel in seiner Funktion als Präsident der Zen-
tralverwaltung in einer Sitzung des SED-Parteivorstandes am 11. Fe-
bruar 1948 das Verhältnis zwischen Intellektuellen und der Partei 
offengelegt. Er habe vier Gruppen unterschieden: „erstens die klei-
ne Gruppe der sozialistischen Intelligenz, zweitens die ebenfalls nicht 
sehr große Gruppe der fast gewonnenen Anhänger einer entschlos-
senen »Demokratisierung« Deutschlands, drittens die Mehrheit der 
bürgerlichen, in Distanz zur SED stehenden Akademiker und viertens 
eine bewusst reaktionäre Gruppe. Während die SED versuchen solle, 
die dritte Gruppe zu gewinnen oder zumindest zu neutralisieren, müsse 
sie die letzte bekämpfen“. Die Mitglieder der dritten Gruppe seien 
wegen ihrer bürgerlichen Herkunft a priori dem Verdacht der Reaktion 
ausgesetzt gewesen.39 Es wäre denkbar, dass Wandel Fuchs zur dritten 
Gruppe zählte.
Fuchs hatte sich bereits im Juni 1945 (im 66sten Lebensjahr, in einem 
Alter also, in dem man heutzutage an den Ruhestand denkt) der Wirt-
schaftshochschule40, „der er seine wissenschaftliche Ausbildung und 
sein akademisches Diplom verdankte, als Mitarbeiter zur Verfügung 
(gestellt)“.41 Im Dezember 1945 scheint er vom Hauptabteilungsleiter 
für Hochschule und Wissenschaft der Deutschen Zentralverwaltung 
für Volksbildung, Dr. Robert Rompe (1905 – 1993), eine entsprechen-
de Zusage bekommen zu haben, denn er schreibt in einem Antwort-
brief: „Für Ihre freundlichen Zeilen vom 5.XII.45 sage ich Ihnen meinen 

38	 Deutschkron, Inge: Ich trug den gelben Stern, und was kam danach?, München 
2009, S. 242.
39	 Rez., S. 349.
40	 Zur Geschichte dieser 1906 gegründeten Hochschule vgl. Max Apt (1869 – 1957): 
Die Entstehung und Entwicklung der Handels-Hochschule zu Berlin. In: Derselbe, 25 Jah-
re im Dienste der Berliner Kaufmannschaft, Berlin 1927, S. 169 – 239. Apt war Vorsteher 
der Ältesten der Berliner Kaufmannschaft. Fuchs wird ihn wahrscheinlich noch persön-
lich gekannt haben!
41	 Schreiben Gleitze 15.10.1946. In Fuchs Personalakten an der HU Berlin gibt es ei-
nen von Richard Fuchs am 15.06.1945 unterschriebenen „Fragebogen für den Lehrkörper 
und das Personal der Wirtschafts-Hochschule“, der diese Aussage bestätigt. Vgl. HU UA, 
PA – nach 1945: Fuchs, Richard, Band 1, Blatt 8 (Vorder- und Rückseite).
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verbindlichsten Dank. Die erfolgreiche Erledigung meiner Bitte wegen 
Wiedereinstellung in meine Stellung bei der T.H. würde mir eine ganz 
besondere Freude bereiten.“42

Die Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät der Humboldt-Uni-
versität in der Phase der I. Hochschulreform (1945 – 1950)43

Klein beleuchtet das Geschehen in den ersten Nachkriegsmonaten:44 
„Etwa ab Mitte Mai tagten [an der Berliner Universität; d. Verf.] wieder 
Räte von Fakultäten, zunächst aus wenigen Hochschullehrern bestehend, 
die zu ihrer Arbeitsstätte zurückgekehrt waren. Sie beauftragten jeweils 
einen aus ihrer Mitte mit der vorläufigen Wahrnehmung des Dekanats. 
Die vorläufigen Dekane betrauten den Philosophen und Pädagogen 
Eduard Spranger45 (1882 – 1963; d. Verf.) mit dem Amt des kommissari-
schen Rektors“, wohl weil er die wenigen in Berlin verbliebenen Kollegen 
zur Arbeit gerufen hatte. Weil es keine zentrale deutsche Staatsgewalt 
gab, war die Universität (an der Prachtstraße) Unter den Linden dem 
Magistrat unterstellt worden. „Der Magistrat anerkannte die an der Uni-
versität getroffene Wahl.“ In der Abteilung Volksbildung des Magistrats 
war ein Leitender Ausschuss für Hochschulfragen installiert und Spran-
ger zum Vorsitzenden ernannt worden.46 „Als bürgerlich-konservativer 

42	 HU UA, PA – nach 1945: Fuchs, Richard, Band 2, Blatt 22, Schreiben Richard Fuchs 
an Dr. R. Rompe vom 13.12.1945 aus Bad Doberan. Im selben Schreiben heißt es noch: 
„Eine Lehrtätigkeit an der Universität Rostock würde ich gerne für die kommende Zeit 
übernehmen und wäre auch dafür ganz besonders dankbar.“ Im nur 28 Seiten umfassen-
den Personen- und Vorlesungsverzeichnis der Universität Rostock vom Sommersemester 
1946 gibt es zwar eine Rechts- und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät, Richard Fuchs 
erscheint in diesem Verzeichnis jedoch nicht.
43	 Erst mit der III. Hochschulreform begann deren „offizielle“ Zählung.
44	 Zum von mir in diesem Absatz skizzierten weiteren Verlauf vgl. Klein, a.a.O., S. 101 f. 
Vgl. auch Maskolat, Henny: Der Beginn der demokratischen Hochschulreform an der Berli-
ner Universität in der Periode ihrer Wiedereröffnung 1945/46, Phil. Diss. HU Berlin [Ost] 
1967.
45	 Literaturhinweis: Tenorth, Heinz-Elmar: Eduard Spranger. In: Schmoldt/Schuppan, 
a.a.O., S. 195 – 214.
46	 Georg Schmelzer charakterisiert Spranger wie folgt: Er „entwickelte, beeinflußt 
von der Lebensphilosophie (nach W[ilhelm] Dilthey [1833 – 1911]) und Wertphilosophie 
(nach H[einrich] Rickert [1863 – 1936]), eine konservative Kulturkonzeption mit irra-
tionalistischen Zügen. Er wandte sich dabei u. a. dem Verhältnis von Allgemeinbildung 
und Berufsbildung zu und gilt mit Aloys Fischer (1880 – 1937) und Theodor Litt (1880 
– 1962), neben und nach Kerschensteiner, als Mitbegründer der deutschen idealistischen 
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Abb. 3: Humboldt-Universität Berlin (1969)

Abb. 4: Heilig-Geist-Kapelle und Handelshochschule Berlin
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Bildungspolitiker verfolgte er unter Nutzung der neuen legalen demo-
kratischen Möglichkeiten nach Kräften [...] den früheren »deutschen 
Universitätsstil« zu wahren, antifaschistisch-demokratische Verände-
rungen, die über den Universitätstyp der Weimarer Republik hinaus-
gehen mußten, abzuwenden.“ Er war „unter den ersten, die bei den 
(„imperialistischen“) Westalliierten (Anfang Juli und im August 1945 
waren im Zusammenhang mit der Bildung des Alliierten Kontrollrats47 
Truppen der USA, Großbritanniens und Frankreichs in zwölf westlichen 
Verwaltungsbezirken Berlins stationiert worden) um Rückhalt für ihre 
Vorstellungen von einem bürgerlichen Universitätstyp nachsuchten.“ 
Da er sich mit seinen Vorstellungen nicht durchsetzen konnte, „legte er 
Ende August 1945 den Vorsitz im Leitenden Ausschuß nieder.“48 Im Ok-
tober schied er aus dem Amt des kommissarischen Rektors der Berliner 
Universität (Klein, a.a.O., S. 97), also noch bevor sieben Fakultäten mit 
insgesamt 2.962 Studenten und etwas mehr als 100 Professoren gemäß 
SMAD-Befehl Nr. 4 vom 8. Januar 1946 (Über die Wiederaufnahme des 
Lehrbetriebs an der Universität Berlin) ihre Pforten geöffnet hatten (20. 
Januar 1946).49 „Der neue Entwicklungsabschnitt der Universitäten be-
gann »nicht gegen die alte Intelligenz, sondern mit ihr«“ (Klein, a.a.O., 
S. 98)50. Mit dem Tag ihrer Wiedereröffnung ist die Universität zu Berlin 

Berufspädagogik“ (Schmelzer 1989, S. 40). Spranger selbst hat sich zum damaligen Ge-
schehen geäußert: Die Universität Berlin nach Kriegsende 1945. In: Derselbe: Hochschule 
und Gesellschaft (Gesammelte Schriften, Band 10), Heidelberg 1973, S. 273 – 321.
47	 Literaturhinweis: Mai, Gunther: Der Alliierte Kontrollrat in Deutschland 1945 – 
1948. Alliierte Einheit – deutsche Teilung?, München 1995 (Online-Ressource).
48	 Bei Hansen, a.a.O., S. 33 heißt es hingegen: Spranger ist nicht „zurückgetreten“, er 
ist am 12. Oktober 1945 entlassen worden.
49	 In den hier in Rede stehenden Jahren wurde die Universität zu Berlin zum Schau-
platz der politischen Auseinandersetzungen um die zunehmende kommunistische Ein-
flussnahme auf das Bildungswesen der SBZ. Vgl. dazu Hansen, Reimer: Von der Fried-
rich-Wilhelms-Universität zur Humboldt-Universität zu Berlin – die Umbenennung der 
Berliner Universität 1945 – 1948 und die Gründung der Freien Universität Berlin, Berlin 
2009.
50	 Dieser Satz war in Bezug zu Richard Fuchs sicher richtig. Verallgemeinerungsfähig 
war er dagegen nicht! Denn Klein kaschiert, was längst allgemein bekannt war: Die DDR litt 
von Anfang an unter einem „brain-drain“, unter einer Abwanderung hochqualifizierter Ar-
beitskräfte mit unübersehbaren Folgen für die Wohlfahrt des gesamten Gemeinwesens! Die 
in diesem Buch genannten Geisteswissenschaftler Spranger und Litt gehörten dazu. Andere, 
wie der Wirtschaftspädagoge Fritz Urbschat (1884 – 1970), machten bei Ihrer Flucht aus 
den Vertreibungsgebieten (hier aus Königsberg) gar nicht erst Halt in der SBZ. Vgl. dazu sein 
Buch Die Geschichte der Handelshochschule in Königsberg/Preußen, Würzburg 1962.
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entgegen dem Vier-Mächte-Status Berlins aus der Trägerschaft des Ma-
gistrats von Groß-Berlin entlassen und der sowjetisch kontrollierten 
Deutschen Zentralverwaltung für Volksbildung unterstellt worden. Sie 
war damit die einzige Universität in der SBZ, die unmittelbar der DZfV 
unterstellt war.51

Zuvor war folgendes geschehen: „Nachdem im Sommer 1945 amerika-
nische Truppen ihren Sektor in Berlin besetzt hatten, nahmen ameri-
kanische Erziehungsoffiziere Kontakt zu den sowjetischen Bildungs-
offizieren auf, die ihnen in ersten Gesprächen eine Beteiligung an der 
Aufsicht über die Berliner Universität anboten. Merkwürdigerweise ge-
wannen die sowjetischen Offiziere den Eindruck, ihre amerikanischen 
Gesprächspartner hätten daran kein Interesse. Wochen später, als das 
Interesse bei den Amerikanern offensichtlich erwacht war, lehnten die 
sowjetischen Offiziere eine Beteiligung an der Aufsicht ab. Die Begrün-
dung lautete: Diese Universität bilde Personen für die Provinz bzw. in 
diesem Land aus und damit der sowjetischen Besatzungszone zugehö-
rig und nicht der Viersektorenstadt Berlin. Es hat den Anschein, als ob 
die amerikanische Seite sich mit diesem Argument abweisen ließ. Doch 
sollte ihr eine solche Unachtsamkeit nicht noch einmal unterlaufen. 
Ständig waren Erziehungsoffiziere aller vier Siegermächte bei den vier-
zehntägig stattfindenden Beratungen der Berliner Schulräte mit dem 
Stadtschulrat zugegen. Hier und an anderer Stelle wurde über die mög-
liche Form einer ausschließlich für Berlin zu organisierenden regulären 
Lehrerbildung gesprochen.“52 

51	 Vgl. Frank Zschaler: Vom Heilig-Geist-Spital zur Wirtschaftswissenschaftlichen Fa-
kultät. 110 Jahre Staatswissenschaftlich-Statistisches Seminar an der vormals königlichen 
Friedrich-Wilhelms-Universität – 90 Jahre Handels-Hochschule Berlin, Berlin und Heidel-
berg 1997 (im Folgenden zitiert als „Zschaler 1997“), darin das Kapitel „Kalter Krieg und 
Neubeginn (1945 – 1989)“, S. 59 – 66, hier S. 63.  – Es handelt sich bei diesem Kapitel 
um eine thematisch gekürzte Fassung seiner Dissertation Die Geschichte der Wirtschafts-
wissenschaftlichen Fakultät der Humboldt-Universität zu Berlin und ihrer Vorgängerins-
titutionen von der Befreiung vom Faschismus bis zum Vorabend der sozialistischen Hoch-
schulreform, 1945 – 1951, Berlin [Ost] 1984, 223 Seiten inklusive Anhang und Thesen (im 
Folgenden zitiert als „Zschaler 1984“, wobei sich die Seitenzahl stets auf die in der Kopf-
zeile angegebene Zahl bezieht), allerdings – wie nicht selten in solchen Fällen – mit erheb-
lich gegensätzlicher Darstellung zum Sachverhalt! Vgl. außerdem: Jessen, a.a.O., S. 56 und 
vor allem Hansen, a.a.O., S. 36 – 38.
52	 Vgl. Die Geschichte des GeoCampus der Freien Universität Berlin in Lankwitz 
(https://www.geo.fu-berlin.de/fachbereich/geschichte-geocampus/1945-1949/index.
html, Stand 8.5.2022).
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Über den Beginn des Vorlesungsbetriebs für Wirtschaftswissenschaftler 
im Juni 1946 berichtet der heutige Professor für Wirtschaftsgeschichte 
an der katholischen Universität Eichstätt, Frank Zschaler (geb. 1958), 
sehr ausführlich53: Eröffnet wurden zunächst sowohl das Institut für 
Wirtschaftswissenschaften der Rechts- und Staatswissenschaftlichen 
Fakultät als auch die Wirtschaftshochschule. Allerdings gab es bereits 
seit der Jahreswende 1945/46 bei der Deutschen Zentralverwaltung 
für Volksbildung den aus finanzpolitischen Gründen verständlichen Ge-
danken, „zur Vermeidung von Doppelangeboten“ beide Einrichtungen 
zu verschmelzen. Die Vertreter der Wirtschaftshochschule standen der 
Fusion zunächst ablehnend gegenüber: „Neben dem Verlust der bishe-
rigen Autonomie befürchtete man dort den Abbruch wissenschaftlicher 
Traditionslinien und einen zu starken Einfluß von Politik und Ideologi-
en. Außerdem war eine Übernahme der Hochschule durch die Universi-
tät aus eigentumsrechtlichen Gründen nicht ohne weiteres möglich.“54

Dennoch konstituierte sich am 20. Juli 1946 aus Vertretern der Uni-
versität [darunter der Wirtschaftshistoriker und bekennende Kommu-
nist Jürgen Kuzcynski (1904 – 1997)55] und der Wirtschaftshochschule 
[darunter der Betriebswirt und ehemalige Rektor der Handelshoch-
schule Königsberg Bruno Rogowsky (1890 – 1961)] ein Arbeitskreis 
zur Bildung einer Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät. Und nach-
dem den Vertretern der Wirtschaftshochschule von der Universität die 
Übernahme aller Institute und Mitarbeiter zugesichert worden war, hat 
Rogowsky seinen Widerstand aufgegeben.56

53	 Vgl. hierzu auch Mantel, Peter: Betriebswirtschaftslehre im Nationalsozialismus. 
Eine Institutionen- und personengeschichtliche Studie, Wiesbaden 2009 (Diss. FU Berlin), 
S. 500 – 511.
54	 Vgl. Zschaler 1997, S. 64. – Zuvor: Zschaler: Zu einigen Besonderheiten bei der 
Gründung einer wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät an der Berliner Universität. In: 
Jahrbuch Wirtschaftsgeschichte / Sonderband / Zur Wirtschafts- und Sozialgeschichte 
Berlins vom 17. Jahrhundert bis zur Gegenwart, Berlin [Ost] 1986, S. 305 – 316. 
55	 Er „wies in seinem für die Deutsche Zentralverwaltung für Volksbildung verfaßten 
Exposé über die Gründung einer wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät auf die Rolle der 
Wirtschaftsplanung in der Nachkriegszeit hin. Nach seiner Auffassung würde sich daraus 
ein planwirtschaftliches Wirtschaftssystem entwickeln und den wirtschaftswissenschaft-
lichen Disziplinen »die noch fehlende Klammer« geben. Die weitere Existenz von Handels- 
oder Wirtschaftshochschulen lehnte er ab“  (Zschaler 1997, S. 63 und der dort genannte 
Akt).
56	 Zschaler 1997, S. 64.
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Betrachtet man die Akte C Rep 120, Nr. 80 im Landesarchiv Berlin, die 
fälschlicherweise den Aktentitel Wirtschaftsschule trägt, stellt sich die 
Sache so dar: Die Wirtschaftshochschule Berlin hatte zwar bereits im 
Mai 1945 „ihren Betrieb wieder aufgenommen“ (Blatt 168) und mit Prof. 
Rogowsky einen Rektor (Blatt 1) und mit Prof. Edwin Fels einen Prorek-
tor (Blatt 168), aber keine Zulassung durch die Alliierten. Rogowsky zi-
tiert in einem Brief im Oktober 1945 Captain Shafer, „daß die Alliierten 
beschlossen hätten, nur vier Fakultäten zuzulassen: 1. die medizinische, 
2. die landwirtschaftliche, 3. die theologische und 4. die Lehrerbildung.
Rogowsky argumentierte daraufhin, „dass die Wirtschafts-Hochschule
auch die Diplomhandelslehrer und Gewerbelehrer ausbilde“ (Blatt 1).
Auch im Mai/Juni 1946 gab es noch keine Zulassung (Blatt 117 und
118), aber Lehrpersonal (Blatt 117 und 119) und Studienanwärter (laut 
einer Statistik auf Blatt 3 insgesamt 714, darunter 79 Handelslehrer)
und einen Lehrplan (Blatt 22 – 23 und 25). Die Fusion einer „neu zu
schaffenden Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät an der Universität
Berlin“ wurde im Berliner Magistratsbeschluß vom 30. Juli 1946 dann
begründet mit: „Das Amt für Volksbildung hat den Eindruck gewonnen,
daß der einschlägige Lehrkörper der Wirtschafts-Hochschule und des
volkswirtschaftlichen Teils der Rechts- und Staatswissenschaftlichen
Fakultät der Universität Berlin so schwach und vor der Hand nicht ge-
nügend ergänzbar ist, daß im Interesse der Ausbildung des betriebs-
wirtschaftlichen und volkswirtschaftlichen Nachwuchses eine Zusam-
menfassung aller Kräfte geboten sei.“ (Blatt 97)
Nach Zschaler einigten sich die Universität und der (am 20. Oktober 
1946 frei gewählte) Magistrat noch vor Beginn des Wintersemesters 
1946/47 über das Vermögen der bisherigen Wirtschaftshochschule und 
die Fortführung ihrer traditionellen Aufgaben. Im Vertrag vom 3. Ok-
tober 1946 wurden folgende Vereinbarungen getroffen: „Die treuhän-
derische Verwaltung des Vermögens wurde vom Liegenschaftsamt des 
Magistrats fortgesetzt, der Magistrat gewährte der Universität aber ein 
mietfreies Nutzungsrecht für das Gebäude Spandauer Straße 1 [...], die 
Bibliothek57 und einen Teil des Börsengebäudes. Im Gegenzug mußte 

57	 Zur Geschichte einer der umfangreichsten wirtschaftswissenschaftlichen Biblio-
theken im deutschsprachigen Raum, der Bibliothek der Wirtschaftswissenschaftlichen 
Fakultät der HU Berlin, vgl. Zschaler 1997, S. 61 f. Bereits Anfangs der 50er Jahre sind die 
Bestände auseinander gerissen worden. „Ende der 60er Jahre trennte sich die Bibliothek 
schließlich vom größten Teil der bis 1945 erschienenen Literatur.“ Viele wertvolle Bücher 
sind als „Altliteratur“ gegen konvertierbare Devisen nach Westeuropa verkauft worden.
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sich die Universität verpflichten, im Rahmen ihrer wirtschaftswissen-
schaftlichen Fakultät Betriebswirte sowie Handels- und Gewerbelehrer 
in dem vor dem Zweiten Weltkrieg an der Wirtschafts-Hochschule üb-
lichen Umfang auszubilden [...] und alle Kosten für die Instandhaltung 
des Hochschulgebäudes zu übernehmen. Im Falle der Einstellung der 
Handels- und Gewerbelehrerausbildung durch die Universität konnte 
der Vertrag vom Magistrat gekündigt werden, der sich vorbehielt, dann 
die Wirtschafts-Hochschule wieder zu aktivieren.“58

Fazit: Die vormals selbständige Berliner Wirtschaftshochschule (in der 
treuhänderischen Trägerschaft des Berliner Magistrats) und das (aus 
der Rechts- und Staatswissenschaftlichen Fakultät herausgelöste) In-
stitut für Wirtschaftswissenschaften der Berliner Universität (in der 
Trägerschaft der Deutschen Zentralverwaltung für Volksbildung) sind 
am 5. August 1946 zur (eigenständigen) Wirtschaftswissenschaftli-
chen Fakultät zusammengefügt worden, die die Schrittmacherfunktion 
einer  Gesellschaftswissenschaftlichen Fakultät hatte.59 Diese Maßnah-
me ist am 20. September 1946 von Wandel genehmigt worden, „vorbe-
haltlich der Zustimmung der Sowjetischen Militäradministration“.60 Die 
Notwendigkeit der Fusion ergab sich aus den Kriegszerstörungen, wo-
bei allerdings „die herkömmliche Organisationsstruktur der deutschen 
Universitäten auf den Kopf gestellt“ worden ist. „Die 1946 gegründete 
Fakultät war also eine Fortsetzung der Wirtschafts-Hochschule unter 
Einbeziehung des volkswirtschaftlichen Unterrichts der Universität“ 
(Zschaler 1997, S. 66). „Traditionell hatte die Volkswirtschaftslehre die 
universitäre „Wirtschaftswissenschaft“ in Deutschland bestimmt, wel-
che Unterabteilungen in Philosophischen oder Rechts- und Staatswis-
senschaftliche Fakultäten bildeten“ (Ausgenommen: die Universitäten 

58	 Zschaler 1997, S. 64 f. In der Akte Landesarchiv Berlin C Rep 120, Nr. 80 befinden 
sich mehrere Vertragsentwürfe. – Spätestens mit der Spaltung der einheitlichen Berliner 
Stadtverwaltung am 30. November 1948 ist das genannte „Druckmittel“ entfallen! – Vgl. 
dazu Zschaler 1986, a.a.O., S. 313.
59	 Vgl. dazu neuerdings Hesse, Jan-Otmar und Rischbieter, Laura Julia: Die Wirt-
schaftswissenschaften an der Humboldt-Universität zu Berlin nach 1945. In: Tenorth, 
Heinz-Elmar (Hrsg.): Geschichte der Universität Unter den Linden, Band 6, Berlin 2012, 
S. 255 – 275, hier Seite 255 und die dort genannte Literatur. Details zur Fusion finden 
sich bei Zschaler 1997 und im Akt LA Berlin C Rep. 120 Nr. 80, Übernahme der Aufgaben 
der ehemaligen Wirtschaftshochschule durch die wirtschaftswissenschaftliche Fakultät 
der Humboldt-Universität (1945 – 1947).
60	 Hansen, a.a.O, S. 86 f.
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in Köln und Frankfurt, die aus Handelshochschulen hervorgegangen 
sind).61

Für diesen Zusammenschluss soll sich auch Fuchs eingesetzt haben.62 
„Die festliche Eröffnung erfolgte am 14. Oktober 1946 im Haus der 
Deutschen Zentralverwaltung für Volksbildung [...]. 941 Studenten bzw. 
Gasthörer und Teilnehmer von Lehrgängen schrieben sich an der Wirt-
schaftswissenschaftlichen Fakultät ein. Der Studiengang dauerte sechs 
Semester. Vertreten waren unter anderem die Disziplinen Volkswirt- 
schaft, Statistik, Betriebswirtschaft, Berufspädagogik, Geographie und 
Wirtschaftsgeschichte. Neben Volks- und Betriebswirten wurden vor 
allem Handels- und Gewerbelehrer ausgebildet. Um den Aufbau dieser 
Studienrichtung erwarb sich Richard Fuchs große Verdienste“.63 Laut 
Zschaler begannen im Wintersemester 1946/47 nicht 941, sondern 853 
Studenten, darunter 53 Handelslehrer (Kursisten), 30 Gewerbelehrer 
(16 Direktstudenten/14 Kursisten) und 241 Berufspädagogen (Lehr-
gangsteilnehmer), für die Richard Fuchs allein verantwortlich war.64 
Die Handelslehrer waren dabei unterteilt in die drei Gruppen: 1. Wirt-
schaftswissenschaften, 2. Wirtschaftssprachen und 3. Geographie und 
Technologie, für die alle die Lehrveranstaltungen philosophische Grund-
lagen der Pädagogik, allgemeine Berufs- und Fachschuldidaktik, Ge-
schichte der Berufserziehung und des beruflichen Bildungswesens im 

61	 Ähnlich war das (wie in Berlin) zumindest teilweise politisch motivierte Gesche-
hen in Leipzig: Dort ist bereits am 5. Februar 1946 die Eingliederung der zuvor selbstän-
digen Handelshochschule (die ab Juli 1945 den Namen Hochschule für Wirtschaftswis-
senschaften trug) in die Universität vollzogen worden (wodurch „eine ganze Reihe von 
Lehrstühlen“ eingespart werden konnten). Vgl. dazu Mantel, a.a.O., S. 511 f.
62	 So Professor Hanke in seiner E-Mail vom 30.05.2019.
63	 Klein, Humboldt-Universität zu Berlin..., a.a.O., S. 101 f. Zum Geschehen in der 
Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät in der Zeit zwischen 1945 und 1950 vgl. auch 
Becker, Susanne: Zum Verhältnis von traditioneller deutscher Wirtschaftswissenschaft 
und marxistischer Theorie 1945 – 1950. In: Becker, Susanne und Dierking, Heiko: Die 
Herausbildung der Wirtschaftswissenschaften in der Frühphase der DDR, Köln 1989 
(Diss. Bremen), S. 1 – 254, hier S. 31 – 48. 
64	 Zschaler 1984, S. 65. Mit Kursisten sind vermutlich die Besucher von Vorstudien- 
kursen gemeint, „begabte junge Menschen, vorwiegend im Alter von 17 bis 27 Jahren aus 
Berlin und der Provinz Brandenburg, die trotz Eignung bisher aus sozialen, politischen 
oder rassischen Gründen [Hervorh. i. Orig.] eine zum Studium befähigende Vorbildung 
nicht erwerben konnten“ und bis zur Hochschulreife ausgebildet werden sollten. Die Be-
werber mussten sich für ein bestimmtes Studienfach oder Berufsziel entscheiden und wa-
ren dann nach bestandener Abschlussprüfung zum Studium dieses Fachs berechtigt. Vgl. 
Personal- und Vorlesungsverzeichnis Universität Berlin, Wintersemester 1946/47, S. 4.
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In- und Ausland, Methodik und Sprachen obligatorisch waren. Dazu ka-
men betriebswirtschaftliche Disziplinen und die entsprechenden Spe-
zialisierungen.65 Laut Vorlesungsverzeichnis Wintersemester 1946/47 
waren auch einige volkswirtschaftliche Vorlesungen Pflichtveranstal-
tungen für Handelslehrer.66 „Das Wirken von Richard Fuchs am wirt-
schaftspädagogischen Institut ebnete den Weg für neue Formen in der 
Ausbildung von Handels- und Gewerbelehrern.“ „Die ersten Studienplä-
ne [in der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät; Anm. d. Verf.] waren 
von den fachlichen Anforderungen und der zeitlichen Belastung sehr 
anspruchsvoll. Von seinem Charakter her war das damit vorgelegte Stu-
dienkonzept aber ein bürgerliches.“ Die Fakultät „war nichts anderes als 
die Fortsetzung der Geschichte der Vorgängerinstitutionen im neuen 
organisatorischen Gewand. Die »Erbmasse« der Wirtschaftshochschule 
dominierte offensichtlich. Zunächst gab es nur eine Lehrveranstaltung 
auf der Basis des Marxismus-Leninismus.67 Sogar Lehrbücher aus der 
Vorkriegszeit sind neu aufgelegt worden, z. B. im Jahr 1947 die „Allge-
meine Betriebswirtschaftslehre“ von Konrad Mellerowicz (1891 – 1984)  
(3 Bände in der Sammlung Göschen im Verlag Walter de Gruyter). Wich-
tig erscheint mir in diesem Zusammenhang, dass der Firmensitz dieses 
Verlages im britischen Sektor lag, ostzonale Dienststellen bezüglich ei-
ner Druckgenehmigung also nicht involviert waren.
Doch bereits 1946/47 vollzogen sich Veränderungen in der akademi-
schen Lehre, die damals weitgehend unbeachtet geblieben sind:68 „An 
allen Universitäten und Hochschulen der SBZ wurde auf Anordnung 
der SMAD eine obligatorische Vorlesungsreihe »Politische und soziale 
Probleme der Gegenwart« eingeführt, in der die offizielle Auffassung 

65	 Zschaler 1984, S. 54 f.
66	 Personal- und Vorlesungsverzeichnis Universität Berlin, Wintersemester 1946/47, 
S. 31. (online verfügbar unter https://edoc.hu-berlin.de/handle/18452/419, Stand 
23.1.2020). Personal- und Vorlesungsverzeichnisse gab es im Zeitraum Wintersemester 
1946/47 – 1967/68. Nach der III. Hochschulreform der DDR, also zwischen 1969 und 
1990, gab es an DDR-Hochschulen und Universitäten keine gedruckten Vorlesungs- und 
Personalverzeichnisse mehr. „Vermutlich spielten Geheimhaltungsgründe bei der Ab-
schaffung der öffentlichen Personalverzeichnisse … die entscheidende Rolle“ (vgl. Jessen, 
a.a.O., S. 494 f. Fußnote 5).
67	 Zschaler 1984, S. 62, S. 55, S. 81 und S. 56.
68	 „Etablierung der marxistisch-leninistischen Wirtschaftswissenschaften“; die Jahre 
1946/47 kennzeichnet Zschaler als "evolutionäre Entwicklung der Wirtschaftswissen-
schaften“. Vgl. Zschaler 1984, a.a.O., S. 84 und Zschaler 1986, a.a.O., S. 314.
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der Besatzungsmacht und der SED-Führung über die Ursachen des 
Krieges und die zukünftige Entwicklung Deutschlands von politischen 
Funktionären oder ihnen nahe stehenden Hochschullehrern verbreitet 
wurde. Laut Zschalers Dissertation argumentierte Jürgen Kuczynski 
(1904 – 1997) auf die Frage, ob ein Universitätslehrer Propaganda trei-
ben sollte, so: „Niemand darf es wagen, vor junge Menschen zu treten 
und zu erklären: ich lehre Volkswirtschaft, aber ich bin nicht bereit zu 
sagen, welchen von verschiedenen denkbaren Wegen man heute in 
Deutschland gehen soll, ich weigere mich, wertend zu entscheiden, wie 
es zu dem gekommen ist, was wir in den letzten Jahren erlebt haben. 
Ich tadle nicht, ich lobe nicht, ich sage nicht, wer uns geschadet und 
wer uns genützt hat ... Ich bin objektiv ... Auf die Katheder unserer Uni-
versitäten aber gehören Professoren, Bekenner eines demokratischen 
Deutschland...“69 Und schon bald ging es – zumindest in den Gesell-
schaftswissenschaften – zu häufig statt um Erkenntnisse vor allem um 
Bekenntnisse (zum Marxismus-Leninismus). „Außerdem entwickel-
te sich schon zu dieser Zeit eine Theoriefeindlichkeit gegenüber der 
volks- und betriebswirtschaftlichen Forschung. Obwohl Forderungen, 
»einseitiges Spezialistentum« zu überwinden und eine »lebendige Ver-
bindung zur Praxis« zu entwickeln, ursprünglich aus der wirtschaftli-
chen Not der Nachkriegszeit resultierten und auf ein stärkeres Engage-
ment der Fakultät für den Wiederaufbau abzielten, verselbständigten 
sie sich im Laufe der Zeit und führten zu einem Imageverlust theore-
tisch arbeitender Wissenschaftler“ (Zschaler 1997, S. 67). Für Zschaler 
nahmen bereits vor der Spaltung Berlins ideologische und politische 
Einflußversuche auf Lehr- und Forschungsinhalte zu und erschwerten 
die Aufrechterhaltung der Autonomie der Fakultät. „Durch die Beru-
fungspolitik der Deutschen Zentralverwaltung für Volksbildung wur-
den die freien Lehrstühle ab Anfang 1948 vorrangig an Wissenschaftler 

69	 Zschaler 1984, S. 86. In seiner Dissertation ist Zschaler noch der Ansicht: „Erschwe-
rend für die ideologische Aufklärung der jungen Generation an den Universitäten war 
auch, daß viele bürgerliche Professoren trotz der schrecklichen persönlichen Erfahrun-
gen, die Gelehrte mit der faschistischen Diktatur machen mußten, die Position des «Nur-
Wissenschaftlers» einnehmen zu können glaubten“ (S. 85 f.).– Kuczynski verwarf also 
entschieden das von Max Weber (1864 – 1920) aufgestellte Prinzip der Abgrenzung von 
Sachaussagen und Werturteilen (Prinzip der Werturteilsfreiheit). Für Georg Schmelzer 
war Weber allerdings „einer der bedeutendsten bürgerlichen Gesellschaftstheoretiker“, 
„sein Werk (Die protestantische Ethik und der Geist des Kapitalismus. In: Gesammelte 
Aufsätze zur Religionssoziologie, Band 1, Tübingen, 1920) ist eins der wirkungsmäch-
tigsten im 20. Jahrhundert“ (Schmelzer 1989, S. 39).
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vergeben, die einen marxistischen Ansatz verfolgten. [...] Im Unter-
schied zu den anderen Universitäten in der SBZ ermöglichte es der Vier-
Mächte-Status von Berlin der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät, 
bis Ende 1948 eine relative Pluralität in Lehre und Forschung zu ge-
währleisten“ (Zschaler 1997, S. 67). Laut Hesse/Rischbieter „handelte 
es sich beim personellen Umbau der Fakultät um eine durchaus macht-
bewusst geplante und keineswegs basisdemokratisch durchgesetzte 
Strategie der universitären Parteiinstitutionen, die von den marxisti-
schen Professoren betrieben wurde“.70 Eine wichtige Rolle kam dabei 
dem deutsch-englischen Marxisten Joseph Winternitz (1896 – 1952) 
zu, der Anfang 1949 auf den Lehrstuhl Politische Ökonomie berufen und 
ein Jahr später zum Dekan der wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät 
gewählt worden ist.71 Er betrieb aktiv die personelle Umgestaltung der 
Fakultät und nahm starken Einfluss auf den Inhalt der neuen Studien-
ordnung.72 Wegen der Erkrankung seiner Frau ist er bereits 1951 nach 
London zurückgekehrt. Das Institut für Politische Ökonomie ist nun von 
Robert Naumann (1899 – 1978) übernommen worden, der aufgrund 
seiner dogmatischen Strenge der Fakultät den Ruf der „Roten Fakultät“ 
eingebracht hat. Für das ideologische Profil der Fakultät wichtig war 
sein Mitte 1953 im ersten Heft der Zeitschrift Wirtschaftswissenschaft 
veröffentlichter Aufsatz „J. W. Stalin als Ökonom“.73 Die Zeitschrift, die 

70	 Hesse/Rischbieter, a.a.O., S. 261.
71	 Gabriele Dittmann zeichnet den Weg nach, auf dem die Politische Ökonomie des 
Sozialismus in die SBZ- und DDR-Hochschulen eingeführt worden ist: Zur institutionellen 
Formierung der politischen Ökonomie des Sozialismus in der DDR im Zeitraum von 1945 
bis 1950. In: Wirtschaftswissenschaft, 32. Jg., Berlin (Ost) 1984, S. 1183 – 1197. Zu diesem 
erhellenden Aufsatz gibt es zwei Ergänzungen: Dieselbe: Zur institutionellen Formierung 
der politischen Ökonomie des Sozialismus in der sozialistischen Etappe des revolutionä-
ren Umwandlungsprozesses in der DDR bis Mitte der 50er Jahre. In: Wirtschaftswissen-
schaft, 33. Jg., 1985, S. 379 – 392 und dieselbe: Zum Gegenstand der politischen Ökonomie 
des Sozialismus und ihrer Stellung im System der Wirtschaftswissenschaften – Entwick-
lung der Auffassungen in der DDR-Literatur in den fünfziger Jahren, Wirtschaftswissen-
schaft, 34. Jg., 1986, S. 1348 – 1362.
72	 Vgl. 1945 – 1989: Die wirtschaftswissenschaftliche Sektion zur Zeit der DDR, 
II. Hochschulreform 1951, online abrufbar unter http://hicks.wiwi.hu-berlin.de/history/ 
(Stand 17.10.2022).
73	 In: Wirtschaftswissenschaft, 1. Jg., Heft 1, Berlin [Ost] Juli/August 1953, S. 4 – 20. 
Im Folgeheft wurde Naumanns Aufsatz vom Redaktionskollegium als „keineswegs frei 
von [...] Mängel“ beurteilt. Der historisch angelegte Aufsatz konnte nicht die Forderung 
der Redaktion erfüllen „Thesen selbst zu erklären, mit eigenen exakten Formulierungen 
zu begründen und im Kampf gegen unwissenschaftliche Auffassungen allseitig zu sichern“. 
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zur wichtigsten wirtschaftswissenschaftlichen Zeitschrift der DDR wur-
de, sah es als ihre „erste Pflicht“ an „die ökonomischen Lehren von Marx 
und Engels, von Lenin und Stalin zu erläutern und auf dieser Grundla-
ge selbständige schöpferische Forschungsarbeit zu leisten“ und wollte 
sich „ganz in den Dienst [ihres] großen nationalen Zieles, der Erringung 
der Einheit Deutschlands“ stellen. Dabei sollte ein hartnäckiger Feldzug 
gegen das formale Lehren und Forschen geführt werden und statt scha-
blonenhafter Wiederholung von Lehrsätzen sollte selbständig schöpfe-
risch gearbeitet werden.74

Mit der Verschlechterung der Arbeitsbedingungen und aus Protest 
gegen die wirtschafts- und ordnungspolitischen Entscheidungen der 
Staatsmacht verließen bereits im Winter 1948/49 etliche Professoren 
die Fakultät. Im Zusammenhang mit der vom Ministerium für Volksbil-
dung erlassenen „Studienordnung für das wirtschaftswissenschaftli-
che Studium“ vom 20. Mai 1950 (maschinenschriftlich, 15 Seiten incl. 
Zwischenprüfungs-Ordnung und Diplom-Prüfungsordnung)75 spricht 
Zschaler dann von einer „Vertreibung“ von Hochschullehrern, die nun-
mehr keine Chancen für eine weitere unabhängige Lehre und Forschung 
an der Humboldt-Universität gesehen haben.76 13 Jahre vorher meinte 
Zschaler noch: „Gegen Ende 1948 und im Verlaufe des Jahres 1949 zo-
gen es bürgerliche Wirtschaftswissenschaftler – in Unverständnis der 
gesellschaftlichen Entwicklung in der sowjetischen Besatzungszone –
vor, ihrer Lehr- und Forschungsstätte den Rücken zu kehren und nach 
Westberlin und Westdeutschland zu übersiedeln. Ungeachtet dessen 
stellten andere, z. B. der Wirtschaftspädagoge Richard Fuchs, ihr ganzes 
Können der weiteren Gestaltung der Gesellschaft zur Verfügung.“77

Vgl. [Das Redaktionskollegium]: Über den neuen Kurs unserer Regierung und einige vor-
dringliche Aufgaben der Wirtschaftswissenschaftler. In: Die Wirtschaftswissenschaft, 
1. Jg., Heft 2, Berlin [Ost] September/Oktober 1953, S. 105 – [113], hier S. 111. In diesem
Artikel werden alle Wirtschaftswissenschaftler der DDR stark ins Kreuzfeuer genommen 
und bisweilen direkt angegangen.
74	 [Das Redaktionskollegium]: Unsere Aufgabe. In: Wirtschaftswissenschaft, 1. Jg.,
Heft 1, Berlin [Ost] Juli/August 1953, S. [1] – 3, hier S. 1 und 2 und „Über den neuen Kurs...“, 
a.a.O., S. 111.
75	 Bundesarchiv, BArch DR 2/1257, Blatt 214 – 221 (Online-Ressource).
76	 Zschaler 1997, S. 68 und S. 70.
77	 Zschaler 1984, S. 133.
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Auf die hier sichtbar werdende „Kursnahme auf Staatssozialismus und 
Planökonomie“ blickt Günter Krause78,  der langjährige Professor für die 
Geschichte der politischen Ökonomie an der HU Berlin, 1998 wie folgt zu-
rück: Die nach 1945 zunächst noch mit „unterschiedlichen Theorieansät-
zen und Denktraditionen präsente Wirtschaftstheorie“ habe sich „in eine 
ideologisch uniformierte Disziplin“ verwandelt. Die Wirtschaftswissen-
schaft sei „ohne jede Einschränkung auf den Marxismus-Leninismus und 
seine Politische Ökonomie“ festgelegt worden. „Der bereits 1948 begon-
nene Prozeß verstärkter »Auseinandersetzung« mit nichtmarxistischen 
Forschungsprogrammen führte fortan unter der Losung »Für Parteilich-
keit in der Wissenschaft« zur kategorischen Abgrenzung gegenüber der 
»bürgerlichen« Ökonomie und zur Verankerung der ökonomischen Leh-
ren des Marxismus-Leninismus an den Universitäten, Hochschulen und 
Forschungseinrichtungen der DDR. Als Kardinalgedanke galt, daß die 
beim »Aufbau des Sozialismus« anfallenden wirtschaftlichen Aufgaben 
»nicht mit Hilfe der alten monopolkapitalistischen Volks- und Betriebs-
wirtschaftslehre, Handelslehre, Statistik, Buchhaltung usw. gelöst wer-
den können«. Schließlich ginge es »nicht schlechthin um eine quantitati-
ve Verbreiterung akademisch ausgebildeter Wirtschaftskader«, sondern 
»um die Heranbildung von Kadern eindeutig marxistischer Prägung«.“ 
»Parteinahme, Parteilichkeit der Wissenschaft für den Fortschritt, für das 
Leben, für die Zukunft unseres eigenen Volkes« waren hinfort eine »un-
abdingbare Forderung« an jeden Wirtschaftstheoretiker. Dem »betrügen-
den Objektivismus« aller »bürgerlichen« Ökonomie (Kuczynski) ist der 
Kampf angesagt worden. Und [der 1936 in Leipzig promovierte Volkswirt 
(und Kommunist) Fritz] Behrens [1909 – 1980]79 hat gefordert, dass sich 
DDR-Ökonomen »von den kapitalistischen Fesseln des Bewußtseins frei-
machen, daß sie einen unversöhnlichen Kampf gegen den bürgerlichen 
Objektivismus« führen und Partei nehmen für den Sozialismus und die 

78	 Vgl. Krause, Günter: Wirtschaftstheorie in der DDR, Marburg 1998,  zunächst 
S. 95 ff. und die dort zitierte Literatur.
79	  Zur Person vgl. Müller, Eva, Neuhaus, Manfred & Tesch, Joachim (Hrsg.): »Ich habe 
einige Dogmen angetastet…«. Werk und Wirken von Fritz Behrens (= Beiträge des Vierten 
Walter-Markov-Kolloquiums), Leipzig 1999 (Rosa-Luxemburg-Stiftung-Sachsen; 158 Sei-
ten). Er wird von Helmut Steiner (ebenda, S. [13] – 32, hier S. 17) als „intellektueller Pio-
nier des gesellschaftlichen Neubeginns“ bezeichnet: „Er war Teilnehmer, Akteur und auch 
Objekt einer großen gesellschaftlichen und intellektuellen Bewegung“. Seine im Februar 
1947 in Leipzig verteidigte Habilitationsschrift hat den Titel Alte und neue Probleme der 
politischen Ökonomie: Eine theoretische und statistische Studie über die produktive Arbeit 
im Kapitalismus, Berlin [Ost] 1948 (216 Seiten).
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»Sache der Arbeiterklasse«. Für Krause war daher klar, dass die meisten 
Vertreter der tradierten Wirtschaftswissenschaften die DDR im Zeitraum 
1949 bis 1951 in Richtung Bundesrepublik verlassen haben. Die marxis-
tische Wirtschaftstheorie habe das »Erkenntnis-, Definitions- und Erklä-
rungsmonopol« erlangt. „Konkurrierende Forschungsprogramme galten 
als eliminiert. Ein von unterschiedlichen Denktraditionen ausgehender 
Diskurs war damit im Osten Deutschlands unmöglich geworden.“
 
Zur Dramatik des Winters 1949/50 –
Oder: Die bürgerlichen Wirtschaftswissenschaften an der HUB 
werden „liquidiert“80 
Die Studienordnung von 1950 war die Reaktion des Ministeriums für 
Volksbildung auf ihre eigene Einschätzung, dass „die Wirtschaftswissen-
schaftliche Fakultät, die die Aufgabe gehabt hätte, die Bedürfnisse der 
Wirtschaft der DDR und ihrer Hauptstadt nach geeigneten Spezialisten zu 
befriedigen, nicht in der Lage war, diese gesellschaftlichen Anforderungen 
zu erfüllen“.81 Aus diesem Grunde wurde in der neuen Studienordnung, 
die im Übrigen nicht nur für die HU Berlin galt, sondern landesweit, 
die Ausbildung von „leitenden Wirtschaftsfunktionären (Diplom-Wirt-
schaftlern)“ für die Deutsche Demokratische Republik [nach „verbind-
lichem“ Studienplan, der der Studienordnung als dritte Anlage beige-
geben war]82 und die wirtschaftswissenschaftliche Fachausbildung von 

80	 Zum hier dargelegten Sachverhalt vgl. zunächst Schneider, Jürgen: „Marxistisch-
leninistische Wirtschaftswissenschaften“ nach sowjetischem Modell an den Hochschulen 
der SBZ/DDR: Legitimation und Propaganda für die Parteitage der SED. In: Gerhard, Hans-
Jürgen [Hrsg.]: Struktur und Dimension. Festschrift für Karl Heinrich Kaufhold zum 65. Ge-
burtstag, Band 2, Stuttgart 1997, S. 214 – 257. Darin: „II: Die Liquidation der Betriebs- und 
Volkswirtschaftslehre an der Humboldt-Universität zu Berlin“ (S. 217 – 228, im Folgenden 
zitiert als Schneider 1997); dieser Festschriften-Beitrag präsentiert die Aufsatzliteratur aus 
der Frühzeit der DDR, die gemäß dem Willen der SED-Führung das „Ende“ der „alten“, der 
„bürgerlichen“ (d. h. der nicht-marxistischen) Betriebswirtschaftslehre herbei führte, sowie 
Pieper, Rüdiger: Rekonstruktion der Geschichte der BWL in der DDR [Arbeitspapier / (FU-) 
Institut für Unternehmensführung, Nr. 61)], Berlin [West] 1987 (35 Seiten).
81	 Zschaler 1984, S. 146.
82	 Die „bürgerliche“ Betriebswirtschaftslehre und die „bürgerliche Volkswirtschafts-
lehre blieben unerwähnt, wodurch die Hörerzahlen dieser Fächer gegen null gedrückt 
worden sein dürften! Die bürgerlichen Wirtschaftswissenschaften wären folglich kurzfris-
tig und geräuschlos aus den ostdeutschen Universitäten und Hochschulen verschwunden. 
Doch die SED-Führung wollte einen Show-down, also deren weithin sichtbare endgültige 
Niederlage: Sie lies ihnen von systemtreuen Ökonomen den Status von Wissenschaften 
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Lehrern für einen Teil der berufsbildenden Schulen [diese (noch) „nach 
eigenem Studienplan“!] als neue Zielstellung des wirtschaftswissen-
schaftlichen Studiums vorgegeben. „Die Regelstudienzeit wurde um ei-
nes auf sieben Semester verlängert, indem ein 1/2 Jahr Praktikum nach 
Ablegung der Universitätsabschlussprüfung, unter Aufsicht und Leitung 
der Fakultät hinzugefügt wurde. Zwischenprüfungen sollten nach dem 
zweiten und dem vierten Semester, die Universitätsabschlußprüfung 
nach dem sechsten Semester erfolgen. Die traditionellen Studiengänge 
Betriebswirtschaftslehre und Volkswirtschaftslehre wurden damit zu 
einem einheitlichen wirtschaftswissenschaftlichen Studiengang zusam-
mengefaßt“ (→ „Politische Ökonomie“; d. Verf.).83  Allerdings lag nun die 
Frage in der Luft, in welcher Beziehung die „alte“ (bürgerliche) Betriebs-
wirtschaftslehre und die „neue“ (marxistische) Politökonomie zu einan-
der stehen. Der bereits erwähnte Betriebswirt Konrad Mellerowicz, er 
war seinerzeit Direktor des Instituts für Industriewirtschaft, hat diese 
Frage in einem Betrag zur Deutschen Finanzwirtschaft [Zeitschrift für 
Etat-, Kredit- und Preisfragen, 3. Jg. (1949), Nr. 15, S. 519 – 527] aufge-
griffen. Dabei führte er u. a. aus, dass es „wesenswidrig [sei], aus dok-
trinären Gründen die Betriebswirtschaftslehre weltanschaulich oder 
politisch ausrichten zu wollen. Das Ergebnis könnte nur die Zerstörung 
und der spätere Wiederaufbau dieser für den Erfolg der Wirtschafts-
führung so wichtigen Wissenschaft sein. [...] Als Quintessenz unserer 
Ausführungen ergibt sich daher, daß es wohl eine Analyse des Produk- 
tionsprozesses im Betriebe vom Standpunkt der politischen Ökonomie 
aus geben kann, nämlich um gesellschaftliche Verhältnisse aufzudecken, 
und daß es eine Analyse des Produktionsprozesses vom Standpunkt der 
Betriebswirtschaftslehre geben kann, nämlich um die Aufwands- und 

absprechen und verlieh der Ideologie der Besatzungsmacht zumindest in den Gesell-
schaftswissenschaften nicht nur die Deutungshoheit, sondern das uneingeschränkte Deu-
tungs- und Erklärungsmonopol.
83	 Zschaler 1997, S. 69. – Ab 1950 ging es überwiegend darum „die Ergebnisse der 
Sowjetwissenschaft zu vermitteln“; die Betriebswirtschaftslehre ist ausschließlich ka-
pitalistisch angesehen worden. Rückblickend (1965) ist hervorgehoben worden, dass 
den Volks- und Betriebswirten (in den hier in Rede stehenden Jahren) die Erhaltung der 
kapitalistischen Ausbeuterordnung höher [stand] als das humanistische Anliegen der 
Wissenschaft.“ Vgl. hierzu Pieper, Rüdiger: Rekonstruktion der Geschichte von Betriebs- 
wirtschaftslehre und Leitungswissenschaft in der DDR. In: Derselbe (Hrsg.): Westliches 
Management – östliche Leitung. Ein Vergleich von Managementlehre und DDR-Leitungs-
wissenschaft, Berlin / New York 1989, S. 79 – 124 (im Folgenden zitiert als Pieper 1989), 
hier S. 85.
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Ertragsverhältnisse zu überwachen, ferner: daß es liberale und sozia-
listische Betriebswirte geben kann, aber, daß es eines nicht geben kann: 
eine Betriebswirtschaftslehre auf der Grundlage der politischen Öko-
nomie, da beide ganz disparaten Sphären angehören, sondern daß es 
nur geben kann: eine Betriebswirtschaftslehre auf Grund von Tatsachen 
und Zahlen des Einzelbetriebes und der jeweils neuesten Ergebnisse 
technischer und betriebswirtschaftlicher Forschung“ (S. 527).84

Was ist zuvor geschehen? Zschaler beschreibt dies in seiner linientreuen 
Dissertation folgendermaßen85: 1949 hat die Hochschulgruppe der SED 
„im Bündnis mit den Vertretern der Massenorganisationen die Führung 
des weiteren Umgestaltungsprozesses der Universität [übernommen], 
in dem fortschrittliche Studenten der Wirtschaftswissenschaftlichen Fa-
kultäten bedeutenden Platz gewannen." (S. 135) Bei der „Weiterführung 
der revolutionären Umgestaltung von Lehre, Forschung und Erziehung“ 
spielten die kommunistischen Kräfte in der SED, der FDJ und den Ge-
werkschaften eine große Rolle. Die Monopolorganisation FDJ kritisierte 
in einem Wandzeitungsartikel die Vorlesungen von Konrad Mellerowicz 
als praxisfern (S. 145 f). In einer Aktennotiz des FDGB-Bundesvorstand, 
Kultur und Erziehung, Ernst Müller (1894 – 1979), vom 25.11.1949, 
„Vorlesung des Professors Mellerowitsch über Planwirtschaft“ betref-
fend, heißt es: „[Ich] bin der Auffassung, daß es unmöglich ist, unseren 
wissenschaftlichen Nachwuchs solchen falschen Theorien auszusetzen, 
wie sie Prof. Mellerowitsch bietet. Außerdem bin ich der Meinung, daß 
es höchste Zeit ist, daß unsere Parteigruppe und FDJ-Gruppe aktiveren 
Einfluß auf die Art und Weise der Vorlesungen solcher Professoren, wie 
sie Mellerowitsch verkörpert, nehmen, und eine größere Aktivität an 
den Tag legen."86  Was zu jener Zeit geschah, schildert Schneider87: „Der 
Angriff auf Konrad Mellerowicz wurde vom SED-Funktionär Dr. Wolf-
gang Berger (1921 – 1994) mit einem Beitrag »Karl Marx als Kritiker 
der modernen Betriebswirtschaftslehre« eröffnet.88  Nach Berger steht 

84	 Bereits vier Monate nach seiner Flucht nach Westberlin ist Mellerowicz auf das 
Thema zurückgekommen: Wirtschaftsordnung und Betriebsordnung. Das Problem in 
historischer Betrachtung. In: Zeitschrift für Betriebswirtschaft, 20. Jg., Wiesbaden 1950, 
S. 321 – 331 und Wirtschaftsordnung und Betriebsordnung. Das Problem in theoretischer 
Betrachtung, ebenda, S. 497 – 509.
85	 Vgl. Zschaler 1984, a.a.O.
86	 HU UA, PA – nach 1945: Mellerowicz, Konrad, Band 4, Blatt 60 f.
87	 Schneider 1997, a.a.O., S. 222
88	 Deutsche Finanzwirtschaft, Zeitschrift für Etat-, Kredit- und Preisfragen, 3. Jg. 
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die Lehre von den Produktionsfaktoren (Adam Smith) und die Grenz-
nutzentheorie im Widerspruch zur Arbeitswerttheorie von Karl Marx. 
Berger resümiert: »Aus diesem Tatbestand ergibt sich, daß es notwen-
dig ist, der Betriebswirtschaftslehre eine neue theoretische Grundlage 
zu geben oder besser noch die Betriebswirtschaftslehre als den Teil in 
die Theorie der politischen Ökonomie aufzunehmen, der im Besonderen 
der Analyse des innerbetrieblichen Produktionskreislaufes und seiner 
quantitativen Erfassung gewidmet ist. Daher ist es für die fortschrittli-
chen Betriebswirtschaftler erforderlich, sich die Theorien von Marx [...] 
anzueignen. Dann werden wir auch in der Lage sein, in kürzester Zeit 
ein Rechnungswesen zu organisieren, das den gewachsenen Aufgaben 
genügt«."89

Am „Kesseltreiben“ gegen Mellerowicz,90 der „in aller Stille seinen Ab-
gang in die BRD vorbereitet haben soll“, haben nach den Feststellungen 
des Bamberger Wirtschaftshistorikers Jürgen Schneider auch Alfred 
Lemmnitz (1905 – 1994), der von 1948 bis 1953 Lehrstuhlleiter an der 
Parteihochschule der SED war, und der oben bereits erwähnte Fakul-
tätskollege Josef Winternitz teilgenommen. Letzterer führt in seinem 
Beitrag zur Deutschen Finanzwirtschaft91 aus, dass sich die Betriebs-
wirtschaftslehre „wie jede andere Disziplin, die Anspruch auf objektive 
Geltung erhebt, nach der Wahrheit ausrichten“ müsse: „Der Wahrheit 
aber dient man nicht, wenn man die grundlegenden Tatsachen unserer 
Zeit, den Gegensatz der Klassen, den Kampf zwischen den verschiede-
nen Wirtschaftssystemen ignoriert, der Parteinahme in diesem Kampf 
ausweicht oder vielmehr die Parteinahme für die Vergangenheit gegen 

Nr. 10, 1. Oktoberheft 1949, Berlin [Ost], S. [249] – 253. In der zweiten Jahreshälfte 1948 
ändert die Zeitschrift ihre Ausrichtung: Sie diente hinfort der Durchsetzung des Mar-
xismus-Leninismus. Zur Charakteristik der erstmals 1947 erschienenen Zeitschrift vgl. 
Krause, Günter: Wirtschaftstheorie in der DDR, Marburg 1998, S. 30 f.
89	 Schneider 1997, a.a.O., S. 222
90	 Es endete am 17. Februar 1950 mit dem Einreichen seiner Kündigung zum 31. März 
1950 „um einem anderweitigen Ruf folgen zu können“ und seiner umgehenden Flucht in 
die Westsektoren der Stadt, wo an der Technischen Universität sofort ein Lehrstuhl für 
ihn eingerichtet worden ist. Vgl. HU UA, PA – nach 1945: Mellerowicz, Konrad, Band 3, 
Blatt 16 und zur Flucht insbesondere Mantel, a.a.O, S. 510 Fußnote 323: Seine Verhaftung 
sollte um 17:00 Uhr erfolgen. Mellerowicz hatte morgens noch eine Vorlesung gehalten. 
Um 12:00 Uhr ist er mit der S-Bahn in den Westen gefahren.
91	 Unsere Antwort an Prof. Dr. Mellerowicz zur Kritik der betriebswirtschaftlichen 
Metaphysik. In: Deutsche Finanzwirtschaft. Zeitschrift für Etat-, Kredit- und Preisfragen, 
4. Jg., Heft 2 (1950), S. 52 – 57
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die Zukunft mit einem falschen »Objektivismus« verdeckt. Die Be-
triebswirtschaftslehre wird ihr Lebensrecht erweisen, wenn sie ihre 
speziellen Untersuchungen auf der wirtschaftlichen Erkenntnis der ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklung basiert, vor den entscheidenden Tat-
sachen unserer Zeit des Übergangs die Augen nicht verschließt und als 
eine praktische Disziplin bei der planmäßigen Umgestaltung unserer 
Wirtschaft nach den Bedürfnissen der Gesellschaft mithilft“ (Winter-
nitz, a.a.O., S. 57).
„Heißt das nun, daß wir keine Betriebswirtschaftslehre gebrauchen? 
Heißt das, daß wir in unseren volkseigenen Betrieben mit der politi-
schen Ökonomie auskommen? Nein – keineswegs! Das heißt, daß wir 
eine Lehre vom volkseigenen Betrieb brauchen! Das heißt, daß wir eine 
Lehre von der Organisation, von der Technik der volkseigenen Betriebe 
und ihres Rechnungswesens brauchen! Diese Lehre ist nicht losgelöst 
vom gesellschaftlichen Zusammenhang und daher Teil der politischen 
Ökonomie. [...] Diese Lehre vom volkseigenen Betrieb kann daher auch 
keine, und zwar auch keine »gute« – bürgerliche Betriebswirtschafts-
lehre sein, weil jede bürgerliche Betriebswirtschaftslehre nicht nur 
schlecht, sondern falsch ist. Diese Lehre vom volkseigenen Betrieb gilt 
es zu entwickeln. Die Voraussetzungen hierfür sind gegeben, aber auch 
die Notwendigkeit hierfür ist vorhanden.“92

Für Zschaler (1986, S. 314) war Mitte des Jahres 1950 die „bürgerliche 
Etappe in der Fakultätsgeschichte“ beendet. Doch die von Behrens für 
notwendig erachtete „neue“ (marxistische) Betriebswirtschaftslehre 
wurde bereits in Leipzig vorbereitet. Dort wurde z. B. Curt Teichmann 
(1919 – 1993) 1950 mit dem Thema Die Veränderung des Wesens der 
Betriebswirtschaftslehre in der sozialistischen Planwirtschaft promoviert 
(1950; maschinenschriftlich, 147 Seiten). Nach der Habilitation mit dem 
Thema Zur Ökonomik des Binnenhandels 1952 (veröffentlicht in Berlin 
[Ost] 1953 in der Reihe Diskussionsbeiträge zu Wirtschaftsfragen, Band 5, 
132 Seiten) war er von 1952 bis 1957 Professor mit vollem Lehrauf-
trag für Binnenhandelsökonomie an der Wirtschaftswissenschaftlichen 
Fakultät der Universität Leipzig. Hier deutet sich bereits die Struktur 
der ostdeutschen Wirtschaftswissenschaft an, die nach Rüdiger Pieper 
(1957 – 1993) in den 1950er Jahren wie folgt aussah:93

92	 Behrens, Friedrich: Ist die Betriebswirtschaftslehre eine Wissenschaft? In: Deut-
sche Finanzwirtschaft, 4. Jg., Heft 2, Berlin [Ost]. 1950, S. 57 – 64, hier: S. 64.
93	 Pieper 1989, a.a.O., S. 88.
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In Berlin ist der „Neuanfang“ – so lautete die Bezeichnung – mit dem 
gelernten Autoverkäufer Hans Arnold (1920 in Leipzig geboren) ge-
macht worden.94 Er hat von 1946 bis 1948 in Leipzig studiert (Diplom-
Betriebswirt) und ist von Professor Johannes Schmidt95 am 4. Novem-
ber 1950 in Leipzig promoviert worden.96 Seit dem Frühjahr 1953 hat 
er an der HUB das neue Institut für Industrieökonomik geleitet,97 das 

94	 Eine Kurzbiographie zu Hans Arnold findet sich auf http://hicks.wiwi.hu-berlin.
de/history/, Stand 17.10.2022.
95	 Geboren am 19.05.1921 in Plauen, Studium SS 1942– WS 1944/45 an der Handels-
Hochschule Leipzig; 28.03.1945 Diplom-Kaufmann; 01.08.44 – April 1945 Hilfsassistent, 
danach wissenschaftlicher Assistent bei Professor Wilhelm Hasenack; Dissertation: Der 
Firmenwert – eine betriebswirtschaftliche Untersuchung [Leipzig 1947, 265 Seiten ma-
schinenschriftlich; Betreuer waren der Dekan der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät 
Prof. Dr. rer. pol. et phil. Friedrich Lütge (1901 – 1968) und der Ökonom und Buchhan-
delsexperte Gerhard Menz (1885 – 1954)]; nach der Übersiedlung Hasenacks 1948 nach 
Westdeutschland mit der kommisarischen Leitung des Steuerinstituts beauftragt; Habi-
litation: Wirtschaftliche Rechnungsführung und -Besteuerung – Ein Beitrag zur Besteu-
erung volkseigener Betriebe, Leipzig 1952 (Dr. rer. pol. habil.); Nach der Schließung des 
Steuer-Instituts (1950) 1952 Berufung zum Professor mit vollem Lehrauftrag für Indust-
rieökonomik; 1957 Berufung zum Professor mit Lehrstuhl für Industrieökonomik; 1969 
Berufung zum Ordentlichen Professor für sozialistische Betriebswirtschaft; 1.1.1984 
Emeritierung (aus Gesundheitsgründen). Vgl. Fenzlau, Gerhard und Reuß, Paul: Johannes 
Schmidt – Ein Berufsleben für die Betriebswirtschaft und letzter Repräsentant des Leipzi-
ger Steuer-Instituts – Zu seinem 70. Geburtstag. In: Deutsche Steuer-Zeitung, Nr. 12, 1991, 
S. 372 f. Johannes Schmidt ist am 16.10.2005 in Leipzig verstorben.
96	 Arnold, Hans: Rentabilität und Rentabilitätsprinzip in der kapitalistischen Produk-
tionsweise. Diss. Leipzig 1950 (142 Blätter, maschinenschriftlich).
97	 Vorausgegangen war am 31. Januar 1953 die Arbeitstagung der Industrieökono-
men in Dresden, der ein (Grundsatz-) Referat von Fritz Landgraf zugrunde lag. In Anleh-

Abb. 5: Struktur der ostdeutschen Wirtschaftswissenschaften in den 1950er  Jahren
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ab dem WS 1950/51 vom linientreuen, aber „fachlich beschränkt geeig-
neten“ Dipl-Hdl. August Stitz98 (Professor mit Lehrauftrag) nebst drei Mit-
arbeitern kommissarisch geführt worden ist.99 Zusammen mit Hans Bor-
chert100 (Halle) und Johannes Schmidt hat er das republikweit genutzte 
und in mehreren Auflagen erschienene Lehrbuch Ökonomik der sozialis-
tischen Industrie in der Deutschen Demokratischen Republik, Berlin, [Ost] 
11956 mit 591 Seiten (bis 71961: 867 Seiten) verfasst. 

nung daran veröffentlichte Landgraf in der Zeitschrift Wirtschaftswissenschaft den Artikel 
Die Industrieökonomik als Forschungsdisziplin (1. Jg., 1953, S. 282 – 294). Es werden hier 
ganz überwiegend Veröffentlichungen aus der Sowjetunion herangezogen, so dass man 
wohl sagen kann, dass die stalinistischen Wirtschaftsökonomiken dem neuen Fach zu-
grunde gelegt worden sind. Dem werden sich auch die drei Autoren des späteren DDR-
Standard-Lehrbuchs der Industrieökonomik nicht haben entziehen können. Dem Aufsatz 
von Landgraf entnehme ich, dass 1953 noch keine Klarheit über den Forschungsgegen-
stand „Industrieökonomik“ und seine Stellung in der Wirtschaftswissenschaft herrschte. 
Landgraf stellt in seinem Aufsatz drei verschiedene Auffassungen vor, die auf der Grund-
lage von Josef Stalins Werk „Ökonomische Probleme des Sozialismus in der UdSSR“, Dietz 
Verlag, Berlin [Ost] 1952 (5. Auflage, Berlin [Ost] 1954, 96 Seiten, online unter https://
portal.dnb.de/bookviewer/view/102069453X#page/n0/mode/2up, Stand 21.11.2022)  
kritisch zu überprüfen seien. – Literaturhinweis: Zum Thema Betrieb und Wirtschafts-
ordnung äußert sich Erich Gutenberg im neunten Kapitel seiner Einführung in die Be-
triebswirtschaftslehre (Wiesbaden 1958, S. 189 –192). Er nennt auch „weiterführende 
Literatur“ und unterscheidet „systemindifferente“und „systembezogene Tatbestände“. 
“Systembezogen“ ist das „Organprinzip“, das für sozialistische Betriebe gegolten hat. Die 
Betriebe der DDR waren mithin „lediglich Teilbetriebe, Organe eines übergeordneten, 
zentral-geleiteten wirtschaftlichen Zusammenhangs“ (S. 190). Als nicht-autonome Betrie-
be bedurften sie der „Leitung“ von außen, so dass mit der Sowjet-Literatur auch die neu-
entwickelte „Leitungswissenschaft“ Einzug in die DDR gehalten hat.
98	 Vgl. 1945 – 1989: Die wirtschaftswissenschaftliche Sektion zur Zeit der DDR, 
II. Hochschulreform 1951, online abrufbar unter http://hicks.wiwi.hu-berlin.de/history/ 
(Stand 17.10.2022). August Stitz wurde 1892 geboren; 1920 Diplom Handelslehrer in
Berlin; im Dritten Reich Steuerprüfer. Richard Fuchs hatte bei der Berufung von Stitz Be-
denken hinsichtlich dessen Kompetenz geäußert. Vgl. Hesse/Rischbieter, a.a.O., S. 263.
99	 Die Zusammenfassung aller betriebswirtschaftlichen Lehrstühle hieß zunächst
Institut für Industriewirtschaft. Aus dem Fach Rechnungswesen ist das Fach „volkseige-
nes Rechnungswesen“ und aus dem Fach Buchführung das Fach „volkseigene Buchfüh-
rung“ geworden.
100	 Borchert ist am 16. Juli 1921 geboren und am 1. September 1986 emeritiert wor-
den. Er ist am 23. Dezember 1995 verstorben (Daten des Universitätsarchivs Halle). Dis-
sertation: Die Grundrententheorie von Karl Marx in ihrer Anwendung auf die verschie-
denen ökonomischen Formationen, Diss. Halle 1951 (268 Blätter maschinenschriftlich)
– auszugsweise in der Wirtschaftlichen Zeitschrift der Martin-Luther-Universität Halle-
Wittenberg (Gesellschafts- und sprachwissenschaftliche Reihe, Nr. 3), 2. Jg. 1952/53,
S. 223– 234.
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Dessen Ausarbeitung korrespondierte mit der Erstellung von Lehrbrie-
fen für den Lehrstuhl „Ökonomik der Industrie“ an der Parteihochschu-
le „Karl Marx“ des Zentralkomitees der SED und ist so „insbesondere 
durch das Zentralkomitee der Sozialistischen Einheitspartei Deutsch-
lands unterstützt“ worden. „Es beseitigte alle auftretenden Schwierig-
keiten schnell und unbürokratisch und stand den Verfassern hilfreich 
zur Seite“ (Vorwort der ersten Auflage, S. XV). Vorausgegangen – und das 
scheint mir schon wichtig zu sein – ist das Lehrbuch von Solomon E. Ka-
menizer Organisation und Planung des sozialistischen Industriebetriebes 
[Berlin (Ost) 1954; 504 Seiten; Übersetzung aus dem Russischen]. Mir 
ist gesagt worden, dass mit dem Buch von Arnold, Borchert und Schmidt 
den „Standardwerken der bürgerlichen Betriebswirtschaftslehre“ ein 
Pendant entgegengesetzt werden sollte. Zum Zeitpunkt der Erstauflage 
war das einflussreichste Nachkriegswerk der Betriebswirtschaftslehre 
in Westdeutschland das von Erich Gutenberg (1897 – 1984): Grundlagen 
der Betriebswirtschaftslehre [Band 1: Die Produktion (1951), Band 2: 
Der Absatz (1955) und Band 3: Die Finanzen (1969)]. Das umsatzstärks-
te Standardwerk der bürgerlichen Betriebswirtschaftslehre wurde dann 
die 1960 in Berlin und Frankfurt a. M. erstmals erschienene Einführung 

Abb. 7: Titelblatt von Wöhes 
Einführung in die Allgemeine Betriebswirt-

schaftlehre (1. Auflage)

Abb. 6: Titelblatt von Arnolds Ökonomik der 
sozialistischen Industrie in der Deutschen 

Demokratischen Republik
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in die Allgemeine Betriebswirtschaftslehre (388 Seiten) von Günter Wöhe 
(1924 – 2007)101. Als 2013 die von Ulrich Döring besorgte„25. aktuali-
sierte Auflage“ (1018 Seiten) erschienen ist, sind mehr „Wöhe“ verkauft 
worden, als von allen anderen westdeutschen betriebswirtschaftlichen 
Lehrbüchern zusammen!102

Die Aufgabe des ostdeutschen Standardwerks bestand dem Vorwort 
zufolge darin, „die grundsätzlichen ökonomischen Probleme der sozi-
alistischen Industrie der Deutschen Demokratischen Republik zusam-
menfassend darzustellen.“ Die sozialistische Industrie hatte als stärks-
ter Wirtschaftszweig entscheidende Bedeutung für die Entwicklung der 
Volkswirtschaft in der DDR und war somit „die ökonomische Grundlage 
der Diktatur des Proletariats“. Die meisten Absolventen der späten 50er 
und die der 60er Jahre sollen nach ihrem Studium in die volkseigenen 
Betriebe gegangen sein. – In den Ausgaben vom 13./14. Juli 1985 der 
Berliner Zeitung (S. 2) und von Neues Deutschland (S. 2, Zitate hier-
aus) hat das ZK der SED „dem Genossen Prof. Dr. Hans Arnold herzliche 
Glückwünsche“ zum 65. Geburtstag ausgesprochen und ihm „für sein 
mehr als drei Jahrzehnte langes erfolgreiches Wirken als Wissenschaft-
ler und Hochschulehrer“ gedankt.
Für die Studienordnung von 1950 heben quasi am Vorabend des Wen-
deherbstes (1989) Duparré und Zschaler (der zum Zeitpunkt der Ver-
öffentlichung der hier benutzten Quelle der SED-Kreisleitung an der 
Humboldt-Universität angehörte und somit Teil des Unterdrückungs-
apparates war) hervor, dass sie „vorfristig“ Aufgaben der (II.) Studien-
reform (gemeint sind die in den Jahren 1951/52 eingetretenen Verän-
derungen) gelöst habe:103 „Im Mittelpunkt der Umgestaltung standen 
die Einführung des gesellschaftswissenschaftlichen Grundstudiums für 
alle Fachrichtungen, der Rahmen des einheitlichen Zehn-Monate-Studi-
enjahres, die Schaffung verbindlicher (Hervorhebung vom Verfasser) 
Studienpläne, in die auch Berufspraktika fest eingebunden waren, die 

101	 Wöhe war Professor an der Universität des Saarlandes in Saarbrücken.
102	 Vgl. Giersberg, Georg: Entdeckung des Marketings. Der „Wöhe“ hat nun die 25. Auf-
lage erreicht. In: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 23.09.2013, Wirtschaft, S. 20. Der Wöhe 
war inzwischen zu dem Lehrbuch des Massenfaches BWL an (unschönen) Massenuniver-
sitäten geworden, mit etwa 220.000 BWL-Studenten!
103	 Duparré, Marion und Zschaler, Frank: Die Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät 
der Humboldt-Universität zu Berlin in der Phase der sozialistischen Umgestaltung. In: 
Wissenschaftliche Zeitschrift der Humboldt-Universität zu Berlin, Reihe Gesellschafts- 
wissenschaften, 38. Jg., Heft 10, Berlin [Ost] 1989, S. 1073 – 1078, hier S. 1076.
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Bildung staatlicher Seminargruppen, obligatorischer Unterricht in der 
russischen Sprache sowie Veränderungen innerhalb des Leitungssys-
tems. An der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der Berliner Uni-
versität trafen die Maßnahmen und Aktivitäten des Staatssekretariats 
für Hochschulwesen auf besonders günstige Bedingungen und wur-
den darum schon in kürzester Zeit wirksam. Worin bestanden diese 
Bedingungen?
Im Zuge der Auseinandersetzung um den bereits erwähnten Studien-
plan 1950 und der damit verbundenen Dominanz der bürgerlichen Auf-
fassungen hatte sich die marxistische Wirtschaftswissenschaft in die-
ser Institution bereits etabliert. Durch das Wirken der fortschrittlichen 
Kräfte war auch politisch-ideologisch ein Charakterwandel der Fakultät 
vonstatten gegangen.“ Im zeitlichen und inhaltlichen Vorlauf (der Studi-
enreform der Jahre 1951/52) habe „eine gewisse Potenz für den Wan-
del des Charakters der Fakultät von einer 1950 noch als bürgerlich zu 
charakterisierenden zu einer der fortschrittlichsten der Berliner Uni-
versität“ gelegen.
An anderer Stelle heißt es, dass sich mit der Reform des Hochschul-
wesens eine Veränderung der Studentenschaft angebahnt habe: „Die 
Studenten wurden nach festgesetzten Kriterien unter den Bewerbern 
ausgesucht und waren nach der Immatrikulation an den verbindlichen 
Studienplan gebunden. Dem Jugendverband wurde im Zusammenhang 
mit der Neuorganisation große Bedeutung beigemessen. Seit der Zulas-
sung der Freien Deutschen Jugend an der Humboldt-Universität zu Ber-
lin hatten sich die Jugendkollektive an der Universität und namentlich 
an der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät etabliert. Die Jugendor-
ganisation wurde unter der Losung »Stürmt die Festung Wissenschaft« 
von Anfang an zum Mitstreiter für die Ziele der II. Hochschulreform. 
Nachdem sich die an der Fakultät initiierten Studiengruppen als wir-
kungsvolle Studienform bewährt und gefestigt hatten, wurde diese 1951 
nach Fachschaften gegliedert und zu staatlichen Seminargruppen um-
gebildet.104 Die Organisation dieser Seminargruppen lag in den Händen 
der FDJ und schon im November 1951 konnte der damalige Dekan der 

104	 Vgl. Anweisung Nr. 26 des Staatssekretariats für Hochschulwesen der Deutschen 
Demokratischen Republik betr. Bildung und Aufgaben der Seminargruppen (6. Septem-
ber 1952). Abgedruckt in Quell, Hans-Martin: Die „sozialistische“ Hochschule. Aspekte 
des Hochschulwesens der SBZ (hrsg. vom Verband Deutscher Studentenschaften), Berlin 
[West] o. J. (1964), S. 39 f.
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Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät, Prof. Jürgen Kuczynski, eine 
diesbezügliche Vollzugsmeldung an den Rektor der Universität weiter-
leiten“ (S. 1077). Politisch habe sich die „Rote Universität“ im Verlauf 
der Klassenauseinandersetzungen der 50er Jahre profiliert.
Laut Zschalers Aufsatz aus dem Jahr 1997 war das Spektrum der tra-
ditionellen wirtschaftswissenschaftlichen Disziplinen mit der Prü-
fungsordnung vom 20. Mai 1950 auf die Befriedigung der praktischen 
Bedürfnisse der Zentralplanwirtschaft verkürzt worden. Die Wirt-
schaftswissenschaftliche Fakultät hatte die zu erwartende Prüfungs- 
ordnung bereits in ihrer Sitzung am 15. Januar 1950 diskutiert und Teile 
der Fakultät hatten unter anderem die „einseitige politische Indoktri-
nation“ verurteilt. „Außerdem warnten Fachvertreter davor, daß die 
Unterschiede zwischen Ost- und Westdeutschland zu groß werden und 
die Abschlüsse nicht mehr vergleichbar sein könnten.105 In diesem Sin-
ne verfaßten die Professoren Konrad Mellerowicz106, Bruno Rogowsky 
und Oswald Schneider (1885 – 1965) eine Petition an das DDR-Volks-
bildungsministerium, bekamen aber keine Antwort“ (ebenda, S. 69).107 
1984 kommentierte Zschaler die Geschehnisse so: „Ihr gefordertes 
Festhalten an der Einheit der Prüfungsordnung in »Ost und West« war 
nichts anderes, als der Versuch, die Existenz der bürgerlichen Wirt-
schaftswissenschaften an der Humboldt-Universität zu retten und hatte 
nichts gemein mit der damals objektiv richtigen Forderung der Partei, 
die Einheit Deutschlands auf antifaschistisch-demokratischer Grundla-
ge wiederherzustellen und den Imperialismus in einem einheitlichen 
Deutschland zu schlagen.“108

Welche Rolle spielte nun Richard Fuchs an der Wirtschaftswissenschaft-
lichen Fakultät der HU Berlin? Fuchs wurde bereits einen Tag nach 

105	 In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass die Studenten der Wirt-
schaftswissenschaftlichen Fakultät „in der Hauptsache“ aus den drei West-Sektoren 
kamen. Rogowsky, Vorsitzender des Prüfungsamtes, verhalf vielen Studenten bis zum 
Frühjahr 1950 zum Abschluss nach der alten Prüfungsordnung. Dann hat auch er Berlin 
verlassen.
106	  Den folgenden Aufsatz habe ich noch nicht eingesehen: Betriebswirtschaftslehre 
und politische Ökonomie. In: Deutsche Finanzwissenschaft, Jg. 4 (1949), S. 519 – 527 
107	 Zur weiteren Entwicklung des Wirtschaftswissenschaftlichen Instituts der Hum-
boldt-Universität vgl. die Darstellung von Marion Duparré: Die Entwicklung der Wirt-
schaftswissenschaftlichen Fakultät der Humboldt-Universität zu Berlin von der sozialisti-
schen Hochschulreform bis zum Ende der fünfziger Jahre, Diss. Berlin [Ost] 1985.
108	 Zschaler 1984, S. 150.
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